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Einleitung

Neue T e c h nol og ie^ bemächtigen isch unseres Lebens!

Sie verändern Arbeitsplätze, ändern die Möglichkeiten unserer Freuzeitgestaltung, 

ermöglichen Überwachungssysteme, die bislang undenkbar waren.

Die einen beschwören die Chancen der Mikroelektronik als die Vollendung menschlichen 

Daseins, die anderen schwören von ihr ab , weil sie eine ^kontrollierbare Kraft sei 

die Arbeitsplätze vernichtet und den Menschen verblödet.
Wir wollen mit dieser Materialsammlung einige ausgewählte Artikel an die Hand geben, 
um euch in die Thematik einiesen zu können. Ihr, Studentinnen und Studenten an der 

TH Darmstadt, werdet mal die sein, die auch ein Stück weit diese Technologieen 
entwickeln und sie anwenden werden.

Wenn Information über Gefahren und Möglichkeiten die Voraussetzung für verant- 

wotliches wissenschaftliches Arbeiten ist, dann wollen wir diese Voraussetzungen 
schaffen.

Die Artikel sind nicht zufällig zusammengestellt, sondern beziehen sich auf zwei 
große Bereiche.
Zu Beginn haben wir Artikel zusammengestellt, die sich mit den Fragen auseinander­

setzen, wie Neue Technologieen Arbeitsplätze vernichten, warum auch die Arbeits­

plätze die übrig bleiben, nicht menschenwürdig sind. Die Dampfmaschine hat 

menschliche Munskelkraft ersetzt, Roboter und Computer ersetzen auch menschliche 

Kreativität.
Einem Teilbereich des E flusses auf die Arbeitsplätze und Bedingungen sind 
Personalinformationssysteme. Es erschien uns notwendig diesem Bereich in der 

Broschüre auch einen gewissen Raum zu lassen.
Der zweite Bereich geht auf die Einflußsphären an der Hochschule und Schule ein. 

Amerikanisierung des Studiums bedeutet auch, daß Lernprozesse anonymisiert werden. 

Begriffe wie soziales Lernen gehören in den zukünftigen Bildungsbereichen wohl 

zum Fremdwortinventar.

In diesem Sinn wünschen wir euch viel Spaß beim lesen.
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Hans-Joachim Schabedoth

NEUE TECHNOLOGIEN UND IHRE FOLGEN

Besorgniserregende Tendenzen zeigen sich gegenwärtig besonders 
klar in der Automobilindustrie: Seit Jahren befinden sich die 
amerikanischen, japanischen und europäischen Automobilkonzerne 
in einem ruinösen Wettkampf um Marktanteile. Um Wettbewerbsvorteile 
zu erlangen oder zu verteidigen, sehen sich die Automobilgiganten 
gezwungen, ihre Produktionsstätten auf die jeweils modernste Techno­
logie umzustellen. Hinter den Kulissen wird noch eine andere Strate­
gie verfolgt: Kooperation statt Konkurrenz.
Es gibt kaum einen bedeutenden Hersteller, der nicht auf irgendeine 
Weise mit einem anderen verflochten ist. Das jüngste Beispiel im 
Kooperationskarusell lieferte VW. Deutschlands Nummer 1 auf dem Auto­
mobilmarkt verschwistert sich mit Japans Nummer 2 Nissan (Datsun). Zwei­
fellos hofft VW, von der höher entwickelten Produktionstechnologie der 
Japaner profitieren zu können. Die Rechnung einer solchen Kooperation A  
und Kapitalverflechtung auf dem internationalen Automobilmarkt müssen ^  
die Arbeitnehmer in zweifacher Hinsicht bezahlen: zum einen steigt 
der Automibilpreis auf den monopolisierten Märkten. Zum anderen 
werden sie Opfer der forcierten Rationalisierungswelle.

Rationalisierung im Automobilbau

Schon heute hat VW bereits fast vierhundert Fertigungsroboter im 
Dienst. In den nächsten zwei Jahren sollen es sechshundert sein.
Auch BMW beschäftigt bereits die sog. "eisernen Kollegen" in den 
Werkshallen. Doch Gefahr droht nicht nur für die Arbeitsplätze bei 
der Montage. Weitere Rationalisierungsschwerpunkte durch den Einsatz 
von Industrierobotern sind Lackierarbeiten, aber auch Betriebs­



teile wie die Auspuffherstellung, wo neue automatische Maschinen 
fünfzig bis sechzig Menschen verdrängen, oder moderne Pressen, die 
nur noch von fünf statt von rund zwanzig Männern bedient werden 
brauchen. Am Ende der Umrüstung der Produktionsstätten auf die aktuell 
modernsten Technologie steht nach einer Prognos-Studie das Resultat, daß 
in den kommenden Jahren jeder fünfte Automobilwerker seinen Arbeits­
platz verlieren wird. Am stärksten betroffen von diesem Rückgang sind 
die PKW-Hersteller: Jeder dritte Arbeitsplatz ist nach Auskunft dieser 
Studie bedroht. Hier tickt eine soziale Bombe, deren Lunte heute mit 
gewaltigen Investitionen gelegt wird. Die Industieroboter sollen bis 
1985 in Scharen in die Betriebe Einzug halten. Sie verfügen über Sen­
soren, die das Programmierungsproblem lösen, das bisher den Einsatz 
noch hemmte. Bisher mußten diese Roboter bei Produktionsumänderungen 
ausgebaut und umständlich neu programmiert werden. Heute fährt ein 
Arbeiter mit dem tapulsgeber wenige Minuten das neue Werkstück ab und der 
Automat weiß Bescheid. Schweißroboter, Lackierroboter, Stapel-,
Zu- und Abreichautomaten machen Facharbeitereinsatz überflüssig. Das 
elektronische Steuerungsteil der Maschine ersetzt den Dreher, Fräser, 
und Werkzeugmacher. Kenntnisse und Fertigkeiten, die durch lange Ar- 
beits- und Berufserfahrung erworben worden sind, verlieren ihren Wert. 
Die neuen Maschinen ersetzen nicht nur die menschliche Muskelkraft, 
sondern auch die geistigen Inhalte der menschlichen Arbeit. Zum Bei­
spiel das eigenständige konstruktive planende Denken. (Vergl. in diesem 
Zusammenhang eine Bremer Studie zum Automateneinsatz bei VW.)

Kein Problembewußtsein bei den Konzernleitungen

Die Konzernleitungen lassen sich nur ungern in die Karten gucken.
Die fatalen Konsequenzen für den Arbeitsmakrt werden sogar herun­
tergespielt. So behauptet VDA-Geschäftsführer Achim Diekmann:
"Die Roboter verursachen keinen Beschäftigungseinbruch." Auch 
VW-Finanzchef Thomee beteuert, daß durch die Kooperation mit Nissan 
die Beschäftigung in den deutschen Werken nicht beeinträchtigt wird.
Im Gegenteil seien erhebliche Zulieferungen an Japan erforderlich, die 
zusätzliche Beschäftigung bewirken, die sonst nciht gegeben wäre.
Warum soll aber ausgerechnet in diesem Fall die bisherige Erfah­
rung der Arbeitsnehmer trügen, nach der eine fortschreitende Konzen­



tration stets zu Arbeitsplatzveriusten geführt hat?
VDA-Geschäftsführer Diekmann ist sich sicher. Er gluabt, daß die deut­
sche Automobilinäustrie die achtziger Jahre unbeschadet ihrer Identität 
überstehen. Von der Identität der Arbeiter wird in diesem Zusammenhang 
nicht mehr gesprochen. Deshalb sind die Gewerkschaften, aber auch die 
Studenten der Ingenieur-Ausbildung, aufgefordert, solche Fragen ver­
stärkt zu diskutieren und sie zum Ansatzpunkt betrieblicher Gewerk­
schaftsarbeit, bzw. der Studienreformforderungen in der naturwissen­
schaftlichen und Ingenieur-Ausbildung an der Hochschule, zu machen.

Einsatz der Mikroelektronik

Es sollte nicht in Vergessenheit geraten, daß spektakuläre Umwälzungen 
durch den Einsatz der mikroelektronischen Bauelemente in den ver­
schiedensten Zweigen der elektrotechnischen Industrie bereits seit 
Jahren vor sich gehen. Mit dem Einsatz der Elektronik war eine Redu­
zierung der Teilefertigung verbunden, da die elektronischen Bauelemente 
kostengünstiger eingekauft werden können. Zudem wurde die Montage, 
die bislang den Schwerpunkt der Produktion darstellte, erheblich ver­
einfacht. Die Zahl der zu verknüpfenden Einzelteile wurde dabei stark 
reduziert. Die Arbeit kann so insgesamt von geringer qualifizierten 
Arbeitskräften geleistet werden. Die Folge war eine deutliche Verrinc^- 
rung der Lohnkosten je Produktionseinheit. Das läßt sich an vielen 
detaillierten Beispielen belegen. Die Anwendung der Elektronik und der 
Ersatz der mechanischen Steuerung durch die Elektronik wird auch zu­
künftig zu Rationalisierungsschüben in nahezu allen Branchen führen.

Auch Angestellte verstärkt betroffen

Opfer der Rationalisierung sind nicht nur die Arbeiter, sondern zuneh­
mend mehr die Angestellten. Durch Rationalisierung stieg seit 1900 
die Produktivität in. den Werkshallen um über 1 000 Prozent. EDV-Her- 
steller versprechen beim konsequenten Einsatz ihrer Maschinen auch für 
die Büroberufe 50-500 % Produktivitätssteigerung. Gefördert wird die 
Rationalisierungswelle im Angestelltenbereich durch den Preisverfall 
der Kleincomputer. So kostet ein computergesteuerter Arbeitsplatz in 
der Produktion noch DM 150.000. im Büro dagegen nur 30.000 DM. In der 
Siemens-Studie "Büro 1990" werden 43% aller Büroarbeiten für formali­
sierbar und 25-30% für automatisierbar gehalten.
In der Klein- und Mittelindustrie werden 72% aller Arbeiten für forma­
lisierbar und 38% für automatisierbar gehalten. Auch die Warenhäuser 
Karstadt, Kaufhof, Neckermann und Hertie haben in jüngster Zeit kurz­
fristig ihr Arbeitsplatzangebot enorm reduzieren können. Ermöglicht 
wurde ihnen dies durch die Datenkasse, die gleichzeitig die Waren­
bestellungen vornimmt und die Lagerhaltung rationalisiert.



Textverarbeitung und Bildschirmarbeitsplätze

Der größte Arbeitsvernichter ist der Computer im Bereich der Text­
verarbeitung. Die Entwicklung der kleineren, billigeren und leistungs­
fähigeren EDV-Anlagen bedroht die Arbeitsplätze der meist weiblichen

Schreibkräfte und Korrespondenten. Eine Schätzung aus dem Bundes­
ministerium für Forschung und Technologie bleibt noch zurückhaltend: 
200.000 Schreibkraftarbeitsplätze könnten durch die neue Technik ver­
drängt werden. Andere Schätzungen erreichen eine höhere Dimension: 
Einige Unternehmensberater vermuten, daß bei richtiger Organisation 
und entsprechendem Technikaufwand von 5 Millionen Arbeitnehmern bei 
der Textverarbeitung die Hälfte überflüssig ist. Der DGB hält 3 Mill. 
Korrespondentenplätze sowie 2 Millionen Schr€2ibplätze für rationali­
sierungsbedroht. Man kann hier mit Recht von einer tickenden Zeit­
bombe sprechen.

Zwei Beispiele:

1 . Ein DIN A 4 Stenodiktat kostet nach einer Errechnung von Infratest 
30 DM. Mit Diktiergerät 20 DM und bei Einsatz von Textautomaten 5 DM.

2. Ein Vorgang in einer Lebensversicherung dauert 135 Min ohne und nur 
noch 15 Min.Bearbeitsungszeit mit einem Bildschirmarbeitsplatz, der 
Zugriff zum Zentralcomputer hat.

Die Arbeit qm Bildschirmarbeitsplatz wird zu einer enormen Leistungsver­
dichtung und Beans ruchung führen. Immer mehr Ärzte warnen vor den Fol­
gen einer solchen Umrüstung. Selbst Unternehmer empfehlen aus gesund­
heitlichen Gründen, einen Schichtdienst im zwei bis vier- Stundenrhytmus 
Grund genug, für Gewerkschafter in Tarifverträgen auch Verfahrensrege­
lungen für den Bildschirmarbeitsplatz einzubeziehen.

»



Lese- und Hörconputer

Inzwischen sind auch die ersten Lese- und Hörcomputer einsatzbereit. Die 
Deutsche Bundespost in Wiesbaden verfügt bereits über eine Briefver­
teilungsanlage, die in der Lage ist, maschinengeschriebene Anschriften 
zu lesen und zu sortieren. Das Einsatzfeld für Lesecomputer ist zur 
Zeit noch nicht einmal abzuschätzen. Ein riesiges Arbeitsgebiet für 
solche Maschinen tut sich auf. Bell hat einen sprechunabhängigen Hör­
computer entwickelt, dieser soll für 300 Dollar in den Handel gehen und 
100 Wörter mit 97%iger Genauigkeit erkennen. Einsatzmöglichkeit: 
z.B. Reservierung bei Fluglinien, Transaktion bei Banken, Bestellungen 
im Handel, Dateneingaben in Fabriken und Büros. Deutche, amerikanische 
und japanische Experten sind sich einig, daß Roboter in zwei bis 
drei Jahrzehnten etwa 80 - 90 % aller Arbeitsplätze der industriellen 
Produktion einnehmen könnnten.

Ökonomisierung des Arbeitskräfteeinsatzes

Begleitet wird diese Entwicklung von einer Ökonomisierung des Arbeitskräf­
teeinsatzes. Seit Anfang der siebziger Jahre wird zunehmend in vielen 
Betrieben systematisch jeder Arbeitskräfteeinsatz mit ökonomischen 
Effizienzberechnungen scheinbar mathematisch genau errechnet. Hierbei a  
wird die computergesteuerte Personalerfassung und Personalplanung v o l l ™  
ausgeschöpft. Eine solche unternehmenbezogene Arbeitsmarktpolitik kann 
von Betriebsräten kaum mehr nachvollzogen werden. Die personalpolitischen 
und personalökonomischen Konsequenzen bleiben ihnen weitgehend verborgen. 
Ihre betriebsverlassungs- und arbeitsrechtliche Schutzfunktion wird da­
durch erheblich eingeschränkt. Hier zeigt sich erneut, daß nicht nur in 
Krisenzeiten, sondern auch in Zeiten der sog. " Modernisierung der 
Volkswirtschaften" Schutzgesetze für die Arbeitnehmer nur eine beschränk­
te Wir ksamkeit haben. Die bestehenden Mitwirkungs- und Mitbestimmungs­
rechte der Betriebsräte reichen nicht aus, um die Einsatztechniken der 
modernen Personalsteuerung für eine konsequente Arbeitnehmerinteressen­
vertretung durchschaubar zu machen. Diese Personaltechniken, von hoch- 
qualifizierten Stabsleuten und Managern benutzt, unterlaufen die bestehen­
den Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte.Für die Tarifpolitik tut sich 
hier ein weiteres Ansatzfeld auf.

„Los, frag ihn ! W/ e viele „Ham burger’ kann die freie 'Weit essen?"

k



Sinn und Richtung des technischen Fortschrittes

Die Frage nach Sinn und Richtung des technischen Fortschritts ist ge­
stellt. In allen Bereichen der Wirtschaft wird der technische Fort­
schritt zur Steigerung der Produktivität eingesetzt. Produktivität 
im Verständnis der Kapitaleigner heißt aber Steigerung der Leistungs­
fähigkeit der Arbeitskraft. Entweder sollen mehr Produkte mit der 
gleichen Zahl von Arbeitskräften geschaffen werden oder die gleiche 
Zahl von Leistungseinheiten soll mit weniger Arbeitskräften geschaffen 
werden. Für den Arbeitsnehmer hat dies zwei mögliche Folgen.
Zum einen: hörbare Ausbeutung seiner physischen und auch psysischen 
Reserven sowie seiner geistigen Fähigkeit bei gleichbleibender oder 
auch steigender Arbeitszeit. Im Endeffekt führt dies zur Verbilligung 
bzw. Entwertung seiner Arbeitskraft.Zum anderen: Freisetzung seiner Ar­
beitskraft und damit Arbeitslosigkeit. Eine weitere Konsequenz des 
technischen Fortschritts ist die, daß er die Situation des Arbeitneh­
mers an seinem Arbeitsplatz tiefgreifend beeinflußt. Der Ablauf der Ar­
beit und damit die Anforderung an seine geistigen, körperlichen und see­
lischen Fcthigkeiten werden verändert. Natürlich ist damit nicht gesagt, 
daß technische Neuerungen am Arbeitsplatz die Situation des arbeitenden 
Menschen stets verschlechtern. Durch Rationalisierungen konnten schließ­
lich auch schwere Arbeiten erleichtert werden. Gefährliche und gesund­
heitsschädliche Arbeitsbereiche sind zum Teil sogar weggefallen. Ferner 
sind durch den Produktivitätsfortschritt Waren, die früher den Status 
von Luxüsgütern hatten, z.B. Waschmaschinen, Autos, Fernseher, für den 
Normalverbraucher erschwinglicher geworden. (Jedoch sollte man auch 
hier die Einschränkung bedenken, daß in der Relation von Produktivitäts­
und Produktionskosten diese Gebrauchsgüter keinesfalls billiger ge­
worden sind)

Technischer Fortschritt nicht Wert-ngutr.al.

Es wäre insgesamt reiner Etikettenschwindel, wollte man diese Ent­
wicklung schon als "Humanisierung der Arbeitswelt" bezeichnen. Ins­
gesamt läßt sich sagen, daß technischer Fortschritt kein Wert an sich 
oder interessensneutral ist. Die Entwicklung und die Anwendung des 
technischen Fortschritts ist abhängig vom Interesse desjenigen, zu 
dessen Nutzen er eingesetzt wird. Die Technologiepolitik der privaten 
Wirtschaft ist an der optimalen Nutzbarmachung orientiert und folgt 
dabei vorrangig dem privatwirtschaftlichen Profitinteresse. Auch durch 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die Entwicklung auf den Absatz­
märkten ist die private Wirtschaft daran interessiert, die Produktions­
kosten ständig zu minimieren. Der verschärfte Wettbewerb auf stagnierender 
Märkten führt zu höherer Kapitalintensität und zu steigenden Kosten.
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Arbeitnehmer tragen die Folgen

Die Folgen werden auf die Arbeitsnehmer abgewälzt. Durch Umrüstungen 
der Arbeitsplätze wird die Arbeitsleistung gesteigert. Durch Rationalisi- 
rungen werden Arbeitsplätze abgebaut. Der technische Fortschritt führt 
in diesem Fall zum sozialen Rückschritt für den arbeitenden Menschen.
Der technische Fortschritt kann sich jedoch auch positiv entfalten, 
wenn er ermöglicht, daß menschliche Arbeit effektiver genutzt wird und 
ein großer Teil schwerer und unangenehmer Arbeit automatisiert wird. Die 
technische Weiterentwicklung wird zur Gefahr, wenn sie außerhalb der 
Kontrolle der Gesellschaft und in Abhängigkeit vom Profitmotiv den 
Menschen selbst zum Teil des maschinellen Prozesses macht. Aus diesem 
Grund müssen struktureller Wandel und Entwicklung und Einführung neuer 
Techniken gesellschaftlich geplant und kontrolliert werden, damit eine

„Wir haben etwas Abwechslung in die Eintönigkeit der 
Fließbandarbeit gebracht!“

sinnvolle und humane Produktion erreicht werden kann. Es geht also nicht 
darum, die Einführung neuer Techniken zu verhindern, weil sie mensch­
liche Arbeit ersetzt, sondern darum zu verhindern, daß aufgrund profit­
orientierter Entscheidungen ganze Berufsgruppen von einem Tag auf den 
anderen arbeitslos werden. Nur durch Mitbestimmung der Arbeitnehmer, die 
sich nicht auf ein bloßes Anhörungsrecht reduziert , kann sicher­
gestellt werden, daß der Einsatz neuer Technologien zur Humanisierung 
der Arbeitswelt beiträgt, statt zur Profitmaximierung der Unternehmer.

Dabei muß nach Möglichkeiten gesucht werden, vom bloßen Reagieren und 
Verhindern wegzukommen. Stattdessen müssen die Arbeitsnehmer selbst 
die Richtung der technologischen Entwicklung bestimmen. Wir müssen uns 
darüber klar sa> n, daß dabei eine neue Logik des Wirtschaftens erfor­
derlich ist. Im Mittelpunkt des Wirtschaftslebens hat der Mensch und 
seine Bedürfnisse zu stehen. Nicht jedoch das Streben der Produktions­
mittelbesitzer nach Profitmaximierung um jeden Preis.



Techn ischer F o rts c h ritt -  W essen  G e d e ih ?

W essen  V e r d e r b ?

Technischer Fortschritt und Staat
Einige Anmerkungen zur staatlichen Forschungs­

und Technologiepolitik als Instrument des 

ökonomischen Krisenmanagements

Von Dipl.-Kfm. Dipl.-Hdl. Detlef Hase, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
im Institut für Betriebswirtschaftslehre der TUB

Der technische Fortschritt wurde als „Die große Hoffnung des zwanzigsten 
Jahrhunderts“ bezeichnet. (1) Nur knapp 20 Jahre später wurde die Frage 
gestellt: „Überleben wir den technischen Fortschritt?‘(2) Wissenschaft und 
Technik können emanzipatorische Funktion haben, sie können den mensch­
lichen Gestaltungsspielraum erweitern und gezielt Verbesserungen der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen ermöglichen. Die wissenschaftlich-techni­
sche Produktivkraftentwicklung kann der Arbeitserleichterung und der 
Qualifikationserhöhung dienen, sie kann Mangelsituationen in verschiede­
nen Lebensbereichen verringern helfen und einen wirksamen Beitrag Zur 
ökologischen Stabilisierung der Umwelt leisten. Aber Entwicklung und 
Einsatz neuer Technologien können auch Berufserfahrung und -qualifika- 
tion zerstören und als Mittel privatwirtschaftlicher Produktionsausweitung 
die Ressourcen-und Energieverschwendung erhöhen. Sie können neue Ge­
fahren für die menschliche Gesundheit hervorrufen, zur weiteren Zerstö­
rung des ökologischen Gleichgewichts beitragen und die menschlichen So­
zialbeziehungen genauso destabilisieren wie die gesellschaftlichen Herr­
schaftsverhältnisse verfestigen. Im folgenden sollen Strategie, Zielsetzung'en 
und Struktur der staatlichen Forschungs- und Technologiepolitik dargestellt 
und kritisch beurteilt werden. Dabei wird auch verdeutlicht, daß nicht die 
Gesellschaft insgesamt auf „Gedeih und Verderb“ dem technischen Fort­
schritt äusgeliefert ist, sondern zu wessen Gedeih und zu wessen Verderb 
die vorherrschende Richtung der wissenschaftlich-technischen Produktiv­
kraftentwicklung beitragen wird.

Die wissenschaftlich-technisch-industrielle 
Dynamik wird von zunehmend mehr 
Menschen als unmittelbare Bedrohung ih­
rer aktuellen und zukünftigen Lebensqua­
lität erkannt. Die Annahme einer zwangs­
läufigen Parallelität zwischen unbe­
schränktem Wirtschaftswachstum und

technischem Fortschritt einerseits und 
sozialer Wohlfahrt und gesellschaftlichem 
Fortschritt andererseits gilt nicht länger 
unbestritten. Was vor hundert, vor fünf­
zig oder noch vor zwanzig Jahren als 
Fortschritt angesehen wurde, muß dies 
heute nicht mehr notwendig sein ange-



sichts der zwingenden Erkenntnis, laß 
technischer Fortschritt auch mit sozialen 
und ökologischen Kosten und ge ell- 
schaftlichem Rückschritt verknüpft sein 
kann.

Wissenschaft und Technik erzeugen eien 
Fortschritt in der Produktivkraftentwick­
lung jedoch nicht aus sich selbst heraus, 
als quasi übergesellschaftliche Institutio­
nen menschlicher Daseinsbewältigung 
oder Daseinsgefährdung, sondern nur im 
Zusammenhang mit den vorherrschenden, 
für richtig gehaltenen Zielsetzungen. 
Technologien entstehen und funktionie­
ren nicht im luftleeren Raum, sondern 
sind gesellschaftlich und ökonomisch de­
terminiert, sie sind als Produkt geistiger, 
sozialer, ökonomischer und politischer 
Strukturen zu verstehen, so daß „Tech­
nologie immer einen Code transportiert, 
der in der gleichzeitig vermittelten so­
zialen und/oder kulturellen Struktur zum 
Ausdruck kommt, mithin Technologie nie 
politisch neutral ist.“ (3)

An den zentralen Problempunkten in der 
historischen Entwicklung kapitalistiscner 
Gesellschaften, an denen sich ein Poten­
tial an individuellen, sozialen, kulturellen 
und politischen Gefährdungen aufstaut, 
ist der moderne Interventionsstaat (auf-) 
gefordert, die gesellschaftliche Entwick­
lung lenkend zu beeinflussen und die Ge- 
fährungspotentiale — zumindest teilweise 
— zu entschärfen. Der Staat wird zum 
Adressaten gesellschaftspolitischer Forde­
rungen, in der Hoffnung, daß dieser durch 
vermeintliche autonome Handlungsmög­
lichkeiten den aktuellen und potentiellen 
Gefährdungen entgegenwirken kann und 
auch wird. So z.B. soll der Staat durch 
eine konsequente Umweltschutzpolitik 
die weitere Schädigung des ökologischen 
Systems verhindern, und die staatliche 
Wohnungsbaupolitik soll die Versorgung 
der Bevölkerung mit einem qualitiativ 
angemessenen und quantitativ ausreichen­
den Angebot an Wohnraum gewährleisten. 
Und bezüglich der potentiellen Gefahren 
des technischen Fortschritts soll der 
Staat im Rahmen einer qualitativen 
Wachstumspolitik auch „einen gezielten 
Einfluß auf eine differenzierte Technolo­
gieentwicklung nehmen, . . .  da in einer 
dezentral organisierten Privatwirtschaft 
von den einzelnen Unternehmen nicht 
die spontane Entwicklung von Technolo­
gien erwartet werden kann, mit denen 
zugunsten anderer Lebensqualitätsziele 
auf gewisse, sonst erreichbare Produktivi­
tätsvorteile verzichtet wird, . . (4)
Vom Staat wird somit auch gefordert, die 
soziale und ökologische Verträglichkeit 
des technischen Fortschritts zu sichern 
und durch eine gezielte Steuerung der 
technisch-wissenschaftlichen Produktiv­
kraftentfaltung notwendige Veränderun­
gen innerhalb der privatwirtschaftlich 
determinierten Technologieentwicklung 

u bewirken.

Zumindest übersehen, u.U. auch bewußt 
übergangen, wird bei solchen Forderun­
gen jedoch häufig die Tatsache, daß der 
Staat seit langem in die gesellschaft­
lichen Problembereiche involviert ist und 
die Entwicklung dieser gesellschaftlichen 
Teilbereiche genauso beeinflußt wie die 
Entwicklung der Probleme in diesen Teil­
bereichen. So wird die staatliche Umwelt­
schutzpolitik von vielen für absolut un­
zureichend gehalten (5a) und für den Be­
reich der staatlichen Wohnungsbaupolitik 
ist gezeigt worden, daß der Staat als 
„theoretische Negation des Marktes“ die­
se praktisch nicht nur nicht leistet, son­
dern darüber hinaus „die staatliche Po­
litik marktwirtschaftliche Tendenzen nur 
übertreibt.“ (5b) In Analogie zu diesen 
Befunden ist der Forderung nach einer an 
der Lebensqualität der Bevölkerung orien­
tierten Steuerung des technischen Fort­
schritts durch den Staat mit Skepsis zu 
begegnen, denn warum sollte der staat­
lichen Politik gerade hier mehr Erfolg 
beschieden sein als in den anderen Poli­
tikbereichen?

Ohne Zweifel ist der Staat heute auch ein 
wesentlicher Träger und Financier des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts. 
Das Wissenschaftsbudget der BRD betrug 
1981 insgesamt rd. 55 Mrd DM, hiervon 
entfielen auf Bund und Länder rd. 32 
Mrd DM. Das Gesamtbudget ‘Forschung 
und Entwicklung' innerhalb der Wissen­
schaftsausgaben erreichte 1981 eine Höhe 
von rd. 41 Mrd DM. Bund und Länder 
trugen hiervon rd. 18 Mrd DM, und die 
verbleibenden 23 Mrd DM stellen die von 
der Wirtschaft aufgebrachten Forschungs­
und Entwicklungsausgaben dar, d.h. die 
FuE-Ausgaben des Staates betrugen somit 
rd. 44 % der gesamten FuE-Ausgaben in 
der BRD. (6) In der Tat ein gewaltiges 
Potential an Finanzmitteln, um die ne­
gativen Effekte privatwirtschaftlicher 
Technologieentwicklung und -anwendung 
zu kompensieren. Nur: dieses Finanvo- 
lumen wird nicht zur kompensatorischen 
Forschung und Entwicklung genutzt, son­
dern zur gezielten Beschleunigung eines 
technologischen Innovationsprozesses, 
dessen inhaltliche Ausrichtung stringent 
der Marktlogik und den Sachzwängen 
international konkurrierender, kapitalisti­
scher Volkswirtschaften entspricht. Auch 
für die staatliche Technologiepolitik kann 
behauptet werden, daß sie die negativen 
Tendenzen marktkonformer Technologie­
entwicklung verstärkt und daß sie Ergeb­
nisse hervorzubringen vermag, die „schlim­
mer“ sind als die möglichen Ergebnisse 
privatwirtschaftlicher Technologieent­
wicklung, wie Förderung, Ausbau und 
Einsatz der Atomenergietechnik unter 
Beweis stellen. Und dies ist nicht etwa 
nur als das kritikwürdige Ergebnis einer 
mangelhaften Realisierung vielfältiger po­
litischer Zielsetzungen, also als Resultat 
einer „schlechten" Politik zu verstehen, 
sondern ist grundsätzlich der Logik einer 
technologiepolitischen Strategie geschul-

"Ich glaube, ich weiß jetzt, wo die Fehlerquelle sitzt: 
ein total veraltetes Einbauteil!"
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det, deren weltmarktorientierte Tausch­
wertkalküle grundsätzlich einer Steue­
rung des technischen Fortschritts und 
einer Einführung technischer Innovatio­
nen im Sinne sozialer und ökologischer 
Verträglichkeit entgegenstehen.

Die Modernisierung der Volkswirt­
schaft -  Auf der Suche nach 
neuen Nachfrage- und 
Investitionswellen

Die wirtschaftliche Entwicklung in der 
BRD war bekanntermaßen bis gegen Ende 
der 60er Jahre von relativ hohen, aber 
kontinuierlich sinkenden Wachstumsraten 
gekennzeichnet. So erhöhte sich das Vo­
lumen der erzeugten Güter und Leistun­
gen von 1950 bis 1968 auf mehr als das 
^Dreifache des Ausgangswertes. Die öko­
nomische Analyse dieser Wachstumsdy­
namik benennt nach herrschender Auf­
fassung ‘Bildung und Ausbildung' sowie 
‘Wissenschaft, Forschung und Technische 
Entwicklung' als die entscheidenden Be­
stimmungsfaktoren des Wirtschaftswachs­
tums. (7) Mit den abnehmenden Wachs­
tumsraten und dem Aufleben zyklischer 
Wirtschaftskrisen war die staatliche Wirt­
schaftspolitik gefordert, das volkswirt­
schaftliche Wachstum zu stabilisieren: 
Der kapitalistische Wachstumszwang fand 
mit der Förderung nach einem „stetigen 
und angemessenen Wirtschaftswachstum“ 
gemäß § 1 des Stabilitätsgesetzes Eingang 
in den offiziellen wirtschaftspolitischen 
Zielkatalog. Den Ergebnissen der volks­
wirtschaftlichen Wachstumsanalyse ent­
sprechend kristallisierten sich Bildungs­
politik und Forschungs- bzw. Technolo­
giepolitik als zentrale strategische Ansatz­
punkte staatlicher Wachstumspolitik her­
aus.

Die reale ökonomische Entwicklung in 
der BRD zwang nach Aussagen der For­
schungsadministration „zum überdenken 
früherer Vorstellungen von . . . Wissen­
schaftspolitik als einer vorwiegend kultur­
politischen Aktiv ität.“ (8) Spätestens seit 
der Wirtschaftskrise 1966/67 bedient 
sich das ökonomische Krisenmanagement 
des Staates einer systematischen Einfluß­
nahme auf zentrale Bereiche der Grund­
lagenforschung, auf die Entwicklung 
neuer Technologien und auf die gesell­
schaftliche Innovationsgeschwindigkeit. 
So flössen bereits 1967 kurzfristige staat­
liche Ausgabenerhöhungen als Mittel der 
Konjunkturstabilisierung und unter dem 
Aspekt langfristiger Wachsstumssicherung 
gezielt in den Wissenschafts- und For­
schungsbereich. (9)

Vergleicht man die institutioneile und 
programmatische Entwicklung der staat­
lichen Forschungs- und Technologiepoli­

tik mit dem Verlauf der konjunkturellen 
Krisenzyklen in der BRD, so kann festge­
stellt werden, daß sich von Krise zu Krise 
die Qualität staatlicher Forschungs- und 
Technologiepolitik sprunghaft veränderte:

•  1962 reagierte die Bundesregie­
rung auf das Ende der Wieder­
aufbauphase mit der Umwand­
lung des ‘Bundesministeriums 
für Atomfragen' in das ‘Bundes­
ministerium für wissenschaftli­
che Forschung* zwecks Zentra­
lisierung forschungspolitischer 
Kompetenzen.

•  Nach der Krise 1966/67 begann 
mit dem „1. Programm Daten­
verarbeitung“ die gezielte Pro­
jektförderung auch Im Bereich 
„ziviler" Technologien. Program­
matisch erfolgte die Abkehr von 
einer mehr imitationsorientier­
ten Forschungs- und Technolo­
giepolitik und damit die Hin­
wendung zu einer stärker eigen­
ständig geprägten Technologie­
entwicklung und Innovationspo­
litik, um die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit der inländi­
schen Industrie vor einer Benach­
teiligung zu schützen.

•  1969 wurden mit der Zentralisie­
rung aller Wissenschafts- und 1 
bildungspolitischen Aktivitäten 
durch die Gründung des ‘Bundes­
ministeriums für Bildung und 
Wissenschaft* die organisatori­
schen Konsequenzen aus der 
Krise 1966/67 gezogen.

•  Nach dem Wirtschaftsabschwung 
1971 wurde mit der Ausgliede­
rung des ‘Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie* 
aus der undesministerium für 
Bildung und Wissenschaft* der 
Vorrang technologieorientierter 
Forscfv-'g institutionalisiert.

•  Nach der Rezession 1974/75  
wurde programmatisch die „Mo- 
dernisierungder Volkswirtschaft" 
als Schlagwort einer sich als 
„aktive Industriestrukturpolitik" 
verstehenden staatlichen Wachs­
tumsstrategie mittels forschungs- 
und technologiepolitischer För­
derungsmaßnahmen verkündet.

Als zentraler Ansatzpunkt zur „Moderni­
sierung der Wirtschaft“ soll die staatliche 
Forschungs- und Technologiepolitik als 
„richtungsweisende antizipative Struktur­
politik . . . Anreize für neue Investitions­

wellen" schaffen und „zur Sicherung neu­
er Absatzchancen und damit der Arbeits­
plätze" beitragen, denn angesichts der 
weltwirtschaftlichen Stagnation wurde es 
„wichtiger als je zuvor . . „ die zentrale 
Rolle technologischer Entwicklungen und 
Innovationen für das wirtschaftliche 
Wachstum herauszustellen." (10) „Neue 
Wachstumsbranchen" sollen die .volks­
wirtschaftlichen Verluste sogenannter 
„Stagnationsbranchen" ausgleichen. Ent­
scheidend ist der forschungspolitische 
Rückgriff auf „neue, noch nicht ausent­
wickelte Technologien und damit auf 
neue, noch ungesättigte Märkte.“ Die 
Entwicklung neuartiger Produkte und 
Technologien* mittels staatlicher For­
schungsförderung soll über die Erschlie­
ßung neuer Märkte „neue Nachfrage­
wellen" und mit diesen verknüpft „neue 
Investitionswellen und Innovationsschü­
be“ auslösen. Hierbei ist auch „die dra­
stische Verbilligung gängiger Produkte 
durch Prozeßinnovationen im Produk­
tionsprozeß . . . eine strukturpolitüch 
wichtige Aufgabe der Technologiepoli­
tik .“ (11)

Die Wachstums- und industriepolitisch 
ausgerichtete Forschungs- und Techno­
logiepolitik soll den innovationsintensiven 
und exportorientierten Großindustrien 
innovative Wettbewerbsvorteile gegenüber 
der internationalen Konkurrenz sichern. 
Hierfür ist nicht nur die Entwicklung 
neuer Verfahren und Produkte von Be­
deutung, sondern auch die Geschwindig­
keit, mit der sie als Innovationen in der 
industriellen und gesellschaftlichen Praxis 
realisiert werden.

Neue Technologien, neue Produkte und 
Absatzchancen, neue Nachfrage- und In­
vestitionswellen, Rationalisierung und in­
novative Wettbewerbsvorteile, so lauten 
die Stichworte einer wachstumspoliti­
schen Strategie, die den normativen Be­
zugsrahmen zur selektiven Förderung 
von Wissenschaft, Forschung und Tech­
nik bilden. Gesellschaftliche, demokra­
tische, soziale und ökologische Bedarfs­
lagen können dieser Programmatik gemäß 
— wenn überhaupt — dann nur am Rande 
bzw. innerhalb der vorherrschenden öko­
nomischen Orientierung als legitimatpri- 
sche Restposten ihre Berücksichtigung 
finden.

Zielsetzungen und Zielrealisierung 
-  Anspruch und Wirklichkeit 
staatlicher Forschungs- und 
Technologiepolitik

Der Bundesbericht Forschung VI und der 
Faktenbericht 1981 nennen 5 zentrale
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Technischer Fortschritt und Staat

Ziele für die staatliche Forschungs- und 
Technologiepolitik, die dazu beitragen 
soll,

9 „den wissenschaftlichen Erkennt­
nisstand zu erweitern und zu ver­
tiefen,

•  die Leistungs- und Wettbewerbs­
fähigkeit unserer Wirtschaft zu 
erhalten und auszubauen,

•  die Ressourcen zu schonen und 
die natürlichen Lebensbedingun­
gen zu erhalten,

•  die Lebens- und Arbeitsbedin- 
dungen der Menschen zu ver­
bessern,

•  technologische Entwicklungen in 
ihren Auswirkungen und Zusam­
menhängen zu erkennen, ihre 
Chancen und Risiken abzuwägen 
und zu diskutieren und Ent­
scheidungen über die Nutzung 
von Technologien zu begrün­
den.“ (12)

Dieser Zielkatalog erweckt zunächst cen 
Anschein, als ob die technologiegestützte 
Wachstumsstrategie korrigiert würde, zu­
mal die Programme und Maßnahmen so 
gestaltet werden sollen, „daß diesen 
Zielen möglichst gleichze tig und unge­
teilt Rechnung getragen w ird.” { 3)

Die von den sozialdemokratischen For­
schungsministern Matthöfer und Hauff 
konzipierte volkswirtschaftliche Moder­
nisierungsstrategie kommt jedoch in der 
Struktur der Förderungsmaßnahmen deut­
lich zum Ausdruck und prägt auch die 
Ausführungen im Bundesbericht For­
schung V I.

So ist die „rechtzeitige Beherrschung 
und wirtschaftliche Nutzung moderner 
Technologien“ für die BRD „ein ent­
scheidender Wettbewerbsfaktor. . . . 
Ein technisch hochentwickeltes Guteran- 
gebot und rationelle, kostengünstige Fer­
tigungsmethoden durch den Einsatz mo­
dernster Technologien" sind angesichts 
der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
„Voraussetzung für hohe Tauschwerte“ 
im internationalen Handel. Die „N u t­
zung qualitativer Wettbewerbsvorteile“ 
aufgrund eines hohen Standes an For­
schung und Technologie ist „unver­
zichtbar für die Exportchancen.“ Durch 
die „Erschließung bisher weniger im 
Vordergrund stehender Bedarfsfelder 
durch wirtschaftliche und technische In­
novation" sollen „neue Produkte oder 
erweiterte Absatzmärkte“ und dadurch 
„neue Produktionsmoglichkeiten“ ge­
schaffen werden. Die „ständige Verwirk­
lichung technischer und organisatc iscner 
Innovationen mit der doppelten Zielset­
zung

1. neue Produktionsbereiche zu erschlie­
ßen,

2. die Produktivität zu erhöhen“, soll 
aus der Sicht des BMFT „letztendlich 
auch der Sicherung der Arbeitsplätze 
dienen.“ (14)

Zu fragen ist nun nach der Realisierung 
der genannten 5 Hauptziele der staat­
lichen Forschungs- und Technologiepo­
litik. Die BMFT-Berichterstattung ist kei­

ne ergebnisorientierte Darstellung, son­
dern erfolgt in Form einer inputorien­
tierten Auflistung der FuE-Ausgaben für 
verschiedene Förderungsschwerpunkte, 
wobei die Höhe der Ausgaben als „M aß­
stab der Forschungs und Entwicklungs­
intensität" zu interpretieren ist. (15)

Im Bundesbericht Forschung V I werden 
die verschiedenen Förderungsschwerpunk­
te in vier Hauptaufgabengebiete zusam­
mengefaßt, die die Verwendung der 
FuE-Ausgaben des Bundes beinhalten 
siehe Kasten (16).

Auffällig ist zunächst, daß der Zielkata­
log den Hauptaufgabenbereich „Äußere 
Sicherheit" nicht umfaßt, die Hauptauf­
gabenbereiche ihrerseits das Ziel „Verbes­
serung der Kenntnisse über Chancen und 
Risiken von Technologien“ nicht sicht­
bar werden lassen. Das Ziel „Ressourcen­
schonung und Erhaltung der natürlichen 
Lebensvoraussetzungen“ hingegen verliert 
seinen eigenständigen Charakter und wird 
zur restriktiven Nebenbedingung für das 
Ziel „wirtschaftliche Leistungs- und Wett­
bewerbsfähigkeit" umformuliert. (16a)

Der wachstumspolitischen Programmatik 
entsprechend dominieren die FuE-Aus­
gaben zur Steigerung der Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit, deren Anteil mit 
rd. 40 %  am gesamten FuE-Budget des 
Bundes jedoch noch zu niedrig ausgewie­
sen wird, da hierbei die ökonomische 
Orientierung der Grundlagenforschung 
und die Verwertbarkeit der Ergebnisse 
der Militärforschung unberücksichtigt blei­
ben. So ist die Förderung der wissen­
schaftlichen Grundlagenforschung nicht 
als kultureller Selbstzweck zu verstehen, 
sondern hinsichtlich ihrer Orientierung 
auf international bedeutsame Forschungs­
gebiete mit wissenschaftlichen und gesell-
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schaftlichen Schlüsselfunktionen zu be­
urteilen. Diese Orientierung legt eine 
Schwerpunktsetzung in der Grundlagen­
forschung nahe, die den Prioritäten der 
nachgelagerten Forschungsstufen zuarbei­
tet, d.h. ,,schwerpunktmäßig werden . . . 
vorwiegend diejenigen Grundlagenfor­
schungsbereiche gefördert, in denen die 
wissenschaftlichen Voraussetzungen für 
die Erhaltung und Steigerung der Lei- 
stungs- und Wettbewerbsfähigkeit erar­
beitet werden.“ (17)

Diese Einschätzung entspricht auch der 
Förderungspraxis der Grundlagenfor­
schung in den Hochschulen durch die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG ), 
die in der Vergangenheit mit der Einrich­
tung und Finanzierung anwendungsorien­
tierter Forschungsschwerpunkte und in­
dustrienaher Sonderforschungsbereiche 
t^ kw ic h tig e  Vorläuferrolle für staatliche 
NBnnologieförderungsprogramme einge­
nommen hat. Hirsch spricht in diesem 
Zusammenhang von einem „Verbundsy­
stem“ , mit dessen Hilfe staatlich orga­
nisierte und an industrieller Verwertung 
orientierte Forschung auch in den Hoch­
schulen verankert wird. (18)

Darüber hinaus wird die Forschungsför­
derung zur Verbesserung der Lebens­
und Arbeitsbedingungen um rd. 30%  
zu hoch ausgewiesen, da die FuE-Aus- 
gaben für neue Transport- und Verkehrs­
technologien (u.a. Stadtschnellbahnsyste­
me, Magnetbahnsysteme, Spezialschiffbau, 
Entwicklung von Zivilflugzeugen w iez.B . 
AIRBUS) diesem Aufgabenbereich wohl 
der Optik wegen zugeordnet wurden, ob­
wohl „die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit der deutschen verkehrstechni­
schen Industrie zu stärken“ beabsichtigt 
ist. (19) Der FuE-Anteil zur „Verbesse- 
r^ fc der Lebens- und Arbeitsbedingun- 

am Gesamtvolumen beträgt mithin 
nur rd. 13 %, — das sind 6 % bis 7 % weni­
ger als der Anteil der Wehrforschung und 
Wehrtechnik — die zur Finanzierung der 
Schwerpunkte ‘Gesundheitsforschung*, 
'Ernährung 'orschung*, ‘Humanisierung 
des Arbeuslebens', ‘Gestaltung und Schutz 
der Umwelt*, ‘Raumordnung und Städte­
bau' und ‘Sicherheitsforschung* ausrei­
chen müssen.

Der Faktenbericht 1981, die letzte um­
fassende Darstellung der staatlichen For- 
schungs- und Technologiepolitik, verzich­
tet auf eine Zuordnung der Förderungs­
schwerpunkte auf verschiedene Hauptauf­
gabenbereiche und zeigt die finanzielle 
Entwicklung von 23 Förderungsschwer­
punkten über den Zeitraum 1974 bis 
1981.

Innerhalb dieses Zeitraumes betrugen 
die FuE-Ausgaben des Bundes rd. 70,3 
Mrd. DM. Die jährlichen FuE-Ausgaben 
des Bundes haben sich um 55 % von 7 
Mrd. DM (1974) auf knapp 11 Mrd. DM  
(1981) erhöht. Für die Förderung der vor

allem ökonomisch relevanten Schlüssel­
technologien (Weltraumforschung und 
-technik, Energieforschung und -techno- 
logie, Forschung und Technologie zur 
Rohstoffsicherung, Forschung und Tech­
nologie für den bodengebundenen Trans­
port und Verkehr, Luftfahrtforschung 
und -entwicklung, Informationstechno- 
iogien (D V , Technische Kommunikation, 
Elektronik), Biotechnologie, Physikali- 
lische Technologien, Fertigungstechnik) 
wurden von 1974 — 1981 rd. 28,1 Mrd. 
DM, das sind 40 % der FuE-Ausgaben des 
Bundes, eingesetzt. Der relative Anteil 
der schlüsseltechnologischen FuE-Förde- 
rung zeigt eine ansteigende Tendenz. 
Die absoluten FuE-Ausgaben für diese 
Schlüsseltechnologien zur Steigerung der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft haben sich von 2,8 Mrd. DM  
(1974) auf 4,6 Mrd. DM (1981), also um 
rd. 64% , erhöht. Innerhalb der Schlüssel­
technologien nimmt die „Energieforschung 
und Energietechnik" inzwischen nahezu 
die Hälfte dieser Mittel in Anspruch, von 
denen wiederum annähernd zwei Drittel 
auf die Atomenergieforschung entfallen.

Für die Förderung der „Inform ations­
technologien" (Datenverarbeitung, Kom­
munikation, Elektronik) sind von 1974 
bis 1981 rd. 3,1 Mrd. DM verwendet wor­
den. Das ist mehr als das Vierfache der 
in diesem Zeitraum aufgewendeten Mittel 
zur „Humanisierung des Arbeitslebens" 
und übersteigt die Ausgaben für „Um welt­
forschung" innerhalb dieses Zeitraumes 
um gut 1,3 Mrd. DM.

Der Schwerpunkt „Innovation, Rationali­
sierung und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstleistungen", dessen Haupt­
aufgaben die Beschleunigung des Tech­
nologietransfers zu Klein- und Mittelbe­
trieben und die allgemeine Erhöhung der 
gesellschaftlichen Innovations- und Ratio­
nalisierungsgeschwindigkeit sind, expan­
dierte von 1974 bis 1981 um 350%  auf 
rd. 800 Mio DM, so daß sich der relative 
Anteil dieses Schwerpunktes am Gesamt­
budget von ' % auf 7,4 % mehr als ver­
doppelt ha. .ese Förderungsmittel über­
stiegen 1981 die 150 Mio DM zur „Hu­
manisierung des Arbeitslebens" um mehr 
als das F ...fache und die Ausgaben für 
„Umwelttorschung und Umwelttechnolo­
gie" um fast das Dreifache.

Während die ökonomisch orientierten 
Schwerpunkte expandierten, sanken die 
für den Schwerpunkt „Umweltforschung 
und Umwelttechnologie einschließlich 
Klimaforschung" verausgabten Mittel von 
1980 zu 1981 absolut um mehr als 17 
Mio DM, und der relative Anteil der um­
weltbezogenen Forschungsausgaben am 
gesamten FuE-Budget sank von 3,0 % 
im Jahr 1979 kontinuierlich auf 2 ,7%  
im Jahr 1981. Diese Tendenz zur Abnah­
me bzw. Stagnation zeigt sich auch für 
die Gesamtheit der Forschungsschwer­
punkte zur Verbesserung der Lebens­

und Arbeitsbedingungen. Erhöhte sich 
der relative Anteil dieser Förderungsmaß­
nahmen von 1974 bis 1978 um rd. 3,5 % 
auf 12 ,4%  des Gesamtbudgets, so stieg 
dieser Anteil von 1978 bis 1981 nur noch 
um 1 % und wurde im noch soziallibera­
len Regierungsentwurf 1982 um 0 ,4 %  
auf rd. 13 % gesenkt. (20)

Für die Förderung der primär an den Le­
bens- und Arbeitsbedingungen der Bevöl­
kerung orientierten Förderungsschwer­
punkte (Gesundheit, Ernährung, Umwelt, 
Humanisierung der Arbeit, Raumordnung, 
Städtebau und Verkehr, Sicherheit) wur­
den von 1974 — 1981 insgesamt rd. 8,4 
Mrd. DM durch 0en Bund verausgabt. Das 
sind 12%  der gesamten FuE-Ausgaben 
des Bundes seit 1974. Diese Forderungs­
summe entspricht in etwa den FuE-Aus­
gaben allein zur Förderung der Kernener­
gie und liegt um rd. 4,5 Mrd. DM unter 
den FuE-Ausgaben für den Schwerpunkt 
‘Wehrforschung und Wehrtechnik*, der 
zwischen 1974 und 1981 mehr als 18%  
der gesamten FuE-Ausgaben des Bundes 
beanspruchte.

Zur Kritik der staatlichen For* 
schungs- und Technologiepolitik 
-  Trendverstärkung statt qualitative 
Trendbestimmung

Der Strategie zur „Modernisierung der 
Volkswirtschaft" folgend, beinhaltet die 
an der Erneuerung der Industriestruktur 
ausgerichtete staatliche Forschungs- und 
Technologiepolitik lediglich die reaktive 
Anpassung an die vorherrschenden Welt­
marktsachzwänge. Das „A ktive“ einer sol­
chen Politik besteht nicht in der Verfol­
gung selbständig gesetzter Zielprojektio­
nen, sondern in der schnellen Berücksich­
tigung herrschender, bestenfalls in der 
Vorwegnahme zukünftiger Anpassungs­
zwänge zwecks Sicherung qualitativer 
Wettbewerbsvorteile gegenüber weniger 
innovationsfähigen oder anpassungswilli­
gen Nationen. Eine derartig konzipierte 
Forschungs- und Technologiepolitik kann 
„lediglich trendverstärkend, nicht,trend­
bestimmend eingesetzt werden." (21) 
Die Dominanz des Weltmarktzwanges 
führt zum weitgehenden Verzicht auf eine 
auch forschungs- und technologiepolitisch 
getragene Reformzielsetzung zur Verbes­
serung der Lebens-, Arbeits- und Um welt­
bedingungen entsprechend der geforder­
ten qualitativen Wachstumsorientierung, 
und beinhaltet vorrangig die Beschleuni­
gung des gesellschaftlichen Strukturwan­
dels und die Erhöhung der gesellschaft­
lichen Innovationsgeschwindigkeit unge­
achtet der gesellschaftlichen Innovations­
fähigkeit, um im internationalen Handel 
dem nationalen Kapital weiterhin „hohe 
Tauschwerte“ zu sichern.



Diese tauschwertorientierte Forscht ngs- 
und Technologiepolitik hat den schnellen 
und totalen Einsatz neuer Technologien 
in Industrie und Gesellschaft zum Haupt­
inhalt, denn gerade der ungehinderte 
und schnelle Technologietransfer aus dem 
Forschungs- und Entwicklungsbereich in 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Praxis ist wesentlicher Bestandteil des 
innovatorischen Wettlaufs zwischen den 
Industriestaaten.

Dort, wo die möglichst rasche ökonomi­
sche Verwertung wissenschaftlich-techni­
scher Innovationen zur wirtschaftspoliti­
schen Priorität in der staatlichen For­
schungs- und Technologiepolitik dekla­
riert wird, verbleibt zwangsläufig wenig 
Spielraum und noch weniger Interesse, 
den technischen Fortschritt und den ge­
sellschaftlichen Innovationsprozeß an die 
humanen und ökologischen Kriterien 
ihrer sozialen Verträglichkeit zu binden. 
Demzufolge werden weder die genannten 
5 Hauptziele mit derselben Intensität ver­
folgt noch kann von einer gleichgewichti­
gen Verfolgung aller Hauptziele inner­
halb einzelner Förderungsschwerpunkte 
ausgegangen werden.

So werden vor allem bei den Förderungs­
programmen zur Entwicklung neuer Tech­
nologien — insbesondere DV-Technik, 
Technische Kommunikation, Fertigungs­
technik — von den Gewerkschaften die 
gravierenden Defizite im Umfang der so­
zial- und humanwissenschaftlichen Be­
gleit-, Folge- und Wirkungsforschung kri­
tisiert. (22) Als Kern der gewerkschaft­
lichen Kritik kann festgestellt werden, 
daß die staatliche Forschungs- und Tech­
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nologiepolitik entgegen ihrer Zielpro- 
grammatik das Problem einer sozial- 
und humanorientierten Technologieent­
wicklung und -gestaltung auf der Realisie­
rungsebene weitgehend vernachlässigt, 
einseitig an den vorherrschenden Kapital­
interessen ausgerichtet ist und somit eine 
aktive Gefährdung der Lebens- und A r­
beitsbedingungen der Arbeitnehmer be­
w irkt.

Diese Defizite in der staatlichen For­
schungs- und Technologiepolitik dürfen 
jedoch nicht etwa nur als mangelhafte 
oder „schlechte“ Realisierung politischer 
Zielformulierungen interpretiert werden. 
Vielmehr entspringen sie unmittelbar der 
Logik der skizzierten, tauschwertorien­
tierten Weltmarktstategie. Die Beschrän­
kung in der Intensität der Zielverfolgung 
der nichtökonomischen Zielsetzungen ist 
direkte Folge des forschungs- und techno­
logiepolitischen Orientierungsmusters, das 
zwangsläufig zu Lasten sozialer, huma­
ner und ökologischer Schwerpunktset­
zungen gehen muß, da eine effektive 
sozial- und humanwissenschaftliche und 
ökologische Technologiefolge- und Tech­
nologieentwicklungsforschung nur als öko­
nomische Störgröße wirken kann.

Die ökonomischen, sozialen, humanen 
und ökologischen Kosten einer technolo­
giegestützten, exportorientierten Wachs­
tumspolitik müssen weitgehend unbe­
rücksichtigt bleiben, da jedes Wachs­
tums- oder technikkritische Argument 
zum Akt wirtschaftspolitischer Sabotage 
wird, der die reibungslose ökonomische 
Ausbeutung des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts be- oder verhindern 
könnte. Das Schlagwort vom „Investi­
tionsstau“ aus der Kontroverse um die 
Atomenergienutzung macht diesen Zu­
sammenhang mehr als deutlich.

Darüber hinaus muß der Erfolg dieser 
forschungs- und technologiepolitischen 
Wachstumsstrategie in Zweifel gezogen 
werden, da es sich hierbei um ein spezi­
fisches Element einer umfassenden Poli­
tik angebotsorientierter Exportexpansion 
handelt, die zu einer Reihe gravierender 
Negativeffekte führt. (23) Zum einen wer­
den bei einer innovationsgestützten, ex­
portorientierten Wachstumspolitik die 
konkurrierenden Industriestaaten gezwun­
gen, ihrerseits die eigenen innovatorischen 
Aktivitäten zu erhöhen, so daß die inno­
vationsbedingten Wettbewerbsvorteile 
wieder verlorengehen und die nationalen 
Innovationsanstrengungen sich gegenseitig 
hochschaukeln. Zum anderen werden die

Verliererder Innovationskonkurrenz allein 
aus nationalen beschäftigungspolitischen 
Erwägungen Importrestriktionen einfüh­
ren müssen, um den heimischen Arbeits­
markt vor einem fortdauernden Export 
von Arbeitslosigkeit aus den Gewinner­
staaten der Innovationskonkurrenz zu 
schützen. Ein kurzfristiger wirtschaftspo­

litischer Erfolg der Innovationsstrategie 
muß somit die Voraussetzungen des dau­
erhaften Erfolges untergraben, da die 
staatliche Subventionierung ökonomisch 
determinierter Technologieentwicklun­
gen zwingend zur Verschärfung protek­
tionistischer Tendenzen führen wird. Ein ■ 
wirtschaftspolitischer Rückschlag dieser 
Strategie ist folglich vorprogrammiert.

Ferner begibt sich die BRD mit einer 
exportorientierten Innovationsstrategie in 
die erhöhte Abhängigkeit einer Nachfrage­
komponente, die sie einerseits wirtschafts- 
und vor aliem beschäftigungspolitisch 
kaum zu beeinflussen vermag und die an­
dererseits zu einer noch weiteren Erhö­
hung der Exportlastigkeit der BRD und 
damit des Anpassungsdrucks an die viel­
beschworenen Weltmarktsachzwänge 
führt. Die Einseitigkeit des weltmarkt­
orientierten Sturkturkonzeptes nimmt a^ ^  
ternativen gesellschaftlichen E n tw ic^ B  
lungsmöglichkeiten — und damit au< î 
alternativen technologischen Entwick- 
lungs- und Anwendungsmöglichkeiten — 
die Realisierungschance und w irkt letzt­
endlich als  ̂ Instrument konservativer 
Strukturerhaltung, (23a) deren N o tw e n ­
digkeit m it den Ergebnissen dieser Po­
litik selbst permanent begründet werden 
kann. (24) Die „Modernisierung der 
Volkswirtschaft” wird somit zum quasi­
natürlichen Selbstläufer, wird zur stetig 
dringender werdenden Daueraufgabe 
zwecks Sicherung des ökonomisch not­
wendigen „Dauerfortschritts", erfordert 
somit einen „Fortschritt ohne Maß" jen­
seits jeder Begrenzungsmöglichkeit inner­
halb einer schranken- und maßlosen 
Ökonomie.

Auch bezüglich ihrer beschäftigungspoli­
tischen Zielsetzung ist der staatlicher. 
Forschungs- und Technologiepolitik rrB  
Vorbehalt zu begegnen. Von der A n n a li 
me ausgehend, daß die Verzögerung tech­
nischer Innovationen Absatzchancen und 
damit Arbeitsplätze gefährdet, folgt die 
staatliche Forschungs- und Technolgie- 
politik pragmatisch dem Umkehrschluß, 
daß die Beschleunigung des gesellschaft­
lichen Innovations- und Rationalisierungs­
prozesses Absatzmärkte sichert und damit 
Arbeitsplätze erhält. Entscheidend in die­
ser beschäftigungspolitischen Argumenta­
tion ist die Frage, ob die durch Prozeß- 
und Produktinnovationen induzierte zu­
sätzliche Nachfrage das angestrebte w irt­
schaftliche Wachstum überhaupt zu er­
zeugen vermag, das die technologiepoli­
tisch geförderten Produktivitätssteigerun 
gen beschäftigungswirksam neutralisiert? 

Nach den mittel- und langfristigen Pro­
gnosen für die 80er Jahre wird der zu er­
wartende Produktivitätsfortschritt auf 
durchschnittlich + 4 % geschätzt, (25) 
wobei es sich anscheinend um die Fort­
schreibung des in den 70er Jahren reali­
sierten Produktivitätsfortschritts handelt. 
Zu brachten ist jedoch, daß die tatsäch-



lieh realisierte Arbeitsproduktivität bei 
Nichtauslastung der vorhandenen Pro­
duktionskapazitäten um mind. 3 % bis 
4 % unter der möglichen Arbeitsproduk­
tivität bei Vollauslastung liegt. Der po­
tentiell realisierbare Produktivitätsfort­
schritt ist also z.Z. mehr als doppelt so 
hoch wie der tatsächlich realisierte, und 
mit zunehmender Kapazitätsauslastung 
infolge steigender Nachfrage nimmt auch 
die Realisierung dieses Produktivitätspo­
tentials entsprechend zu. Für das Jahr 
1981 hätten so z.B. bei voller Auslastung 
der gesamtwirtschaftlichen Produktions­
kapazitäten 5 % bis 6 % mehr Güter und 
Leistungen erzeugt werden können, unter 
Berücksichtigung der dann realisierten 
Produktivitätszuwachsrate hätten jedoch 
„allenfalls 1,5 % bis 2,5 % mehr Arbeits­
kräfte beschäftigt werden können.11 (26)

t
 staatliche Forschungs- und Technolo- 
olitik ist gegenüber ihrer beschäfti­
gungspolitischen Zielsetzung insofern 

kontraproduktiv, als sie via Förderung 
produktivitätssteigernder Informations-, 
Kommunikations- und Fertigungstechno­
logien die kritische Wachstumsrate bezüg­
lich der Erzielung positiver Beschäfti­
gungseffekte erhöht und die Tendenz zu 
einem weitgehend beschäftigungslosen 
Wachstum beschleunigt. Je höher der 
technologiepolitisch geförderte Produkti­
vitätsfortschritt ausfällt, desto stärker 
muß zwangsläufig auch die technologisch 
induzierte Zusatznachfrage über die er­
hofften innovatorischen Wettbewerbsvor­
teile zur Kompensation der rationalisie­
rungsbedingten Arbeitsplatzverluste zu­
nehmen, desto eher stößt diese Politik 
aber auch an die bereits genannten Gren­
zen. Sofern die angestrebte Kompensa­
tion des Produktivitätsfortschritts durch 
die bewirkte zusätzliche Nachfrage nicht 

^ U in g t, führt die Einsparung von Arbeits­
k rä fte n  durch technische Rationalisierung 

zu einem binnenwirtschaftlichen Einkom­
mens- und Nachfragerückgang, der die 
Schere zwischen Produktivitätsentwick­
lung und Wirtschaftswachstum weiter 
öffnet. Die technologieorientierte Wachs­
tumspolitik gleicht aus beschäftigungspo­
litischer Sicht dem Hund, der die Wurst 
an seinem Schwänze jagt: Je schneller 
der Hund sich dreht desto schneller
entweicht die Wurst..\

Die Rationalisierung der Volkswirtschaft 
aus beschäftigungspolitischer Perspektive 
betrachtet zielt allein auf die vorläufige 
Sicherung der exportabhängigen Arbeits­
plätze. Auf Kosten einer technologisch 
bedingten Rationalisierungsarbeitslosig­
keit soll eine eventuell noch höhere Ex­
portarbeitslosigkeit vermieden werden, 
denn aus der Sicht der staatlichen For­
schungs- und Technologiepolitik bedeu­
tet „der Verlust von Absatzmärkten . . . 
ein größeres Arbeitsplatzrisiko als eine 
noch kalkulierbare Einsparung von Ar­
beitskräften durch technische Rationali­
sierung.“ (27) Das Dilemma einer welt­

Das Dilemma einer weltweiten Be 
schäftigungssicherung besteht offen­
bar in der Wahl des kleineren Übels...

marktabhängigen Beschäftigungssicherung 
besteht offenbar in der Wahl des kleine­
ren Übels: Rationalisierungsarbeitslos'g- 
keit versus Exportarbeitslosigkeit! Und 
vor dem Hintergrund solchermaßen for­
mulierter Ausweglosigkeit werden dann 
Exportinteressen als Interessen zur Erhal­
tung von Arbeitsplätzen deklariert, und 
der Sachzwang Weltmarkt als nicht hin- 
terfragbares Dogma der kapitalistischen 
Entwicklung wird zur Hauptdeterminante 
des „notwendigen" technischen Fort­
schritts gekürt.

Notwendig hingegen ist die Reduzierung 
der internr malen Innovationskonkur­
renz mittels politischer Vereinbarungen 
zwischen den Industrienationen, um den 
gegenseitigpn technologisch-wirtschaftli­
chen Anassungsdruck zu verringern. 
Nicht eine Politik der technologiegestütz­
ten Exportöffensive, sondern die einer 
international abgestimmten sozialen Kon­
trolle des technischen Innovationsprozes­
ses bietet den notwendigen Spielraum, 
den technischen Fortschritt an die Kri­
terien sozialer und ökologischer Verträg­
lichkeit zu binden. (28) Weder trägt eine 
technologiepolitisch forcierte Erhöhung 
der Exportquote auf Dauer zur Beschäf­
tigungssicherung bei, noch verringert die­
se Strategie den Innovationsdruck auf die 
konkurrierenden Industriestaaten, d.h., 
es werden sowohl die beschäftigungspo­
litischen Zielsetzungen wie die Voraus­
setzungen zur Realisierung der postulier­
ten sozialorientierten Zielsetzungen syste­
matisch verfehlt.

Der für das ökonomische System und 
die staatliche Forschungs- und Technolo­
giepolitik charakteristische Rationalisie­
rungstrend beeinflußt nicht nur die quan­
titative Entwicklung der Arbeitsplätze, 
sondern beinhaltet auch gravierende qua­
litative Veränderungen. M it der Entwick­
lung und verbreiteten Anwendung der 
modernen Informations- und Kommuni­
kationstechnologien werden als zentrale 
Problemfelder veränderter Arbeitsqualität 
die Reduzierung der Arbeitsinhalte, der 
Verlust des Arbeitsverständnisses, Dequa- 
lifizierung und Lohnreduzierung, die Zen­
tralisierung dispositiver Funktionen, Er­
höhung der Arbeitsintensität, Zunahme 
der Arbeitsrnonotonie, soziale Isolierung, 
Einführung von Schichtarbeit, neue ge­
sundheitsgefährdende Arbeitsbelastungen, 
neue Formen der Arbeitsüberwachung 
und die Stabilisierung betrieblicher Herr- 
"■haftsverhältnisse genannt. (29)

Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß 
selbst dort, wo die staatliche Forschungs­
und Technologiepolitik zur „Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen“ beitragen will, häufig nur die Ver­
hinderung weiterer Gefährdungen der Le­
bensqualität der Bevölkerung Inhalt der

Wir brauchen eine internatinal abge­
stimmte Kontrolle des technischen 
Innovationsprozesses...



Förderungsmaßnahmen ist. So ist Jie Si­
cherheitsforschung im Bereich der Atom­
energienutzung wohl eher als notwendige 
Maßnahme zur Erhöhung der Atornener- 
gieakzeptanz denn als Forschung zur un­
mittelbaren Verbesserung der Labens­
und Arbeitsbedingungen zu interpretie­
ren. Und die Notwendigkeit, im Rühmen 
derErnährungs- und Gesundheitsforschung 
gesundheitsgefährdende Substanzen in 
den täglichen Nahrungsmitteln odar die 
Gesundheitsgefahren massenhaft freige­
setzter Umweltchemikalien zu analysie­
ren, entspringt zwangsläufig der weitge­
hend unkontrollierten industriellen Ent­
wicklung, insbesondere dem sogenannten 
„chemischen Fortschritt". Vielfach wer­
den „technologische Notlösungen" (30) 
zur Kompensation der entstandenen Pro­
bleme gesucht, um grundlegende struktu­
relle Veränderungen zu vermeiden. Die 
Forschungsförderung zur „Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen" 
folgt vielfach einem „Paradigma der nach­
träglichen Eingrenzung und Reparatur 
von Folgen einer gegebenen und als nicht 
beeinflußbar angesehenen Entwicklung." 

(31)

Technologiepolitik und Lebensqua­
litä t -  Zur Verschärfung der tech­
nologiepolitischen Wende

Strategie und Zielrealisierungen der staat­
lichen Forschungs- und Technologiepolitik 
sind fest in den Strukturen des kapitali­
stischen (Welt-)Marktsystems verankert. 
Ansatzpunkte forschungspolitischer Ziel­
bestimmungen und Förderungsmaßnah­
men bilden die Entwicklungsschwierig­
keiten und Störungen des ökonom schen 
Systems der BRD mit dem Effekt der 
wirtschafts- bzw. strukturpolitischen Fi- 
nalisierung von Wissenschaft und For­
schung als politisch-administrative Reak­
tion auf die jeweils vorherrschenden 
Problemlagen. Diese Ökonomisierung der 
staatlichen Forschungs- und Technologie­
politik schlägt sich sogar in solchen För­
derungsschwerpunkten nieder, denen auf 
den ersten Blick ihre ökonomische Orien­
tierung nicht anzusehen ist. So erfährt 
auch das Forschungsprogramm zur „Hu­
manisierung des Arbeitslebens" seine 
strukturpolitische Legitimation: „Die Hu­
manisierung des Arbeitslebens ist struk­
turpolitisch notwendig. Die Bundesrepu­
blik muß als rohstoffarmes Land ihre 
Güterproduktion mit hochentwickelten 
Technologien und qualifizierten Arbeits­
plätzen ausbauen. Deshalb ist es mensch­
lich und volkswirtschaftlich notwendig, 
die Gesundheit und das Leistungsvermö­
gen der Arbeitnehmer besser zu schützen, 
ihre berufliche Qualifikation weiter zu 
entwickeln und sie für ihre Arbeit zu mo­
tivieren.“ (32)

In Analogie zum HdA-Programm kann 
auch das legitimatorische Muster für die 
Umweltforschung entwickelt werden, die 
in dem Umfang erforderlich ist, wie sie 
zur strukturpolitischen und volkswirt­
schaftlichen Notwendigkeit wird, um die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
BRD zu sichern. Letztendlich verkehrt 
die ökonomische Perspektive das Verhält­
nis zwischen Technik und Gesellschaft, 
die gesellschaftliche Entwicklung hat sich 
bedingungslos dem Gedeihen eines vor­
rangig ökonomisch determinierten tech­
nischen Fortschritts anzupassen: „Unsere 
Länder müssen Männer und Frauen an 
den neuen Technologien ausbilden und 
die wirtschaftlichen, sozialen und kultu­
rellen Voraussetzungen schaffen, damit 
diese Technologien sich entwickeln und 
gedeihen können“ , so die europäischen 
Staats- und Regierungschefs 1982 auf 
ihrem Gipfeltreffen in Versailles. (33)

Die Forderung nach Steuerung und Kon­
trolle des technischen Fortschritts im 
Sinne einer humanen, sozialen und öko­
logischen Verträglichkeit entsprechend 
einer lebensqualitätsorientierten Politik 
des gesteuerten qualitativen Wirtschafts­
wachstums — wie z.B. im DGB-Grund- 
satzprogramm 1981 in verschiedenen 
Grundsätzen gefordert wird (33a) — kol­
lidiert zwangsläufig mit der herrschenden 
Orientierung staatlicher Forschungs- und 
Technologiegipolitik, da diese offenkun­
dig entsprechend der weit- und privat­
wirtschaftlichen Technologieentwicklung 
zu einem Verzicht auf Produktivitäts­
und Wettbewerbsvorteile zu Gunsten an­
derer Lebensqualitätsziele nicht bereit 
ist, sondern eher dem als „pathogen" 
bezeichneten technologischen Imperativ 
folgt, nach dem jede Technologie, die ent­
wickelt wird, auch angewendet werden 
sollte. (34) Die Forderung nach einer viel­
dimensionierten, lebensqualitätsbezoge­
nen und gebrauchswertorientierten For­
schungs- und Technologiepolitik verlangt 
letztendlich nach einer technologiepoliti­
schen Wende und grundsätzlichen Neude­
klaration der staatlichen Forschungs­
und Technologiepolitik. Sie verkennt, daß 
innerhalb der gegebenen Rahmenbedin­
gungen eine qualitative Technologiepoli­
tik vom Staat nicht zu erwarten ist, denn 
dieser hat mit der Reduktion und A uf­
gabe staatlicher Reformpolitik seine 
grundsätzliche technologiepolitische 
Wende in entgegengesetzter Richtung 
bereits zwischen den Jahren 1972 und 
1975 vollzogen. Zwischen dem Bundes­
bericht Forschung IV  (1972) und dem 
Bundesbericht Forschung V (1975) wur­
de eine qualitative, reformpolitisch ge­
prägte Zielperspektive zu Gunsten der 
strukturpolitischen aufgegeben (35) Es 
erfolgte ein „historischer Übergang . . . 

von einer noch eher reformpolitisch­
aktiven FuE-Politik, wie sie in den ersten 
sozialdemokratischen Regierungsjahren in­
tendiert wurde, zur heutigen strukturpo­
litisch-aktiven FuE-Politik: der ‘gesell-
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formpolitischen Gebrauchswertinhalte 
entkleidet und Struktur-, d.h. wachstums­
politisch in ‘gesamt-gesellschaftlichen 
Tauschwert* umformuliert." (36) Konnte 
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druck bringen" (37), und wurden die for­
schungspolitischen Zielformulierungen aus 
gewerkschaftlicher Sicht als „Deklara­
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so wird mit dem Forschungsbericht V  
offensichtlich bekundet, daß angesichts 
des ökonomischen Problemdrucks diese 
Deklaration nicht einmal über 3 Jahre Be­
stand hatte.

M it der „politischen Wende" vom Herbst 
198? in Bonn wird zunehmend auch eine 
„ter-iinologiepolitische Wende" der 
Rechtskoalition beklagt. (39) Und in der 
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die Auflösung der „Gesellschaft für Frie­
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messen, von einer grundsätzlichen tech­
nologiepolitischen Wende zu sprechen, 
vielmehr handelt es sich um eine in der 
Kontinuität liegende Verschärfung der 
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ren. Für alle vier Problembereiche spielt 
die Entwicklung und Anwendung neuer 
Technologien eine entscheidende Rolle. 
Der Technische Fortschritt kann somit 
zum politischen Kristallisationspunkt ver­
schiedener gesellschaftlicher Entwicklun­
gen werden. Der zentrale politische Kon­
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. Forschungsprogramme

Die Mikroelektronik im Produktionsbereich hat zwar ihre Einführungs­

schwelle längst überschritten, ihre volle Entfaltung ist noch in 

weiter Zukunft. Allein im Sektor computergestützter Büroausstattung 

werden bis 1990 in der Bundesrepublik 2,5 Millionen Arbeitsplätze 

betroffen sein. Auf mittlere Sicht sind die Auswirkungen noch erheb­

lich höher, denn in den westlichen Industrieländern mit Schwerpunkt 

USA sind in Milliardenhöhe Forschungsprogramme mit stattlichen staat­

lichen Mitteln aufgelegt worden, sowohl in der EG ("ESPRIT", 1,7 Mil­

liarden, 1984 beschlossen) wie auch der Bundesrepublik steigen die 

Forschungsaufwendungen im EDV-Bereich (BMFT-Mittel 1982: über 300 Mil­

lionen, März 1984 ein 3-Milliarden-Programm beschlossen). Diese For­

schungsprogramme werden zusätzliche Anwendungsbereiche der Mikroelek­

tronik erschließen.

Die Bundesregierung hat sich bei ihrer Forschungspolitik 1984 in we- 

s«fc.ichen Teilen auf ein Memorandum der informationstechnischen 

Wirtschaft und Wissenschaft gestützt, das als Kernpunkte enthält:

M iV  i b i

fa ll€Ht daß Sie iV\ letetev 
Z ti\ übe/haopi nidvf
k / ä n k  q e u je s c *  G i n U .

- die USA verfügen über einen kontinuierlichen Entwicklungsvorsprung 

durch die massive staatliche Nachfrage in Rüstung und Raumfahrt, der 

seit 20 Jahren ständig beibehalten wurde.

- die BRD besitzt über 1000 Wissenschaftler, die USA über 10 000 Wis­

senschaftler als Forschungskapazität auf diesem Gebiet.

- die Rückwanderung qualifizierter Wissenschaftler aus den USA ist 

durch lukrative Angebote anzustreben, die Forschungsausgaben im In­

formationsbereich müssen deshalb um 50% angehoben werden.

- gleichzeitig sind die Wissenschaftler zu entlasten; es sollen erheb­

lich weniger Studenten für Informatik zugelassen werden (etwa ein 

Drittel der heutigen Zahl).

Die Haushaltsmittel wurden 1983 für diesen Bereich um insgesamt 22% 

angehoben, 1984 um einen noch höheren Anteil (Handelsblatt). Der DGB 

kritisiert, daß der Aufbau einer technologieorientierten kritischen

Sozialforschung, eines Bundesinstituts für Arbeit und Technik und 

ei^^Degleitende Überprüfung der Forschung durch ein Projekt im Rahmen 

der Humanisierung der Arbeitswelt unterbleibt (BLEICHER).

Und Sie n M
Q f^de io 3ls ob 
Sie eih iIdaqenQ&ithoüv f
ö d e *  so  e t w a * ,  k ä l t e n ...

' ------------------ ---—

•' Arbeitsplätze

Betrachtet man den Bereich der Büro-Arbeitsplätze, so ist das Interesse 

an Rationalisierungen hier besonders hoch: in den letzten 100 Jahren 

stieg die Pro-Kopf-Produktivität im Bürobereich auf 1 : 1,5, im Pro­

duktionsbereich auf 1 : 15. Die sogenannte SIEMENS-Studie hat bereits

bei heutigem Stand der Technik ergeben, daß 40% aller Büroarbeit so 

weit zergliedert werden kann, daß sie vollautomatisierbar ist.

Für die verbleibenden Arbeitsplätze gelten gegenläufige Tendenzen: 

um Computer zu programmieren und zu warten, Programme zu entwickeln 

und zu überarbeiten, werden hochqualifizierte Arbeitskräfte benötigt. 

Durch die verstärkte Zerlegung der Bedienungsarbeiten (z.B. Eintippen 

und Korrekturlesen wird getrennt) entstehen massiv entqualifizierte 

Arbeitsplätze. Angesichts dessen wird vermutlich auch für diese "dritte 

industrielle Revolution" die Erfahrung der vorherigen gelten: bei po­

larisierender Tendenz verschiebt sich das Spektrum der Arbeitsplätze 

insgesamt hin zu den unqualifizierteren (HENTZE).

\ 4 t b i  a iä tU e n  S ie  

ä lU i>  in  a lU m  ir *  A u g e n b lic k  

\e n  n i c h t  g e r a d e  

U n ^ ^ r i e d e n e ^  B in d  r u c k  (



Der DGB fordert deshalb (ebenso ;ie die stark betroffenen Gewerkschaf­

ten ÖTV, DPG und IG Metall) eine erweiterte Mitbestimmung der Betriebs­

und Personalräte in allen Fragen der Arbeitsorganisation und die Zu­

stimmungspflicht des Betriebsrates bei der Einführung neuer Techno­

log i en.
Die neuen Arbeitsplätze sind in iedem Fall computergerecht: war es 

der Gewerkschaft jahrzehntelang inmöglich, eine gleichmäßige Behei- 

zung/Belüftung von Büroräumen zu erreichen, so geschieht dies jetzt 

unter teilweise hohen Kosten: we 1 der Computer es braucht. Die Arbeit 

am Bildschirm bringt kleinere, n hezu staubfreie Büros mit optimaler 

Beleuchtung und breiten, ungestörten Arbeitstischen, da andernfalls 

überhaupt keine Arbeit möglich ist. An diesen Beispielen - Post, Um­

stellung der Fernsprechauskunft wird deutlich, daß der fehlerhaft 

arbeitende Mensch hier weniger ii. schöpferischer Arbeit gesehen ist, 

sondern als ein möglichst umfassend zu eliminierender Störfaktor als 

Anhang zur Maschine funktioniert.

Dennoch liegt in diesen teilweise für die Betroffenen positiven Ver­

änderungen von Arbeitsformen ein Ansatzpunkt der von Unternehmerseite 

forcierten Akzeptanzerhöhunq von Mikroelektronik. Zusätzliche und 

stärkere Schübe erhofft man sich von der Mobilisierung der Konsumenten 

durch "kundengerechte Angebote": - Geldautomaten statt Schlangestehen

auch außerhalb der Öffnungszeiten

K a n n  ^  M Ö q lic U  

O h r e  h ie v  b * \

Sie n iM  rid iftywslQ slet1

anonyme, bequeme Geldausgabe

- verstärktes Angebot an Teilzeitarbeit (die hohe Nachfrage trifft 

sich mit dem gesetzlichen Verbot einer permanenten Bildschirmarbeit 

an dem gesamten Arbeitstag)

- individuelle Bearbeitung der Kundenwünsche direkt über den Bild­

schirm mit sofortiger Erledigung in Anwesenheit des Kunden statt 

f1ießbandähnlicher Bearbeitung von Bürovorgängen mit mangelnder 

Übersicht, hohen Fehlerquellen und zahlreichen Teilzuständigkeiten 

in anonymen Apparaten

Es werden Arbeitsplätze bis ins kleinste zergliedert und die einfach­

sten Teiltätigkeiten Maschinen übertragen. Übrig bleiben häufig sehr 

mechanisch auszuführende, inhaltleere ÜberwachungStätigkeiten mit 

hohem Abstraktionsgrad. "Während die Maschinenarbeit das Nervensystem 

aufs äußerste angreift, unterdrückt sie das vielseitige Spiel der Mus­

keln und konfisziert alle freie körperliche und geistige Tätigkeit. 

Selbst die Erleichterung der Arbeit wird zum Mittel der Tortur, indem 

die Maschine nicht den Arbeiter von der Arbeit befreit, sondern seine 

Arbeit vom Inhalt." (Marx, Kapital Bd.1, 13.Kapitel) Diese Äußerung 

von Marx läßt sich auf die Situation der betroffenen Menschen bei In­

stallation von Computersystemen anwenden.

Diese Art von Restarbeitsplätzen werden dann zu einem großen Teil unter 

Ausnutzung der neuen Medien nach Hause ausgelagert. Die vielgerühmten 

Vorteile von Flexibilität, Zeitersparnis und angenehmer Atmosphäre 

zu Hause müssen durch eine private Übernahme der Kosten zur Bereit­

stellung des Arbeitsplatzes, einer enormen Arbeitsverdichtung, ver­

steckter Einführung von Schichtarbeit und Kinderarbeit sowie den to­

talen Abbau betrieblicher sozialer Kontakte bezahlt werden.

Der Dezentralisierung der Arbeit wohnt eine enorme Zentralisierung 

der Macht inne, der Arbeiter ist fast völlig seiner kollektiv- (und nur 

kollektiv wahrnehmbaren) erkämpften Rechte beraubt. Die mit fortschrei­

tender Industrialisierung für Ballungszentren immer höher werdenden 

Zentralisierungskosten werden an die Massen überwältt:

- Segregation verringert sich, allerdings um den Preis erhöhter Iso­

lation. Arbeitswege sind heute für Arbeiter in Paris 1h15 (Durch­

schnitt), d.h. die wöchentliche Arbeitszeit ist 12.5h länger als 

bezahlte Tarifzeit. Diese Verluste werden eingespart, übrig bleibt 

die "Bunkermentalität" in Wohnsilos mit Heimarbeit per Bildschirm - 

Wohnsilos, die kaum mehr verlassen werden und als Ausbildungs-,

Anbeits-, Freizeit und Wohnplatz dienen.



-«geplünderte Ressourcen, Ersticken in Smog und Abfall, aufgeblähte 

Bürokratien, Qual durch tosenden Lärm - all dies ist durch konse­

quenten Einsatz von Mikroelektronik entschärfbar, die technische 

Lösung der technologischen Krise wird proklamiert, die Untragbar­

keit der Kosten dieses Systems jedoch nur vertagt.

■ Mikroelektronik und Krise

Enorme neue Wachstumsschübe, das Lebenselexier des Kapitalismus, sind 

nur mit neuen Technologien erreichbar. Ungefähr gilt als empirische 

Erfahrung, daß die Leistung eines Produkts oder eines Verfahrens inner­

halb einer Techno!ogiegeneration kaum höher als ein Faktor 10 gestei­

gert werden kann, d.h. nachdem eine Technologie "ausgereizt" ist,sind 

Steigerungen der Leistungsfähigkeit und somit rentable Investitionen 

in großem Maßstab unmöglich, abhängig vom (kumulierten) Einsatz der 

Forschungsmittel.

Das hemdsärmelig-modernistische Modell der CDU zum Ausweg aus der Krise 

(mehr Autobahn, mehr AKW1s, Verkabelung) muß den Erfolg der "Erben 

Adenauers" in Aufbauleistungen neuer Bereiche suchen - die unter 1. 

geschilderten Aktivitäten im Medienbereich zeigen dies. Für den Ein- 

Aitz der Mikrotechnologie innerhalb bestehender Industriezweige sieht 

Bre Situation nämlich deutlich anders aus:

- die neuen Technologien revolutionieren die Arbeit und rationalisieren 

so sehr, daß die notwendige Nachfrage nach den neuen Produkten nur

zu einem Teil aus Arbeit stammen kann (ALTVATER, vgl. für Medien 

ZERDICK) ,

- zwar gibt es neue profitable Anlagemöglichkeiten für das Kapital, 

aber dies kann nur im Verdrängungswettbewerb mit noch produktivem 

Kapital, das in alte Anlagen investiert ist, angelegt werden

In dieser Situation zeigt das Kapital dennoch Interesse an einer 

schnellen Einführung von Mikrotechnologie, da es kaum rentablere Geld­

anlagen gibt gibt (z.B. investieren auch sehr gut verdienende Zei­

tungsunternehmen hohe Summen). Technischer Fortschritt setzte sich 

in der Vergangenheit in größeren und teureren Maschinen um, die mehr 

konstante: Kapital banden und bei verringertem Anteil der Lohnarbeit 

zwar eine Erhöhunq der Profite pro Arbeiter bewirkten, insqesamt aber 

den Profiten pro einqeset.zter Kapitaleinheit (Profitrate) Grenzen 

setzten. Da aber viele Maschinen auf Mikro-Basis billiger sind (ein 

Mikro ersetzt bis zu 100 mechanisch-elektrische Teile und verbraucht 

weniger Energie), wurde von einigen japanischen Ökonomen in die De­

batte qebracht, daß es für ca. 30 Jahre möglich sei, die MARX'sehe 

Krisentheorie der tendenziell sinkenden Profitrate außer Kraft zu 

setzen.

Dies kann jedoch allenfalls für Teilbereiche gelten in Betrieben,die 

hohe Lageranteile besitzen: durch automatisierte Lagerhaltung gelingt 

es in weit überproportionalem Umfang, die Summen konstanten Kapitals 

zu senken. Dies Verfahren wurde von VW beispielsweise insoweit per­

fektioniert, als den Lieferanten die Lagerhaltungskosten überwälzt 

wurden. Am Beispiel der hochautomatisierten Montagehalle 54 zeigt sich 

jedoch - auch bei VW -, daß es sich um keine allgemeine Tendenz han­

delt. Die von VW investierten 770 Millionen DM übersteigen die Kosten 

einer normalen Montagehalle bei weitem.

Wesentliche Motivation zur Einführung von Mikrotechnologie ist das 

Erreichen von Innovationsvorsprüngen. Auch unter Konkurrenzbedingungen 

ist es zumnidest zeitweise möglich, sehr hohe Gewinne zu erzielen und 

Profite über den Zinssatz am Geldmarkt zu erzielen.
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Mikroelektronik und Krieg

1981 beträgt die jährliche Wachstumsrate für mikroelektronische Geräte 

im Bereich der Textverarbeitung 30%, in der Rüstung 20% - dies sind 

die höchsten überhaupt ermittelten Wachstumsgrößen. Im Rüstungssektor 

ist ein enormer Anteil technischer Intelligenz eingebunden: 40% aller 

Naturwissenschaftler und Ingenieure sind weltweit direkt in der Mili­

tärforschung tätig, bei Physikern und Entwicklungsingenieuren weit 

über 50%. In den USA (und wohl auch in der UdSSR) fließen jährlich 

mehr als die Hälfte aller .'orschungsaufWendungen in den Militärsektor.

Längst ist eine Situation eingetreten, in der die militärische Stra­

tegie - wie die des führbaren Atomkriegs - stark durch technische mikro­

elektronische Entwicklungen geprägt wird. Durch den enormen Aufwand 

an mikroelektronischen Steuersystemen wurde der Aufschlagradius der 

PERSHING-Raketen von 1000 auf gut 100 m gesenkt, mit Hilfe von LASER- 

Steuerung sollen die in Planung befindlichen MX-Raketen auf 20 m ge­

nau treffen. Dadurch werden gegnerische Raketen angreifbar und auch 

in Bunkern zerstörbar.

Der politische Konflikt um die zukünftige friedliche Entwicklung wird 

so zunehmend auch ein techrologiepolitischer Konflikt sein, der sich 

in dem Maße verschärfen wird, in dem die negativen Effekte, wie Fehler­

anfälligkeit, gallopierender Rüstungswettlauf und Ressourcenfehllei - 

tung zunehmen. Auch wenn die Fehlerrate eines hochintegrierten Chips 

um 106 unterhalb der einer Röhre und 1000 mal kleiner ist als die 

eines Transistors, so stellt doch allein die Fehleranfälligkeit eine 

ernstzunehmende Kriegsgefahr dar.

Auch die zukünftige Entwicklung von Militärstrategien wird stark durch 

die technologische Entwicklung bestimmt: gegenwärtig hängt die Ab­

schreckungsdoktrin zu einem erheblichen Teil an der "Unverwundbar­

keit" der U-Boot-Atomraketen, die so in jedem Fall zweitschlagsfähig 

sind. Da nukleare Abschreckung nur dann "funktionieren" kann, wenn 

die Unverletzlichkeit von Gegenschlagswaffen garantiert ist, also jeder 

Angreifer seine eigene Vernichtung riskiert, ist dies von Bedeutung. 

Gegenwärtig werden in den USA zur Entwicklung neuer Waffen auf diese : 

Gebiet hohe Mittel aufgewandt: computergesteuerte automatische U-Boo - 

Suchtorpedos sind in der technischen Entwicklung. Für Suchraster git 

das US-Verteidigungsministerium etwa ein Drittel der gesamten Ausgabun 

für Computer-Programmentwicklung in Höhe von 3 Milliarden $ aus.

Solange es Militärs und Militarismus gibt, wird die Anwendung natur­

wissenschaftlicher Erkenntnisse zu Rüstungszwecken nicht unterbunden 

werden können. Möglich ist aber auch heute eine Neuorientierung der 

Forschungspolitik hin zu einer zivilen, öffentlich kontrollierten Ar 

beit. Die bewußte politische Entscheidung über bestimmte Waffensy­

steme oder Strategien sind, wie die Diskussion um die Neutronenwaff<j 

oder die Verteidigungskonzeption Österreichs zeigt, keine Sachzwangs­

gesetzlichkeiten. Durch eine Umorientierung öffentlicher Forschungs­

mittel kann eine Veränderung eingeleitet werden; der gezielte Ein­

satz von Mikrotechnologie im Wettrüsten der USA (Embargo) wirkt mit 

Sicherheit kriegsgefahrerhöhend.



Gesellschaftliche Auswirkungen

Der massive Einsatz von Mikrotechnologie führt zu einer Zerstörung 

des identitätsbildenden gemeinsamen Lebens der Arbeiter: die Körper­

lichkeit der Arbeit und die kollektive Erfahrung geht durch Diffe­

renzierung und Intellektualisierung verloren (NEGT). Die gleichzei­

tige Intensivierung der Arbeit verstärkt die Herrschaft der Unter­

nehmer, die einzelnen Menschen in einem Raum- und Zeitkorsett einzu­

spannen.

Mittels einer aggressiven (mikroelektronischen!) Freizeitindustrie 

(die paradoxerweise die gleichen Geräte nutzt wie bei der Arbeit ver­

wendet) soll das "vagabundierende Bewußtsein" der Arbeiter, das durch 

Spannungen hervorgerufen wird, die auf den permanenten Wechsel von 

Unter- und Überforderung am Arbeitsplatz zurückgehen, besetzt werden. 

Nur so kann der Widerspruch, kontaktlos hochkonzentriert acht Stunden 

täglich einer weitgehend inhalts"befreite" Arbeit vor dem Bildschirm 

zu erledigen, gedämpft werden.

Auch für die Mikroelektronik gilt bei massiver Einführung in den Pro­

duktionsablauf, daß die Empfindlichkeit der Systeme steigt, d.h. es 

dBRtehen hohe Kosten bei Systemausfall . Auch hier folgt eine Aus­

weitung der Kontrolle über die Angestellten als Reaktion und letzt­

lich ein Ausbau des Überwachungsapparates über die gesamte Bevölke­

rung (dies wiederum auch unter Ausnutzung der Mikroelektronik, die 

erstaunliche Schnüffelgeräte zustandegebracht hat).

Nicht nur, weil 1984 jeder davon redet: es muß festgestellt werden, 

daß mit den in gesetzlicher Grauzone arbeitenden Systemen zur betrieb­

lichen Personalerfassung Überwachungskapitalismus für DM 30 000 (so­

viel kostet ein kleines Überwachungssystem) in jedem Betrieb zu in­

stallieren ist. Jedes dritte dieser Systeme stützt sich auf die Sta­

tistiken der Betriebsärzte, wertet die Telefonanrufe, sowie die Krank­

heiten vollautomatisch aus. Die langfristige Festschreibung von Ver­

haltens- und Leistungsdaten (im PES werden 100 bis 200 Daten je Person 

erfaßt), läßt die Frage aufkommen, "ob wirklich noch Chancen für die 

Solidarität der Arbeitnehmer und für eine Kompensation zugunsten der 

Schwächeren verbleiben, wenn das Regelwerk immer differenzierter - 

und immer starrer wird" (BULL).

ÖTV beschloß 1980, ein Verbot von Personalinformationssystemen

zu fordern, der DGB übernahm 1982 diese Position. Die ÖTV formulierte 

als Ziel, "daß unter Berücksichtigung von Persönlichkeitsrechten und 

aufgrund der Würde des Menschen in der Arbeitswelt langfristig auto­

matisierte Personalinformationssysteme einschließlich solcher Teil­

systeme und Datensammlungen, die zu solchen umfassenden Systemen 

ausgebaut werden sollen, verboten werden".
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Einemann/Eoo Lübbing/Manfred Schürz

Computergestützte PersonalinformationsSysteme

Bisher wurden die verschiedensten Daten von Arbeitnehmern an den 
verschiedensten Orten im Betrieb gesammlt: am Arbeitsplatz, im 
Personal- und Lohnbüro, in der Abteilung, beim Werksarzt usw..
Erfaßt wurden Daten der Arbeitnehmer, sie betreffende Vorgänge 
über ihr Verhalten im Betrieb und über Sachverhalte, die im Zusammen­
hang mit den Arbeitnehmern für den Betrieb interessant waren. Diese 
Daten wurden in Karteien (Kranken-, Überstundenkartei) und Akten 
gesa-melt und ausgewertet. Die gesammelten Mengen dürften nicht zu 
groß sein. Ausgewertet werden konnten diese Daten auch nur relativ 
gelten, da der personelle Aufwand zu groß war und die Daten wegen 
der langen Bearbeitungszeit schon veraltet sein konnten. Computer 
ermöglichen und erleichterten die Auswertung. ^

Personalinformationssysteme sind aber möglich durch die Datenbank­
technik, die die Möglichkeit gibt, gezielt und direkt auf einzelne 
Daten zurückzugreifen, diese für alle möglichen Zwecke benutzer- 
freindlich zu verwenden und zu verknüpfen.

Mit relativ einfachen Daten, wie sie in jeder Personalakte zu finden 
sind, lassen sich für den Betrieb schon sehr günstige Ergebnisse er­
zielen .

Beispiel 1: Selektion durch Personalinformationssysteme

In einem Betrieb in Nordbayern wurde festgestellt, daß im Vergleich 
zu betriebswirtschaftlichen Richtlinien der Betrieb überaltet und der 
Anteil der Frauen zu hoch war. Kündigungen sollten wegen des hohen 
Aufwandes vermieden werden. Mit Hilfe des Personalinformationssystems 
konnte ermittelt werden, daß älteren Frauen in den umliegenden Dörfern 
wohnten. Öffentlicher Nahverkehr war in diesem Gebiet kaum vorhanden. 
Ein Weksbus, der die Frauen von und zur Arbeit beförderte, wurde g
eingestellt. Das Problem hatte sich für den Betrieb von selbst gelöst." 
Es genügten die Daten: Alter, Wohnort, Geschlecht, Benutzung des Werks­
busses und die Information, daß kein Auto vorhanden war und somit die 
Möglichkeit bestand, in den Betrieb zu kommen.

(Vgl.: IG Metall (Hrsg.) Computergestützte Personalinformationssysteme 
Gefahr für Datenschutz und Mitbestimmung, Ffm 1978, S. 10)

Auch ohne Personalinformationssysteme (PIS) können Verhalten und 
Leistung des Arbeitnehmers im Betrieb genau kontrolliert werden. Die 
Verknüpfung mit PIS würde die totale Kontrolle des Arbeitnehmers be­
deuten .

Beispiel 2: Kontrollsysteme zur Erfassung und Leistung der Arbeit- 
nehmer

In einer Firma werden bei der Arbeit an einer Maschine alle Vorgänge 
am Bildschirm kontrolliert. Zugang zu dieser Maschine hat nur derjenige, 
der einen bestimmten Code benutzt, der wiederum der Personalnummer 
zugeordnet ist. Aus den Protokollen, die sich damit erstellen lassen, 
sind der Benutzer, seine Arbeit sowie Beginn und Ende seiner Tätigkeit

von der Maschine aus zentral festzustellen. Es werden somit Bearbeit ungs-- 
dauer, Fehler usw. zur Leistungskontrolle herangezogen werden. Die Iirma



ist nur durch ein Zugangskontrollsystem zu betreten, bei dem der 
Werksausweis mit einer auf einem codierten Magnetstreifen enthal­
tenen Personalnummer zu benutzen ist. Dieser Ausweis berechtigt auch 
zum bargeldlosen Essen in der Kcintine und zum bargeldlosen Tanken 
und dient zur Aufzeichnung der Gleitzeit, Ebenso wie bei der elek­
tronischen Telefonkontrolle werden Zeit, Kosten und Benutzer aufge­
zeichnet .

PIS können:

- mehr und genauere Daten als bisher sammeln
(ISA von Daimler Benz ist eins von 51 Teilsystemen des Systems PIS 
In der ersten Stufe war die Erfassung von 320 Daten je Arbeitnehmer 
vorgesehen),

- Daten schneller und gezielter auswerten,

- Personaldaten schneller auf den neuesten Stand bringen.

Mit PIS können:

gezielt Daten für Rationalisierungs- und Auswahlmaßnahmen abgefragt 
werden (z.B. Fehlzeiten),



Wo fallen Daten zur Kontrolle der Arbeitnehmer an?

In Projektanalyse- und Kontrollsystemen, Aufwandserfassungs- und Ab­
rechnungsverfahren, Verfahren zur Erfassung des Vertriebs, Telefon­
abrechnungssystememen, Zeiterfassungs-, elektronischen Zugangskontroll- 
systemen, bargeldlosen Tankabrechnungs- und Kantinensystemen usw.
Es ist zwar verboten, wäre aber möglich: die Heranziehung der Daten 
des werksärztli3hen Dienstes und der Betriebskrankenkasse.

Daten der Arbeitnehmer werden durch Einstellungsfragen, Untersuchungen, 
betriebspsychologische Tests, Krankenversicherung, Sozialversicherung 
und staatliche Stellen erhoben.

Es gibt folgende Datengruppen:

- Personalgrunddaten (Name, Geschlecht usw.)
- Arbeitszeitdaten (Wechsel- oder Normalschicht
- Leistungs- und Beurteilungsdaten
- Fähigkeitsdaten
- Psychisch Daten
- Soziale Daten.

Dazu enthalten PIS Arbeitsplatzdaten, die zusammen mit den Personal­
daten zu einem Vergleich beider, einem "Profilvergleich" herangezogen 
werden können:

- Anforderungen des Arbeitsplatzes
- Belastungsprolil des Arbeitsplatzes.

Personalinformationssysteme können zwischen 500 und 1.000 Daten pro 
Arbeitnehmer (m:.t wachsender Tendenz) speichern. Ein Datum besteht 
wiederum aus verschiedenen Einzelinformationen. Bei der Fülle der er­
hobenen Daten ist die Frage naheliegend, ob nicht schon die Erhebung 

von Daten Mißbr ch ist.

Mit PIS können Lohn- und Gehaltsabrechnungen gemacht, aber auch Arbeits­
plätze durch den Computer besetzt werden.

Was läßt sich mit PIS ermitteln?

Mit PIS können Lohn- und Gehaltsabrechnungen gemacht, aber auch 
Arbeitsplätze durch den Coputer besetzt werden. Es lassen sich z.B. 
in kurzer Zeit Fehlzeiten über längere Zeiträume hinweg ermitteln. 
Ohne Gespräch mit dem Betroffenen kann der Computer in bestimmten 
Betrieben schon kündigen.

Bestandteile des PIS

In der Methoden- und Modellbank sind die Methoden und Programme der 
Datenverarbeitung und -Verwertung enthalten. Benutzer können Befehle; per 
Knopfdruck an verschiedenen Stellen des Betriebs auslösen.

Er kann ohne weiteres Zutun "Alarmberichte" erstellen, z.B. für den 
Ablauf der Probezeit und den Beginn des Kündigungsschutzes für äl­
tere Arbeitnehmer. Mit PIS lassen sich aber auch Profilvergleiche 
machen. Systematisch können Arbeitsplatz- und Personaldaten aus 
unterschiedlichen Bereichen des Betreibes verglichen werden mit dem 
Ziel, zu vermitteln, ob Arbeitnehmer für einen bestimmten Arbeits­
platz geeignet, das Qualifikationsniveau einer Abteilung zu hoch oder 
die Personalstruktur eines Unternehmens branchenüblich ist.



Was bezwecken die Arbeitgeber mit der Einführung von PIS?

Mit PIS können die Personalkosten planmäßig gesenkt werden. Der 
Arbeitseinsatz kann über den Computer geplant und kontrolliert 
werden. Leistung, Verhalten und Person des Arbeitnehmers können 
lückenlos überwacht und kontrolliert werden. Die Arbeitnehmer kön­
nen wirtschaftliöher eingesetzt werden.

Es können Daten für Rationalisierungsprozesse auf allen Ebenen 
des Betriebes gesammelt werden. Damit können Arbeitsplätze eingesp art, 
Qualifikationen abgeschafft bzw. verringert und Eingruppierungen 
heruntergesetzt werden. Die Arbeitnehmer müssen niedriger qualifi­
ziert und schlechter bezahlte Arbeiten im Betrieb annehmen und 
werden an verschiedenen Orten des Betriebes nach Bedarf eingesetzt.

Die bestehende Hierarchie des Betriebes wird gestärkt: das Zugriffs- 
und Verwendungsrecht auf Daten vergrößert sich mit der Position im 
Betrieb.

Die Datenmenge und die Möglichkeiten ihrer Verwertung sind ungleich 
größer als bisher. Schneller Zugriff und schnelle Verwendungs­
möglichkeiten bedeutet für das Management einen Zuwachs an Informa­
tionsvorsprung und über Kontrolle und Herrschaft über die Arbeit­
nehmer. Die Machtverhältnisse im Betrieb verändern sich zugunsten 
des Kapitals.

Sind w ir auch  schon a u f d e r  Liste?
Wo „Paisy“ im Betrieb auftaucht, ist Gefahr Den von „wertlosen“ Arbeitnehmern. Da Paisy

im Verzüge. Das in Auschwitz erfundene Wort zumeist heimlich in den Betrieb kommt, veröf*
„selektieren“ beschreibt genau, wofür Unter* fentlicht METALL die komplette Kundenliste
nehmonsleitungen das Personal-Informatlons- des System-Herstellers für den Bereich der
System verwenden wollen: zum Rausschmei* Stahl- und Metallindustrie.

Ae sculap-Werke AG Tuttlingen Klein. Schanzlin A Becker Bremen
AG Weser Bremen Klein. Schanzlin A Becker, Werk Frankenthal Frankenthat
Alumlnium-Nort GmbH Neuss Klein, Schanzlin A Becker, Werk AMAG Pegnitz
AMP-Oeutschland GmbH Langen Klockner-Werke AG Bremen
Badische Stahlwerke AG Kehl Klockoer A Co. Duisburg
Bielomahk Lanze GmbH & Co Neuffen Kochs Adler AG Bielefeld
Bontor AG Düsseldorf Leopold Kostal GmbH & Co KG Lüdenscheid
Boge GmbH Eitorf Robert Krups Stiftung & Co. KG Solingen
Bosch GmbH, Geschaftsber. Elektronik Berlin Lemtorder Metallwaren Jürgen Ulderup & Co. Lemförde
Bosch GmbH Nürnberg Lemmerz-Werke KGAA Königswintef
Bosch-Siemens Hausgerate GmbH Giengen Linde AG. Werksgr. Gükfner Aschaffenburg
Braun AG Kronberg Linde AG. Werksgr. Technische Gase Höllriegelskreuth
Bremshey AG Solingen Linde AG. Werksgr. industnekatte Köln
Buhler-Miag GmbH Braunachweig Lohr A Bromkamp GmbH Ottenbach
Christensen Diamond Products GmbH Celle Lohmann A Co. AG Cuxhaven
Daimon GmbH Köln LTG Lufttechnische GmbH Stuttgart
Degussa Frankfurt Lurgi Verwaltung GmbH Frankfurt
Deutsche Renault AG Bruhl Mahle GmbH Stuttgart
Deutsche Telephonwerke und Kabelindustrie AG Berlin M A N . Werk Augsburg Augsburg
DUAL Gebr. Steidinger GmbH & Co. St Georgen M A N . Werk Oberhausen Oberhäuten
Dürr Anlagenbau GmbH — - Stuttgart Maschinenfabrik Lanze KG Extertal
Duewag AG Kreteld Maschinenfabrik Multor-Weingartan AG Weingarten
elrtng Dichtungswerke KG Fellbach Maschinenfabrik G. Siempelkamp Krefeld
J u A Erbe loh GmbH & Co. WuppartaJ Martinswerk GmbH Bergheim
ERCO Leuchten GmbH Lüdenscheid Martin Merkel GmbH A Co. KG Hamburg
Ermeto Armaturen GmbH Bielefeld Mobil Oil AG Hamburg
Esc her Wvss GmbH Ravensburg MTU München GmbH München
Fetten & Guilleaume Energietechmk Köln Norcomputer GmbH Unfern. Gruppe FL Stahl Stuttgart
FESTO Pneumatic Esslingen Norddeutsche Affinerie AG Hamburg
Wilhelm Fette GmbH Schwarzenbek Opel AG Rüsseisheim
Fichte) & Sachs AG Schweinfurt Pelikan AG Hannover
Georg Fischer AG Singen Philips GmbH Haupfnieded. Hamburg
Flohr-Otis GmbH Berlin Pierburg GmbH A Co. KG Neuss
Garde na Kress Kästner GmbH Ulm PIV Antrieb Werner Reimers KG Bad Homburg
GEA GmbH Herne Porsche AG Stuttgart
Gelenkwellanbau GmbH Essen Preusaeg AG Hannover
Gustav F. Gerdts GmbH & Co. KG Bremen Rheinmefaff GmbH Düsseldorf
Giloametster AG Bielefeld Rohde A Schwarz München
Gilietie Deutschland GmbH Berlin Fhtfgerswerka AG Frankfurt
Goetze AG Burscheid Sandvtk GmbH Düsseldorf
Gossen GmbH Erlangen Gebr. Sulzer '■ Stuttgart
GTE Sytvania Saba GmbH Erlangen Schmalbach-Lubeca GmbH Braunschweig
Hager Electro GmbH A Co. Ensheim R A G  Schmöle Metaftwerka Menden
Hanomag GmbH Hannover Sc horch GmbH Monchengladbach
Hapag Lloyd AG Hamburg L. Schüler GmbH nj- Göppingen
Gebr Happich GmbH Wuppertal Stabtlus GmbH Koblenz
Heidelberger Druckmasch. AG Wiesloch Andreas Slihl Waiblingen
Dr. Ing. Rudolf Hall GmbH Kiel Still GmbH Hamburg
Richard Hirschmann Esslingen Telefonbau u. Normalzeit Frankfurt
Holstein und Kappen GmbH Dortmund Texlar GmbH Leverkusen
Honeywell-Elac Nautik GmbH Kiel Thyssen AG Duisburg
Honeywell Bull AG Köln Thyssen Industrie AG Essen
Honeywell GmbH Otlenbech Thyssen Edelstahiwerka AG Krefeld
IndustrwwerwaltungsGesellschafl mbH Bonn Thyssen AG Oberhauaen
Industriewark Schaeffler OHG Herzoge naurech Varta Batterie AG Hagen
Jagenberg-Werke AG Düsseldorf VAW leichtmetall GmbH Bonn
Jungheinrich Unternehmensverwaltung Hamburg Veba AG Düsseldorf
Kabeimetai Electro GmbH Hannover Jean Wallerscheid Lohmar
Kabelwerke Reinshagen GmbH Wuppertal Webasto-Werk Gaufing
Kaefer Isoiiertechmk GmbH A Co. 8  fernen West! MeMlhnd. KG Hueck A Co. Lippsted!
Kaiser Aluminium Koblenz Otto Woltt AG Köln
Keiper Recaro GmbH A Co. Remscheid Wotan-Werke GmbH Düsse (dort
Kienzle Uhrenfabriken GmbH Villingen



Gefahren für die Arbeitnehmer durch PIS
♦

- Die Arbeitnehmer werden durch die lückenlose Erfassung, Kontrolle 
und Überwachui g von Person, Leistung und Verhalten besser verwertbar 
gemacht. Entfaltungsmöglichkeiten und Spielräume werden noch mehr ein­
geengt .

- Durch weitere Rationalisierungsmaßnahmen werden Arbeitsplätze bedroht; 
Entqualifizierung durch Reduzierung interessanter Aufgaben und Lohn­
abbau sind weit ere Folgen. Die Arbeit wird intensiviert und die Be­
lastungen nehiren zu.

- Der Zwang zur Formalisierung und Standardisierung von Daten zum 
Zwecke der Eingabe in die Systeme führt zu einer "Objektivierung" 
der Daten. Diese können nicht mehr wie bisher ausgehandelt oder 
interpretiert werden. Mit dem Vorgesetzten konnte diskutiert werden 
Mit Software geht das nicht mehr.

Viele Rechte der Arbeitnehmer und Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rates werden gefährdet. Dem Informationszuwachs des Unternehmens steht 
eine Verringerung der Rechte der Arbeitnehmer gegenüber.

- Durch die Verknüpfungsmöglichkeit mit anderen Datenträgern kann der Ar­
beitnehmer in seiner Existenz gefährdet werden. Die Abspeicherung (P 
bestimmter Daten und ihre unbegrenzte Aufbewahrung in der "History- 
Datei" (Datei über weitzurückliegende Ereignisse) kann den Arbeit­
nehmer in seinen Entwicklungs- und Entf<iltungschancen stark beein­
trächtigen.



’ Was können Arbeitnehmer bei PIS tun?

Durch tarifliche Vereinbarungen oder Betriebsvereinbarungen könnte 
die Kontrolle über PIS versucht werden:

- Festschreib ng des Umfangs zulässiger Datenerfassung und - ausgabe.

- Festlegung, wer Zugriff auf die Daten an welchem Ort hat.

- inhaltliche Festlegung der Verarbeitungsprogramme und ihrer Funktionen,

- inhaltliche Festlegung der Datenbestände, die gehalten werden dürfen,

- Festlegung der Daten und Datenmengen, die zwischen Systemen und Sys­
tembestandteilen übertragen werden können,

- Festlegung der Nutzung und des Einsatzes von Informationen.

Es gibt aber schon Systeme, bei denen die Verwendung von Informationen 
im Moment der Nutzung festgelegt und praktiziert wird, so daß Kontrollen : 
relativ schwierig auszuführen sind.

Arbeitnehmer haben zwar nach dem Bundesdatenschutzgesetz Möglichkeiten, 
Auskunft über ihre personenbezogenen Daten, die gesammelt sind, zu er­
langen. Er muß auch benachrichtigt werden und kann die Sperrung bzw. 
Löschung verlangen. Allerdings kann der Arbeitgeber Daten speichern 
und verwenden, wenn sie im Rahmen des Arbeitsverhältnisses für dessen 
Zweckdrfüllung erfolgt und der Arbeitgeber die Daten benötigt. Eine 
Berufung c^arauf, daß schutzwürdige Belange des Arbeitnehmers verletzt 
würden, ist zwar möglich, die Durchsetzung wird aber für den Einzelnen 
schwer sein. In vielen Arbeitsverträgen wird schon die Unterschrift 
unter der Erlaubnis abgefordert, daß Daten gesammelt und verarbeitet 
werden dürfen. Ein Arbeitnehmer kann es sich kaum erlauben, die Unter­
schrift zu verweigern, da er dann den Arbeitsplatz nicht bekommen würde. 
Nach § 83 BetrVG kann er sein Einblicksrecht in seine Personalakte 
wahrnehmen.

Mehr Möglichkeiten liegen in der Arbeit des Betriebsrates,wenn dieser 
seine - wenn auch relativ geringen Rechte zusammen mit Vertrauens­
leuten und Belegschaft einsetzt.



Diese Rechte des Betriebsrates sehen zwar imponierend aus, können 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß ein Mitbestimmungsrecht des 
Betribesrates über den ganzen Komplex PIS fehlt und Mißbräuche tat­
sächlich ausgeschlossen werden können.

Der DGB-Bundeskonkreß in Berlin 1982 hat deshalb - ähnlich wie die 
ÖTV - ein Verbot der PIS und ähnlicher Datensammlungen gefordert:

"Der DGB-Bundesvorstand wird beauftragt, mit allen geeigneten Mitteln 
darauf hinzuwirken, daß unter Berücksichtigung von Persönlichkeits­
rechten und aufgrund der Würde des Menschen in der Arbeitswelt 
langfristig autcmatisierte Personalinformationssysteme einschließlich 
solcher Teilsysteme und Datensammlungen, die zu solchen umfassenden 
Systemen ausgebaut werden sollen, verboten werden.

Der DGB wird aufgefordert, eine Bestandsaufnahme geplanter und schon 
existierender Personalinformationssysteme durchzuführen. Auf dieser 
Grundlage soll gemeinsam mit den Einzelgewerkschaften ein gewerkschaft­
liches Konzept auf betrieblicher Ebene zur Früherkennung und solidari­
schen Abwehr drohender oder bereits installierter Personalinformationgj 
Systeme entwickelt werden."

Die IG Metall vertritt die Auffassung, daß die Anwendung moderner Infor­
mationstechnologien zum Zwecke der Kontrolle von Leistung und Verhalten 
der Arbeitnehmer zu verhindern ist und daß die Systeme für die Menschen 
durchsichtig gemacht werden müssen. Arbeitsnehmervertreter sollen 
glieche Zugriffsrechte wie der Unternehmensleitung zugestanden werden. 
Das soll mit gewerkschaftlichem Handeln auf der tarifpolitischen und 
betrieblichen Ebene erreicht werden.

Dazu soll auch Aufklärungsarbeit über die Folgen von Rationalisierungs­
und die gewerkschaftlichen Gegenvorstellungen erfolgen.

Zur Abwehr bedarf es:

- der Information, der Mobilisierung und der Diskussion unter 
den Betroffenen,

- der Information der Betroffenen über die konkreten Auswirkungen im 
Betrieb,

- der Diskussion über Folgen und Alternativen in Betrieb-, Vertrauens­
leuteversammlungen und am Arbeitsplatz und der

- Einbettung der PIS-Problematik in eine umfassende Strategie zur Abwehr 
von Rationalisierungsfolgen.

- der Entwicklung eines Druckpotentials für die gewerkschaftliche 
Arbeit im Betrieb.



Konzeptionen und Ihre Auswirkungen auf Arbeitsplätze und -  
Arbeitsbedingungen von Frauen in Berlin*

Prof D r. Hedwig Rudolph, Berlin

Oie beschichte des Verhältnisses von Lohnabhängi- 
gen zu neuen Technologien und Rationalisierung ist 
eine Geschichte schmerzhafter Lernprozesse. Noch 
bis Ende der 60er Jahre sah men beides wohlwollend 
als Stützen des wirtschaftlichen Wachstums an, das ja 
seinerseits zur Entschärfung der Vertellungsprobteme 
der gesellschaftlichen Wertschöpfung beitrug (Funke 
1978). Die Hochkonjunktur ermöglichte nicht nur die 
rasche Wiederbeschftftigung der durch neue Techno­
logien und sonstige Rationaiislerungsprozesse „Frei- 
gesetzten", sie sog noch zusätzliche Arbeitskräfte an. 
Die relative Knappheit an Arbeitskräften war der Sichp; 
rung des finanziellen Besitzstandes der Beschäftigten 
förderlich. Die Problematik der neugeschaffenen Ar­
beitsplätze wurde kaum politisch thematisiert, well die 
Mehrzahl der Betroffenen -  Ausländer und ehemalige 
Hausfrauen -  noch nicht gelernt hatten, Ansprüche an 
Arbeitseinsatzbedingungen zu formulieren und elnzu- 
fordem.

Seit Beginn der Krise in den 7Cer Jahren und zuneh­
mend verschärft in ihrem Verlauf wird die Zweischnei- 
digkeit des sog. technischen Fortschritts unüberseh­
bar. Technisch-organisatorische Veränderungen fol­
gen nicht Sachzwängen, sondern sind interessengelei­
tet, Daher werden die im technisch-organisatorischen 
Wandel grundsätzlich angelegten Möglichkeiten zur 
Abschaffung von physisch oder psychisch belastendem 
Arbeiten nicht notwendig eingelöst. Zeitpunkt, Ausmaß 
und Richtung technologischer Entwicklungen und de­
ren betrieblicher Einsatz sind Ergebnisse von Macht- 
verhättnissen. Und in Krisenzeiten scheint die Logik 
unternehmerischer Argumentation besonders über­
zeugend, der konkurrenzvermitteite Kostendruck lasse 
keine andere Wahl als Rationalisierung über neue 
Technologien und/oder arbeitsorganisatorische Um­
stellungen.

Daß die Unternehmerseite mit dieser Argumentation 
bislang ihre Interessen erfolgreich durchsetzen konnte, 
hat m. E. insbesondere zwei Gründe:
-  die Spaltung der Beschäftigten aufgrund unter­

schiedlicher Betroffenheit von Rationalisierungs­
momenten wie der verschärften Arbeitsteilung, 
Entwertung von Qualifikation, Heruntergruppie­
rung oder gar Arbeitslosigkeit sowie

-  die weitgehende Anerkennung der kapitalistischen 
Logik der Produktion durch die Beschäftigten und 
ihre Organisationen,

Spaltung ist immer dann erfolgversprechend und 
gleichzeitig folgenreich, wenn die Gruppen der Haupt­
betroffenen eine relativ geringe organisierte Interes­
senvertretung besitzen. Daß damit besonders abträg­
lich Umstailungsfolgen nicht konfliktträchtig werden, 
soll im folgenden am Beispiel der Arbeitseinsatzbedin­
gungen von Frauen belegt werden. Auf den zweiten 
Punkt werde ich in den Abschlußbemerkungen kurz 
zurückkommen.

Als Probiemzonen greife ich die Teilbereiche des Berli­
ner Arbeitsmarktes heraus, in denen besonders viele 
Frauen beschäftigt sind. Skizziert werden Situation und 
Entwicklung in der Elektroindustrie, im Maschinenbau, 
in der Bekleidungsindustrie, im Banksektor, im Einzel­
handel sowie im öffentlichen Dienst (Abschnitt 1).
Die Statistiken zur Arbeitslosigkeit und zur Lohn- bzw. 
Leistungsgrupppenstruktur geben zwar nur bedingt 
Auskunft über Entwicklungspfad a. Sie zeigen aber — 
als Summe der Veränderungen -  in etwa an, ob sich 
die Beschäftigungsbedingungen für Frauen zum Bes­
seren gewendet haben (Abschnitt 2).
Den Abschluß bilden drei Anmerkungen zu „Fallen“ in 
der Argumentation zum Thema und ein kurzer Bezug 
auf Folgerungen für gewerkschaftliche Positionen zu 
neuen Technologien und Raticralisierungskonzeptio- 
nen auch (aber nicht nur) im Intüresse der Frauen.

1. Rationalisierung in Wirtschaft und 
öffentlicher Verwaltung Berlins

Unter „Rationalisierung" wird ein Bündel betrieblicher 
Maßnahmen und Mittel zusammengefaßt, die -  ver­
einfacht -  das Verhältnis von Aufwand und Ertrag 
verbessern, darüber hinaus aber auch die Betriebe bei 
der Verfolgung dieses Zieles von Außeneinflüssen ab­
schirmen sollen. Daß bei Rationalisierung nicht so sehr 
das Kostenargument, sondern die Sicherung bzw. Ver­

besserung der Kontrolle über den Produktions- bzw. 
Leistungserstellungsprozeß eine wichtige Rolle spielt. 
(Braverman 1977), gibt besonderen Anlaß aber auch 
Raum für Interessenwahrnehmung durch die Beschäf­
tigten und ihre Organisationen; diesen Aspekt greife 
ich später nochmals auf.

Rationalisierungen erfolgen meist durch einander er­
gänzende Maßnahmen und Mittet, die auf unterschied­
lichen Ebenen ans^t^^n
-  technologische (z. B. neue Maschinen, Geräte)
-  organisatorische (u. a. Standardisierung, Ausbau 

der Hierarchie)
-  ergonomische (etwa Arbeitsvereinfachung)
-  personalpolitische (Zeitverträge, Teilzeitarbeit, 

Leiharbeit)
-  motivationale (Lohnsystem, Führungssystem).

Kennzeichnend für die neuen Rationalisierungsmaß­
nahmen ist, daß sie dem Kettenprinzip folgen, d. h. sie 
sind umfassend und langfristig angelegt, werden aber 
im Regelfall nur schrittweise eingeführt, so daß der 
Einstieg von den Beschäftigten oft nicht erkannt wird 
(Köchiing 1980).

Bildschirmarbeitsplätze z. B. sind nur die Spitze des 
Eisbergs, aber wenn sie eingerichtet werden, sind die 
wesentlichen Schritte technisch-arbeitsorganisatori­
scher Rationalisierung längst vollzogen. Denn die 
Durchforstung der Tätigkeiten nach routinisierbaren 
Elementen, deren Abtrennung von den übrigen Ar­
beitsaufgaben und ihre Zentralisierung sind notwendi­
ge Voraussetzungen für die Mechanisierung bzw. Au­
tomatisierung. Um so wichtiger ist es für die Beschäf­
tigten, diese Logik der Entwicklung zu durchschauen 
und zu erkennen, wie sie sich je nach den besonderen 
Bedingungen der Produktion bzw. Leistungserstellung 
in den Wirtschaftsbereichen unterschiedlich aus­
prägt.

Die gelaufenen und laufenden Rationalisierungen in 
Produktion und Verwaltung werden gefördert durch 
zwei EntwicklungsHnien: einerseits den über die Ver­
flechtung der Märkte gestiegenen Konkurrenzdruck, 
andererseits die enorme Leistungssteigerung, Verklei­
nerung und Verbilligung der Mikroelektronik. Dadurch 
wird die Verknüpfung verschiedener Stränge der Pro­
duktions- und Organisationstechnologie nicht nur mög­
lich, sondern auch wirtschaftlich. Schreibautomaten, 
Sofortkassen bei Kreditinstituten, Bestückungsauto­
maten in der Montage, Computer-Kassen im Einzel­
handel sind Beispiele für das Vordringen der EDV an 
sehr unterschiedlichen Arbeitsplatztypen.

Die Analyse, wo und wie erwerbstätige Frauen in Berlin 
von Rationalisierung „berührt“ werden, weist die 
Schwerpunkte von Frauenarbeitsplätzen als Zentren 
von Rationalisierungsschüben aus. Dieser Befund ist 
insofern nicht überraschend, als „frauentypische“ Ar­
beitsplätze Im Klartext „standardisierbare Massenpro­
duktion bzw. -dienstleistung” heißt, mithin aünstioi» 

Ansatzpunkte für Rationalisierung gegeben sind. Be­
merkenswert ist dagegen, daß dies gleichzeitig Kern- 
bereiche der Berliner Wirtschaftsstruktur sind. Das 
deutet auf einen -  im Verhältnis zum Bundesgebiet -  
Modernitäts- und Innovationsrückstand, auf dessen 
mögliche Folgen (auch) für die Frauenarbeitsplfttze 
später eingegangen wird.



Die {e gende beispielhafte Ski :e der Rationalisie­
rungsbewegungen in verschiede en Wirtschaftsberei­
chen beschränkt sich überwiege! d auf technologische 
und arbeitsorganisatorische Mi mente und bezieht 
höchstens ansatzweise auch pt sonalpo'itische und 
motivationale Maßnahmen ein 

Die in der Kürze gebotene „Durcl Schnittsbetrachtung" 
geht nicht auf die besonders ungünstige Situation von 
„Problemgruppen“ innerhalb der Problemgruppe 
„Frauen“ ein, wie z. 8 Ausländerinnen, Teilzeitbe­
schäftigte, Schwerbeschädigte, Heimarbeiterinnen.

1.1 Elektroindustrie

„Die Produktionsstruktur des Verarbeitenden Gewer­
bes in Berlin (W) v/eist Merkmale auf, die eher für die 
newly industrializmg countries als für hochentwickelte 
Industriezentren gelten.“ (Bolle et el. 1981) Diese 
Kennzeichnung gilt auch und insbesondere für die 
Berliner Elektroindustrie, dem gewichtigsten Beschäfti­
gungsbereich im Verarbeitenden Gewerbe. Die hier 
dominierenden Zweigwerke weniger westdeutscher 
Großbetriebe stel'en überwiegend standardisierbare 
Massengüter her, deren Produkt on hauptsächlich ge­
ringe Qualifikationsanforderunge i an die Beschäftig­
ten stellt.

Frauen sind vor allem in den Bereichen L'nterhaltungs- 
elektronik und elektrische Haushaltsgeräte beschäftigt, 
Produktionsgruppen, die wegen Marktsättigung und 
Konkurrenz sogenannter Bitligiohnländer unter Absatz­
schwierigkeiten leiden. Die Sstric- ?© reagierten darauf 
mit rascherem Produktwechsel urd elastischerer Pro- 
duktionsorganisatien vor r-’lz.n m Montagabcreich 
(lappe/Schö!l-Schv.ingh2 m.irKar 1973). Ergebnis ist ei­
ne gemischte Fertcuncsstiukiur mit kurztaktiger Fließ­
fertigung für große Serien einerseits und neuer flexible­
rer Arbeitsorganisation für kleinere Produktzahlen (Fix- 
Vario-System) andererseits.

Die wichtigste Neuenmg in den P roduktionsverfahren 
dieser Branche is! dar Ersatz v m elektro mechani­
schen Teilen durch elektronisch? Bausteine (Ranne- 
berg et al. 1931) Stark betroffen < avon sind Montnge- 
und Prüfarbe'tspiätze, und zwar • owoh! zahlenmäßig 
wie inhaltlich Obwohl die Zahl dur Montiererinnen in 
der Berline blökt-c nciustrie von 1 )75 b-s 1979 um gut 
1 000 auf 8 200 sank, arbeiten in- ne' noch fünfmal so 
viele Frauen wie Männer an derar ;gen Arbeitsplätzen. 
Dem entseucht, daß gut dmi \  lertol aller Akkord­
arbeiterinnen in der Berliner Eiei. 'oindustrie in Lohn­
gruppe 1 s.nd. dagegen nur 2 : rozent der Männer 
(IGM-Gescnaftsbencht 1378-80).

Einfache Handmontagetätigkeiten nehmen durch den 
Einsatz von Bestückungsautcinaten erheblich ab; euch 
Prüftätigkeilen werden seltener. Soweit Handmontage 
bestehenbleibt, ««höhen sich die Anforderungen an 
Fingerfertigkeit und an das Sehvermögen wegen Mi­
kroskoparbeit.

1.2 Maschinenbau

Die Zahl der Maschinenbaubetriebe ist in Berlin seit 
1960 fortlaufend gesunken, und zwar insbesondere in 
der Gruppe mittelständischer Unternehmen (Spur und 
Specht 1979). Gleichzeitig ist die Maschinenausstat­
tung fortlaufend veraltet: In weniger als 'A der Betriebe 
waren Ende der 70er Jahre NC-Maschinen eingesetzt, 
die die Eingangsstufe zu flexibler Automatisierung des 
Fertigungsverfahrens bilden. Neue Bearbeitungsver­
fahren (insbesondere EDV-ges euerte Zentren —► 
CNC) sind wenig eingoführt. Nui In gut einem Drittel 
der Berliner Maschinenbauunterr ehmen wurde EDV 
im Bereich Konstruktion und Art eilsvorbereitung ge­
nutzt.

Die Beschäftigtenzahl ist seit 196) stark zurückgegan­
gen, teils wegen Betriebsschlie1 ungen, teils wegen 
Rationalisierung. Der Abbau betraf fast ausschließlich 
die Arbeiter. Während der Fach, rbeiteranteil weitge­
hend gehalten wurde (konsolidu rende Personalpoll- 
tik), sank der der Ungelernten le cht, die Angelernten 
wurden als konjunkturelle Putte eingestellt und ent­
lassen.

Etwa 15 Prozent der Be; cnäftigten im Berline Maschi­
nenbau s-nd Frauen, 4 Prozent Arbeiterin ien. Von 
ihnen sind nur 10 Prozer. als Facharbeitern an einge­
setzt, 40 Prozent dagegen ais Angelernte un t 50 Pro­
zent als Ungelernte.

Die Einführung von EDV in der Konstruktion (CAD) 
bedroht die Arbeitsplätze auch und gerade von qualifi­
zierten Frauen: Technische Zeichnerinnsn. In dieser 
Berufsgruppe sind in Berlin -  im Gegensatz . um Bun­
desdurchschnitt -  drei von vier Beschäftigten Frauen. 
Unter den Auszubildenden -  davon die Hölfie im Ma­
schinenbau -  ist der Frauenantei! noch höher; aller­
dings haben zwei Drittel nur Ausbiidungsvertt äge über 
2 Jahre. Die Flucht der Männer aus diesem Earufsfeld 
und die Senkung des Qualifikationsniveaus ourch die 
Betriebe signalisieren eine Flurbereinigung für den 
Computer (plotter).

1.3 Bekleidungsindustrie

Die Berliner Bekleidungsindustrie -  ein trad tioneller 
Frauenarbeitsbereich -  erlebte in der Nachk icgszeit 
mehrere starke Einbrüche (ßetriebsschließunc en, Ver­
lagerungen nach Westdeutschland bzw. in sog. 
Niedriglohnländer), die e«nen großen Abbau von Ar­
beitsplätzen zur Folge hatten. Zudem weist dieser Sek­
tor zwei weitere negative Eigenheiten auf: die Existenz 
von Zwischenmeistern und Heimarbeit, beides Puffer 
bei wechselnden Auftfagstagen des dominierenden 

Unternehmens. Technologische Rationalisierungs- 
möglichkeitan sind in der Bekleidungsindustrie nur be­
grenzt einsetzbar, nicht nur weil der hohe Kapit ilbedarf 
die vorhergehend mitteiständischen Betriebe iberfor­
dert, sondern auch weil su wegen des modebi dingten 
Produktionswechsets kaum rentabel sind. Dies gilt ins­
besondere für d:e PfOduxtgruppe Dainanob* «beklei- 
dung. in Zuschneiderei, Vorbereitung und Büg «lei wer­
den zwar gewisse Mechanisiorungsschritto r aiisiert, 
im Bereich der Näherei überwiegen jedoch a oeitsor- 
gamsatorische Veränderungen: Einrichtung vc ? Mehr- 
stellenurbeüsplälzen, Einführung des GündQi ystems 
anstelle de-- taktgebundenen Fließfertigung so via Ver­
kürzung cor Vorgabezeiten ( l 2 ppe und Schöll- 
Schwingha nmer 1978). Die damit verbundene erhebli­
che Arbeitsintensivierung kann über diu Entlcnnungs- 
forrn (Einzslakkord oder Gruppenakkord) zusätzlich 
gesteuert werden.

Die Tatsache, daß im Bereich Textil/Dekleidung die 
erste Stufe tausbildungsordnung eingeführt wurde, si­
gnalisiert d o Polarisierung der Arbeitsplätze in dieser 
Branche Cie Mehrzahl dur Frauen verrichtet unqualifi- 
zierto Arbeiten vom Typ der einfachen Handart eit bzw. 
der Maschinenbedienung (Eckart et al. 1979). Wo bei 
Mechanisierungssprüngen höher qualifizierte Arbeits­
plätze als Maschinenbeciiener oder Automatonführer 
entstehen, werden im Regelfall Männer eingesetzt.

Die Bekleidungsindustrie ist zwar die Branche mit dem 
höchsten Anteil an Facharbeiterinnen, zugle'ch aber 
auch der Sektor mit den niedrigsten lohntarlfon.

1.4 Bankgewerbe
„Gegenüber Marketinggesichtspunkten (d. h. Intensi­
vierung der Kundenbetreuung und Liquiditätssteue­
rung, H. R.) spielen bei der Einführung neue«’ techni­
scher Vorfahren im Kreditwesen Kostenjesichispunkte 
nur eine untergeordnete Rolle.“ (Blaszkiewitz et al. 
1980)
Oie technologischen Voraussetzungen für die Rationa­
lisierung dar Leistungserstellung sind bei den in Berlin 
vertretenen Kreditinstituten zum Großteil gegeben -  
zumindest In den Zentralen:
-  Die Zahlungsverkehrsabtelfungen sind weitestge­

hend mit EDV ausgestattet, die Auslarkis-/Devl- 
sen ibteilungen teilweise.

-  Ein-''Ausgabegeräte mit eigenem Rechner (Termi­
nals auf „on-line“-Verarbeitung) sind als Sofort-

T Kassen in weiten Bereichen eingeführt.
-  De' Geldautomaten-Pool ist ais Bankautcmat ein-

sc-"- bar.
-  Du? Termtnalisierung soll bei Berliner Ban en etwa 

Mit*9 der 80er Jahre abgeschlossen sein



tan Vorgriff bzw. Gleichlauf mit diesen technologischen 
Neuerungen erfolgten ergänzende arbeitsorganisatori- 
sehe Maßnahmen:
— Anpassung und Standardisierung der Arbeitsab­

läufe

-  Zentralisierung von Aufgaben
-  Ausgleich der Spitzenbelastung durch Gleitzeit 

und Ultimo-Kräfte.

Dank dieser Rationalisierung wird das gestiegene Ge­
schäftsvolumen mit gleichbleibender, in Teilbereichen 
sogar sinkender Beschäfigungszahl erledigt.

Rationalisierung über neue Technologien und arbeits­
organisatorische Veränderungen wird im Banksektor 
ergänzt durch ausgefeiltsre Methoden der betriebli­
chen Personalplanung. Neue Führungssysteme wie 
die Lenkung per Zielvereinbarung binden die „Zweig­
stellen“ bzw. Abteilungen an die zentralen Manage­
mententscheidungen insbesondere durch Leistungs­
vorgaben,,

Durch den EDV-Einsatz wird die Kassierertätigkeit we­
sentlich Intensiviert, im Schalterbereich gewinnt die 
Kundenberatung an Gewicht. Die damit insgesamt ge­
stiegenen Qualifikationsanforderungen spiegeln sich In 
verbesserten Eingruppierungen, wobei der Frauenan­
teil in Leistungsgruppe II über dem Durchschnitt aller 
Wirtschaftssektoren liegt. Kassentermin; ’s „verdrän­
gen“ hauptsächlich Frauen. Ohnehin ist bereits bei den 
Auszubildenden im Banksektor absehbar, daß der 
Frauenanteil von derzeit 50 Prozent absinken wird.

1.5 Einzelhandel

Die Stagnation der Endnachfrage hat im Berliner Ein­
zelhandel zu einem Verdrängungswettbewerb geführt, 
der einerseits zu Lasten der Klein- und Mittelbetriebe 
ging, andererseits aber auch die Konkurrenz unter den 
Großbetrieben verschärfte (Forschungsstelle für den 
Handel 1978). Erheblicher Abbau von Vollzeitbeschäf- 

, tigten und leichte Zunahme der Teilzeitkräfta im Han­
del sind Symptome tiefergehender Retionallsierungs- 
bewegungen,

Die Bandbreite der im Einzelhandel zwecks Rationali­
sierung eingesetzten Technologien reicht von Daten­
kassen bis zu elektronischen Verbundsystemen, die 
das gesamte Warenwirtschaftssystem steuern. Die 
über die Kassen erfaßten Informationen haben jedoch 
auch Folgen für die Personaleinsatzplöne: Da der Um­
satz auch zeitlich erfaßt wird, kann der Personalbe­
stand den Umsatzerfordemissen angepaßt werden.
Wenn auch die Verbesserung der Liefer- und Lel- 
stungsDereitschaft sowie die Optimierung der Kapital­
bindungskosten die leitenden Ziele bei Einführung der 
neuen Technologien sind, so wird deren Wirkungsgrad 
durch den Übergang von starren Arbeitseinsatzzeiten 
zu umsatzorientierten erhöht (Immler o. J.). Variable 
Teilzeitarbeitsverträge sind Ausdruck dieses Zusam­
menhanges, wobei die Beschäftigten -  fast aus­
schließlich Frauen mit Familie -  nur in engen Grenzen 
ihre zeitlichen Wünsche bzw. Zwänge einbringen 
können.

Die Vor-, Nach- und Nebenarbeiten, die angesichts der 
Zunahme von Selbstbedienung ohnehin an Gewicht 

gewonnen haben gegenüber der eigentlichen 
Verkaufstätigkeit (Beraten und Kassieren), werden entr 
weder getrennt oder vielfältig gebündelt zu Arbeitsauf­
gaben zusammengefaßt (Weltz et al. 1,979). Der Verar­
mung durch Gleichförmigkeit im ersten Fall steht Im 
zweiten eine Beanspruchungsverdichtung gegenüber. 
Als vollzeitJiche Tätigkeiten wären diese Arbeiten häu­
fig nicht durchzuhalten, d. h. aber Teilzeitarbeit unter­
läuft (zumindest hier) Humanisierungsdruckt (Rudolph 
et al. 1981)
Zudem muß gesehen werden, daß die Variabilisierung 
des Arbeitseinsatzes all die Frauen aus dem Einzel­
handel verdrängt, die ihre Zeit nicht entsprechend „or­
ganisieren“ können, z. B. weil sie Kleinkinder haben.

1.6 öffentlicher Dienst

Rationalisierungsbewegungen im öffentlichen Dienst

werden mit dem „Diktat der leeren Kassen“ oeg tinaet; 
sie werden aber auch durch die zunehmende Verrecht­
lichung staatlichen Handelns gefördert.

Dem Ziel, den öffentlichen Dienst zu verbilligen, dien­
ten technisch-arbeitsorganisatorische Veränderungen, 
Kürzungen des öffentlichen Leistungsangebots sowie 
die Privatisierung von Teilbereichen (insbesondere 
‘Gebäudereinigung). Zur Rationalisierungsbewegung 
des ersten Typs fm folgenden einige Anmerkungen: 

Erster Schritt der Rationalisierung in der öffentlichen 
Verwaltung Ist -  ähnlich wie im Produktionsbereich -  
die „Entmischung" von Tätigkeitsbestandteilen, ge­
nauer: die Auflösung der Zuordnung von Schreibkräf­
ten und Sachbearbeitern. Die Zusammenfassung der 
Schreibarbeiten in zentralen Schreibdiensten wird i. d. 
R. begleitet vom Einsatz leistungsfähiger Schreibauto­
maten, wobei durchschnittlich zwei von drei Arbeits­
plätzen entfallen (Armanski et al. 1981).

Im zweiten Schritt treffen technologische und arbeLscr- 
ganisatorische Maßnahmen zusammen: Die Verknüp­
fung von Text- und Datenverarbeitung ermöglicht eine 
Verlagerung von „Schreibarbeiten" an Sachbearbeiter­
plätze, soweit das „Schreiben" nämlich durch das Ab­
rufen von Textbausteinen über Bildschirmgeräte er­
setzt ist.

Im Berliner öffentlichen Dienst sind fast drei Viertel der 
Schreibarbeiten zentralisiert, besonders ausgeprägt in 
den Senatsverwaltungen. Wegen des größeren Publi­
kumsverkehrs gibt es in den Bezirksämtern noch häufi­
ger Mischarbeitsplätze. Bei der BfA ist die Einführung 
computergestützter Informations- und Verarbeitungs­
systeme weit fortgeschritten, soll aber bis Mitte der 
80er Jahre noch fortgesetzt werden. Betroffen sind von 
den Folgen dieser Rationalisierungsbewegungen ganz 
überwiegend Frauen: viele Arbeitsplätze fallen (bei der 
BfA von 13 500 etwa 5 000!), und an den verbleiben­
den Arbeitsplätzen verändern sich Anforderungen, Be­
lastungen und Bezahlung tendenziell zuungunsten der 
Beschäftigten. In den zentralen Schreibdiensten wird 
das Arbeitstempo -  teilweise über Leistungsprämien
-  so gesteigert, daß es mittelfristig nur von jungen 
Mitarbeiterinnen gehalten werden kann.

Der Einsatz neuer Technologien verdichtet auch in der 
Verwaltung die Arbeit, wobei in den langen Umstel­
lungszeiten Pannen wegen Programmängel zusätzlich 
belasten. Auch für Sachbearbeiter bedeuten die neuen 
Technologien eine Entwertung ihrer Tätigkeit: das 
Computer-Programm bestimmt Art und Weise sowie 
Schnelligkeit der „Zuarbeit". Der Informationswert ein­
gegebener Daten kann von den Beschäftigten oft nicht 
mehr beurteilt werden (Armanski et al. 1981).

Exkurs: Bildschirmarbeitsplätze

Bildschirmgeräte -  darauf wurde bereits hingewiesen
-  sind nur die Spitze des Eisberges, nämlich des 
Einsatzes computergestützter Datenerfassungs- und 
-Verarbeitungssysteme. Sie werden zur Rationalisie­
rung sowohl in der (öffentlichen wie privatwirtschaftli­
chen) Verwaltung als auch in Konstruktion und Ent­
wicklung sowie in der Fertigung eingesetzt. Die Pro­
duktivitätssteigerungen werden auf 100- 400 Prozent 
geschätzt (IG Metall 1981 a). Die Einführungsphase 
beträgt zwischen 2 und 6 Jahre, weil verab die Struktur 
der Tätigkeiten und Arbeitsabläufe durchleuchtet und 
maschinengerecht umorganisiert werden muß.

Was von der Aufgabenerfüllung für die Beschäftigten 
verbleibt, ist eine „Restgröße" und beinhaltet stets eine 
Veränderung der Art der Aufgabenerledigung, der Be­
lastungen bzw. Beanspruchungen. Dennoch stellen 
sich die Rationalisierungsfolgen für unterschiedliche 
Beschäftigtengruppen verschieden dar (IG Chemie, 
Papier, Keramik o. J.):
-  Besondere Probleme ergeben sich bei den Bild­

schirmarbeitsplätzen zur Datenerfassung aufgrund 
ihrer einseitigen und eintönigen Beanspruchungen 
(Augen, Körperhaltung). Den extremen Belastun­
gen wird von Betriebsseite häufig dadurch „Rech­
nung getragen", daß diese Plätze mit Teilzeitbe­
schäftigten besetzt werden. Gewerkschaftlicher 
Kritik an diesem betrieblichen Unterlaufen von Hu­
manisierungsdruck und der Frage nach Kriterien 
für die Begrenzung der Arbeitszeit an Bildschirm-
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arbeitsplätzen halten Arbeftsw ssenschaftler zu 
Recht entgegen: „Beanspruche? d ist nicht so sehr 
das Arbeitsmittel, sondern vielmehr die Inhaltslo­
sigkeit und Monotonie der durc izuführenden Tä­
tigkeiten“ (Armbruster et al, 1973). Das entspricht 
der Forderung nach Einrichtung von Mischarbeits­
plätzen.

-  Vielfältiger sind die Anforderungen an Dialogar­
beitsplätzen, die vorwiegend im Sachbearbel- 
tungsbereich eingerichtet sind. Die Arbeit am Bild­
schirm ist damit auch zeitlich eingegrenzt. Pro­
blembereich sind hier allerdings insbesondere 
2 Umstände: die Störungen durch Fehler in der 
Programmstruktur und die Verunsicherung des 
Selbstbildes der Beschäftigten. „Die Arbeit nicht 
mehr im Griff haben“ (Armanski et al. 1981).

-  Datenausgabearbeitsplätze sind oft Mehrbenut­
zerplatze mit für die einzelnen entsprechend kur­
zer Arbeitsdauer. Die Problematik ist -  verglichen 
mit den zuvor skizzierten Fällen - entschärft.

2. Rationalisierungsbewegungen und 
Arbeitseinsatzbedingungen von Frauen 
in Berlin -  Versuch einer Bilanz'

Der lockere Rundblick über wichtige Arbeilseinsatzge- 
biete von Frauen in Berlin verweist auf die Zwiespältig­
keit der hohen Frauenerwerbsquote als Maßstab für 
Lebenschancen von Frauen. Tatsächlich wird in Unter­
suchungen wiederholt die hohe Beteiligung von Frauen 
am Arbeitsmarkt als ein Zeichen der Rückständigkeit 
der Berliner Wirtschaftsstruktur herangezogen (Na­
schold, Bolle et al. 19S1) nach dem Kettenschluß: viele 
Frauen deuten auf geringqualifizierte Arbeitsplätze und 
diese wiederum auf einen Modemitätsrückstand bei 
Produktion und/oder Produkten. Daß der Berliner Ar­
beitsmarkt für Frauen begrenzt offen, aber insgesamt 
nicht „attraktiv" ist, scheint sich herumgesprochen zu 
haben. Jedenfalls sind Hauptzuzugsmotive für Frauen 
aus Westdeutschland familiäre Gründe, bei Männern 
dagegen berufliche und finanzielle Erwägungen.

Die für verschiedene Teilarbeitsmärkte skizzierten Ent- 
wickiungslinien der letzten Jahre zeigten wenig An­
haltspunkte für eine Wendung zum Besseren.

Auch der Beanspruchungsindikator „Krankenstand“ 
liegt in Berlin über dem vergleichbarer Städte (etwa 
Hamburg und München). Die überproportionale Häu­
fung in den Altersgruppen ab 40 Jahren ist allerdings 
ähnlich für Frauen und Männer (Naxhold 1981).

Im verarbeitenden Gewerbe sowie im Handel und Ver­
kehr sind seit 1974 überdurchschnittlich viele Frauen­
arbeitsplätze abgebaut worden, im Dienstleistungsbe­
reich ein unterdurchschnittlicher Anteil hinzugekom­
men (jeweils bezogen auf die Situation der Männer). 
Daß dennoch heute die Quote der erwerbslosen Frau­
en nicht höher ist als die der Männer und die Frauen -  
gemessen an ihrem Beschäftlgtenanteil -  unterdurch­
schnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind, sagt 
mehr über die Fragwürdigkeit statistischer Meßzahlen 
als über die Wirklichkeit. Nicht enthalten lät in den 
Statistiken u. a.-. die erhebliche Zahl von Frauen, die 
nach Arbeitsplatzverlust sich aus Unkenntnis oder Ent­
mutigung nicht (mehr) arbeitslos melden (sog. stille 
Reserve).
Bemerkenswert ist die Zunahme der Arbeitslosigkeit 
unter den weiblichen Angestellten und hier insbeson­
dere in der Altersgruppe der 55- bis 60jährigen. Die 
Beschäftigungssituation der gleichaltrigen Arbeiterin­
nen ist jedoch seit Jahren noch unsicherer (1980: 17 
Prozent aller arbeitslosen Arbeiterinnen).

Die Schwerpunkte der Frauenarbeitslosigkeit nach Be­
rufsabschnitten spiegeln die oben skizzierten Ein­
bruchstellen von Rationalisierung: Jede 5. arbeitslose 
Frau kommt aus Organisations-, Verwaltungs- und 
Büroberufen, jede 7. aus dem Bereich Warenkaufleute. 
Arbeitslose Frauen aus Montierer und Metallberufen 
haben besondere Vermittlungsprobleme: 40 Prozent

waren länger als ein Jahr arbeitslos, mehr als die 
Hälfte davon sogar zwei Jahre und länger. Sie sind 
durch langjährige Akkordarbeit verschlissen, werden 
„ausgemustert“.

Insgesamt wird die Langfristarbeitslosigkeit zuneh­
mend zu einem Frauenproblem: War 1977 etwa jede 
achte der weiblichen Arbeitslosen mehr als ein Jahr 
lang arbeitslos, so war es 1980 bereits fast jede fünfte. 
Offen ist allerdings, wieweit sich in der steigenden Zahl 
langfristig arbeitsloser Frauen auch ausdrückt, daß 
Frauen heute weniger bereitwillig ihre ArbeitslosmeH 
düng zurückziehen, nachdem ihre Ansprüche auf Ar* 
beitslosengeld erschöpft sind (d. h. meist nach 12 Mo­
naten).

Bei der Deutung all dieser Zahlen muß berücksichtigt 
werden, daß hinter den Bestandsdaten zur Arbeitslo­
sigkeit an einem Stichtag etwa die sechsfache Zahl 
von Berufs- bzw. Betriebswechseln steht. In Berlin 
haben allein zwischen 1978 und 1978 40 Prozent aller 
Erwerbstätigen ihren ausgeübten Beruf gewechselt 
(Schulz und Albrecht 1980). Die Verschiebung der 
Tätigkeitsstruktur war bei den Frauen ausgeprägter als 
bei den Männern: Während „Gewinnen und Herstel­
len“ sowie „Reparatur und Kontrolle" fast halbiert wur­
den, stiegen „Organisieren" um 57 Prozent und „Ma­
schinen einrichten“ gar um 94 Prozent ̂ letzteres aller­
dings bei kleinerer Zahl von Fällen). Erstaunlich viele 
Erwerbstätige -  Männer wie Frauen -  wechselten aus 
Tätigkeit der Dienstleistungen in die der Herstellung 
(obwohl insgesamt der Trend umgekehrt verläuft). Da 
die Bewegungen nicht unter der Zugwirkung der Ex­
pansion, sondern unter dem Druck der Krise erfolgten, 
kann vermutet werden, daß der Wechsel seltener als 
Verbesserung/Aufstieg erfolgte, überwiegend dagegen 
der Abhilfe von „Freisetzung" diente, häufig genug nur 
Haltepunkte auf dem Weg in die Arbeitslosigkeit mar­
kierte.

Zwar werden weniger offene Stel'en für Frauen ange- 
boten als ihrem Anteil an den Arbeitslosen entspricht, 
aber die Zahl der für Frauen oder Pfänner gemeldeten 
offenen Stellen zeigt steigende Tendenz. Dies als Er­
folg der AntJ-Diskriminierungsgesetzgebung zu verbu­
chen, wäre sicher verfehlt. Eher drückt sich darin aus, 
daß durch technisch-organisatorische Veränderungen 
„männerspezifische" Anforderungen (wie z. B. Körper­
kraft) entfallen und damit auch die (billigeren) Frauen 
ersetzbar werden.
Die Vermutung, daß sich als Ergebnis der Verschie­
bung von Berufs- und Tätigkeitsstrukturen die Arbeits­
marktsituation der Berliner Frauen höchstens in Teilbo­
reichen verbessert hat, belegen euch die Lohn- und 
Einkommensstatistiken. Im Jahre 1980 waren nur 
6 Prozent der Arbeiterinnen als Facharboiterinnen ein­
gruppiert,
40 Prozent dagegen ais Angelernte 
und gar 55 Prozent als Ungelernte.
Noch 1970 war die Verteilung günstiger, d. h. wies 
•inen höheren- Facharbelteranteil und einen niedrige­
ren Ungelemtenprozentsetz aus.

Allerdings: Facharbeiterinnen in «frauentypischen" Be­
reichen verdienen weniger als Ungelernte in traditio*, 
nellen Männerbereichen I 

Bei den weiblichen Angestellten waren 1980 
8 Prozent in der für sie höchsten Leistungsgruppe II, ' 
43 Prozent bzw. 44 Prozent in den Gruppen III und IV 
und 5 Prozent in der Gruppe V.
Damit hat sich ihre Eingruppierung insgesamt gegen­
über 1970 verbessert.,

Prozentual lagen die Einkommenssteigerungen bei Ar­
beiterinnen wie Angestellten Im Zeitraum 1970-1980 
höher als bei den Männern; absolut haben sich di#/ 
Einkommensunterschiede jedoch deutlich vergrößert. 

Die Einbeziehung des öffentlichen Dienstes verändert 
das Bild nur um Schattierungen. Zwar ist jede 2. Beam­
tin (Landesdienst) im gehobenen Dienst, aber der 
Frauenanteil ist am höchsten in den Eingangsämtern 
und sinkt drastisch mit der zweiten Beförderungsstufe. 
Drei von vier weiblichen Angestellten im öffentlichen



Dienst sind in der mittleren La, bahngruppe, und die 
Arbeiterinnen konzentrieren sich gar zu 87 Prozent auf 
die drei untersten Lohngruppen

3. Anmerkungen zu möglichen Zukünften 
von Frauenerwerbsarbeit und ihren Voraus­
setzungen

Die Skizze der Situation und En Wicklung von Frauen­
erwerbsarbeit angesichts vielfäHi jer branchen- und be- 
triebsspeztfischer Rationalisier :ngsbewegungen ist 
grau in grau geraten, Entscheic engen zu verändern­
dem Handeln sind auf die vorha idenen Hilfsmittel zur 
kritischen Analyse der Ausgangs age verwiesen. Doch 
die angeblichen Hilfen können zu Fallen werden -  
dazu drei Beispiele:

3.1
Als auslösendes Moment bzw. von Rationalisie­
rungsmaßnahmen wird -  teilwene auch von Gewerk­
schaften (Blättel 1981) -  immer wieder Kostensen­
kung angeführt, insbesondere bei Personalkosten. 
Demgegenüber sind -  wie erv ähnt -  zwei andere 
Momente im betrieblichen Kalkül weit entscheidender 
für Rationalisierung, nämlich d;e Verbesserung der 
Liefer- und Leistungsbereitscha t sowie die Kontrolle 
des Produktionsprozesses. S rategisch gewendet 
heißt das aber, daß durch Wohlv- rhalten an der „Lohn­

front" Rationalisierungen nicht erhindert werden kön­
nen (wenn auch auf eine Reihe /on Frauenarbeitsplät­
zen zutriftt, daß sie ais Automai sierungslücken beibe­
halten werden, solange die Freuen hinreichend billig 
und willig sind).

Betriebliche Beschäitigungspoi tik ist aber ohnehin 
nicht ausschließlich -  und oft ni ht einmal vorrangig -  
am Lohnsatz orientiert. Gerade in kritischen Arbeits­
marktsituationen haben Qualif. ;ation bzw. Qualifika­
tionskosten sowie die Stabiles arung von Beschäfti- 
gungsverhaltnisson zunehment ss Gewicht vor allem 
in größeren Betrieben (Bremm et al. 1981). Zielgrup­
pen einer „Konsolidierenden P rsonalpolitik" sind je­
doch höchstens ausnahmswei a Frauen, weil „frau- 
entypischs" Qualifikationen kei en botrieblichen Eng­
paßfaktor darstellen.

3.2
Bei der Diskussion der Ursache i der besonders hohen 
Arbeitslosenquote der Frauen t hlt selten der Hinweis 
auf ihre mangelnden berufliche! Qualifikationen, ange­
zeigt durch den hohen Anteil v >n Frauen ohne abge­
schlossene Berufsausbildung u iter den Arbeitslosen. 
Daß die Statistik diQ Arbeitslos in nach diesem Krite­
rium sortiert, stützt offenbar die Vermutung, hier beste­
he ein ursächlicher Zusammenhang. Der Gegenbe­
weis ist simpel und kann auf unterschiedliche Weise 
erbracht werden. Es wäre keir einziger qualifizierter 
Arbeitsplatz zusätzlich vorhanden, wenn alle Frauen 
mindestens Facharbeitemlveau hätten!

Zudem: Der Anteil der Frauen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung steigt ständig, aber die Quote der als 
Facharbeiterinnen eingesetzter Frauen sinkt. Darin 
spiegeln sich die besonderen Schwierigkeiten von 
Frauen, einen threr Qualifikation entsprechenden Ar­
beitsplatz zu finden2.
Nicht Qualifikationsmängel sind die Ursache von Ar­
beitslosigkeit, sehr wohl aber Rationalisierung. Die 
Auswahl, wer zu feuern ist, orientiert sich nicht selten 
an angeblich unzureichenden Qualifikationen. Insofern 
ist die verzerrte Struktur der Arbeitslosen in Berlin 
Resultat und Abbild der unbefri digenden Wirtschafts­
entwicklung (Bolle et al. 1981). Paß es auch für Frauen 
richtig und wichtig ist, sich zu q alifizieren, steht außer 
Frage. Hier geht es aber um d; > Zurückweisung einer 
Argumentation, die das Opfer: chilt.

3.3
Die Situation der Frauen am ßt liner Arbeitsmarkt und 
ihre tendenzielle Verschlechten ig als Folge der Ratio- 
nalisierungsschube der letzte; ; eiden Jahrzehnte las­

sen -  auch aus ihrer Sicht -  eine Net Orientierung der 
Wirtschaftsstruktur geboten erscheine n. In die zu die­
sem Komplex seit einiger Zeit entfachten Diskussionen 
(es gibt mehrere, zum Teil abweichende gutachterliche 
Empfehlungen) müssen die Frauen ihre Ansprüche 
einbringen, verbesserte Lebensgewinnungschancen 
einfordern. Wenn Berlin nicht mehr nur „verlängerte 
Werkbank“ westdeutscher Unternehmen sein soll, 
sondern „innovative Produkte" mit „intelligenten Tech­
nologien“ fördern soll, sind darin die Interessen der 
Frauen nicht unbedingt aufgehoben.

Neue Impulse, das belegen auch Entwicklungen in den 
USA, sind weniger von bestehenden Betrieben zu er­
warten, sondern von Unternehmensneugründurigen 
(Birch 1979). Daß „neue Industrien“ weltweit einen 
besonders hohen Anteil von Frauen beschäftigen, läßt 
eher den Schluß auf mäßige Qualität der „zukunfts­
trächtigen" Arbeitsplätze zu als auf fr; .uenfreundliche 
Gesinnung der Unternehmer. Die gefoi lörte Neuorien­
tierung der Wirtschaftspolitik, insbeson iere der Förde­
rungsinstrumente, könnte für die Frauen als Nullsum- 
men-Spiel ausgehen: miese Arbeit! plätze werden 
durch miese ersetzt.

Gerade wenn Markierungspunkte für r eue Strukturen 
gesetzt werden, muß die Gefahr geseh in werden, daß 
der Bereich des Möglichen allein durci die kapitalisti­
sche Logik der Produktion abgesteckt vird. Wenn ge­
werkschaftliche Politik sich auf die ei ge Vorstellung 
einläßt, die ausschließlich die Produkten von Gütern 
und Dienstleistungen als Ziel gesellschaftlicher Arbeit 
ansieht, bleibt ihr gerade in Krisenzei en kein Hand­
lungsraum, ist sie auf Rückwärtsve ieidigung be­
schränkt (Jendis 1978). Auch die Forderung nach der 
Hälfte aller qualifizierten Arbeitsplätze für Frauen er­
weist sich als verkürzt. Da gesellschafti :he Arbeit jen­
seits von Gütern und Dienstleistunge; auch die Ar­
beitsverhältnisse und die allgemeinen l obensumstän- 
de produziert, muß die Perspektive weiter sein: es geht 
um die Kontrolle über den Gebrauch cer Arbeitskraft 
und über den Gebrauch ihrer Ergebnis: e.

Die Forderung nach sozialer Kontrolle r -is technologi­
schen Fortschritts ist nicht durch Verw is auf „Sach­
zwänge" vom Tisch zu fegen. Aber sie r iuß überhaupt 
fe st einmal gestellt werden! Das bede itet mehr und 
aideres als Kampf um die Erhaltung de bestehenden 
Arbeitsplätze. Frauen als Hauptbetroffe ne miserabler 
Arbeitseinsatzbedingungen wissen am fc jsten, daß der 
„Fortschritt“ noch zu gestalten bleibt. D r Arbeitsplatz 
hier und heute heiligt nicht die Mittel! C ieichgültigkeit 
gegenüber den Produkten der Arbeit kt nn bedeuten, 
eine lebenswerte Zukunft zu verhindern, venn nicht die 
Zukunft überhaupt.
Wie schwierig die Bedingungen für du Möglichkeit 
dieser Ziele gerade in Krisenzeiten zu ..chaffen sind, 
belegen die jüngsten Erfahrungen bei Enka, VDM und 
Adler. Widerstände liegen allerdings nicht nur in der 
Interessenlage der Kapitalseite begründet, sondern

auch in der Abschirmung gewerkschaftli :her Organisa­
tionsstrukturen gegen schmerzhafte Unlemprozesse.

2 Erwartungen an einen Durchbruch mit HHIe des ^odellprogramms 
.Frauen in gewerblich-technischen Berufen' werden s-ch als überzogen 
e-weisen. Hier wie auch bei der Kntik am .beschrankt in urtd traditionel­
len ßerufswahlverhallen'' von Frauen wird verkannt daß strukturelle 
Widerstände in Männerdomanen viel gewichtiger u n ) gleichzeitig viel 
schwieriger veränderbar sind als einseitige Onentierur gen der Frauen

3 Ola Daten stammen aua dem Mikrozensus bzw. sc -istigan Erhebun­
gen des Statistischen Landesamtes Berlin.



Ulrich Briefs

Computer und Bildung: aus: demokratische erziehung 1o/84
S. 1o ff.

Verblöden, anpassen oder 
sorial beherrschen?
Inzwischen ist unbestritten, daß die Durchsetzung von Mi­
kroelektronik und Informationstechnik erhebliche Auswir­
kungen auf Bildungsinhalte und -ziele haben wird. Bloß: 
Welche? Die Vertreter einer rechten Bildungspolitik wollen 
die Strukturveränderungen in der Produktion nutzen, um 
Arbeitskraft massenhaft zu dequalifizieren und lediglich 
eine kleine Elite zu fördern. Gleichzeitig soll die „Akzep- 

Ja.nz'  durch das Spielen an Home-Computern gefördert 
Werden. Wir haben uns im letzten Heft und auch davor 

mit diesen Fragen auseinandergesetzt. Der Beitrag von 
Ulrich Briefs entwickelt die Notwendigkeit einer Massen­
qualifizierung im Zusammenhang mit dem Kampf um die 
soziale Beherrschung der neuen Technik.

Zum Stellenwert der 
„Informatisierung“ 
des Bildungs wesens

In der gegenwärtigen bildungspoliti­
schen Diskussion, soweit sie mit der 
Entwicklung und Einführung neuer 
Technologien zu tun hat, zeichnen sich 
zwei Linien ab:

Die Diskussion über verstärkte Eli­
teförderung zielt darauf, kleine 
Gruppen hochqualifizierter Studen­
ten mit erheblichem finanziellen 
und institutionellen Aufwand ver­
stärkt zu fördern. Dahinter steht die 
Hoffnung, durch mehr Spitzenquali­
fikationen zu mehr Innovationen, 
damit zu mehr Anreizen für Investi­
tionen und damit auch zu einer Lö­
sung der immer perspektivloser wer­
denden ökonomischen „Strukturkri­
se“ zu kommen. Die „Elitisierung“ 
des Bildungssystems fügt sich, wie 
sofort ersichtlich wird, in eine Poli­
tik der Krisenlösung durch „Moder­
nisierung“, d.h. Wachstumsstimulie­
rung, der Lösung der Wirtschaftskri­
se durch Schaffung von Anreizen 
für eine breite unternehmerische Po­
litik ein. Die Eliten sollen sozusagen 
die Innovationen erzeugen, zu de­
nen die unternehmerische Welt im­
mer weniger fähig zu sein scheint.

2. Zugleich bemüht man sich, das Bil­
dungssystem immer stärker in den

Dienst der Vermittlung von Kennt­
nissen auf den Gebieten der neuen 
Technologien, insbesondere der 
Computertechnik, zu stellen - für 
alle Schüler, in allen Schulformen 
und Unterrichtsstufen, d.h. auf lan­
ge Sicht auch für alle Beschäftigten. 
Äußerlich geht es dabei zunächst 
um Marktanteile am Informations­
technik-Markt der Zukunft: Große 
und auch mittlere Hersteller von 
Computern überschwemmen die 
Schulen mit ihren Geräten (großen­
teils sogar umsonst zur Verfügung 
gestellt), vor allem, weil sie erwar­
ten, daß die an den jeweiligen Com­
putern ausgebildeten Schüler später 
als Arbeitskräfte darauf drängen 
werden, daß bei ihrer erlernten Mar­
ke geblieben wird. In Wirklichkeit 
steht aber dahinter eine systemati­
sche Politik der Domestizierung, der 
„Dressur“ der Arbeitskräfte auf die 
Aneignung und Nutzung des heute 
entwickelten bornierten Computer­
wissens in den Betrieben hin. Ange­
strebt wird damit ein umfassender 
Prozeß der soziokulturellen Kondi­
tionierung auf die Bedingungen der 
„Informationsgesellschaft“ von mor­
gen. Sie ist das Ziel der bildungspo­
litischen Offensive zur „Informati­
sierung“ des Bildungswesens.

Die beiden Tendenzen widerspre­
chen sich nur scheinbar. Sie legen viel­
mehr in ihrem Ineinandergreifen ein

ganz bestimmtes Muster des Umgehens 
mit der angeblich kostbarsten Ressour­
ce der Bevölkerung -  ihrer Fähigkeit 
zu Innovationen -  offen: Kleine mani­
pulierte, beherrschbare Gruppen sollen 
die Schlüsselpositionen einnehmen und 
dabei Herrschaftsfunktionen ausüben 
-  die Masse der arbeitenden Menschen 
soll routinemäßig, angepaßt, im Bil­
dungssystem konditioniert, äußerlich 
nach den Vorstellungen und Anweisun­
gen der Eliten -  in Wirklichkeit nach 
den Notwendigkeiten der Profitpro­
duktion bei weiter steigender Massen­
arbeitslosigkeit, riesigen Überkapazitä­
ten und zunehmender Verarmung gro­
ßer Bevölkerungsteile -  arbeiten - na­
türlich mit Computerkenntnissen.

Daß die wirtschafts- und gesell­
schaftspolitischen Zusammenhänge 
falsch gesehen werden, die zur Begrün­
dung dieser Bildungspolitik herangezo­
gen werden, sei nur am Rande mit ei­
nigen Argumenten begründet. Das öko­
nomische Problem der BRD ist nicht 
das Zurückbleiben im internationalen 
Wettlauf um moderne Produktionsbe­
dingungen. Im Gegenteil: Die BRD ist 
eines der modernsten Länder der Welt, 
irgendein Zurückbleiben auf größeren 
Gebieten ist nicht festzustellen. Im Ex­
port ist die BRD nach wie vor das er­
folgreichste große kapitalistische Land. 
Sie exportiert, gemessen am Anteil der 
Exporte am Bruttosozialprodukt, etwa 
doppelt soviel wie Japan. Andererseits 
werden die im Zusammenhang mit der 
„Modemisierungspolitik“ immer wie­
der genannten Prozesse des notwendi­
gen Strukturwandels von keiner der 
Modernisierungsparteien näher be­
schrieben. Mit Fug und Recht: Keine 
dieser Modemisierungsparteien hat ei­
ne Vorstellung, wohin der Strukturwan­
del führen soll und insbesondere in 
welcher Form und wann er Lösungen 
für die immer gravierenderen sozialen 
Probleme bringen soll.

Im übrigen, wie absurd die Diskus­
sion über Strukturwandel, Modernisie­
rung etc. ist, zeigt die Tatsache, daß 
trotz der weit mehr als 500000 Compu­
ter, die in der Bundesrepublik 
Deutschland inzwischen genutzt wer­
den, es nach wie vor unmöglich ist, zu­
treffende Prognosen zu machen. So ist 
es z. B. zum Zeitpunkt des Erscheinens



dieses Artikels nicht möglich, auch nur 
das reale gesamtwirtschaftliche Wachs­
tum zum Ende des Jahres 1984 einiger­
maßen genau vorauszusagen.

Gerade die Förderung der neuen 
Technologien - Computertechnik, Gen­
technologie, Telekommunikationstech­
nologien u.ä. -  kann keine Losungen 
bringen, da diese Technologien als 
Spitzentechnologien zwangsläufig nur 
hochkapitalintensiv produziert werden 
können. Im Klartext: ln diesen Berei­
chen können nur wenige Arbeitsplätze 
entstehen. Durch ihre Anwendung an­
dererseits -  die meisten dieser Techno­
logien sind Rationaiisierungs'.echnolo- 
gien, d.h., ihr Hauptzweck is der Ab­
bau gesellschaftlich notwend ger Ar­
beitszeit -  werden auf lange Geht Mil­
lionen von Arbeitsplätzen in der Bun­
desrepublik Deutschland zus ttzlich 
zerstört, wenn es nicht geling:, in den 
kommenden Jahren massive \rbeits- 
zeitverkürzungen durchzuset. en. Die 
hochentwickelten, hochmodt rnen kapi­
talistischen Länder konkurri ren sich 
in ihrem Modernisierungswe tlau f im­

mer mehr auf die Bedingungen noch 
weiter steigender ökonomischer Wider­
sprüche, Stagnation und Massenar­
beitslosigkeit gegenseitig herauf und 
lösen damit nicht ihre inneren „Struk­
turprobleme, sondern verschärfen sie.

Nicht eine zu geringe informations­
technische Qualifikation der Bevölke­
rung ist das Problem, nicht unzulängli­
che Innovationskraft, sondern gewalti­
ge sich noch verschärfende ökonomi­
sche Widersprüche - Massenarbeitslo­
sigkeit neben riesigen Überkapazitäten 
und vagabundierenden Kapitalien in 
Konzernkassen sowie in steigendem 
Maße zugleich Verarmung uhd Ver­
elendung großer Teile der Bevölke­
rung.

Die Diskussion über die Modernisie­
rung der Volkswirtschaft und in diesem 
Zuge über die Informatisierung des 
Bildungswesens soll von der Wahrneh­
mung der wirklichen Krisenursachen 
ablenken, soll statt des Kampfes um 
durchgreifende ökonomische Verände­
rungen Scheinrezepte in die Köpfe 
bringen.

Neue Technologien —  

neue soziale Proble­
me -  neue Qualifika­
tionsanforderungen

„Elitisierung“ und „Informatisie­
rung“ des Bildungswesens - vor dem 
Hintergrund einer Politik der „Moder­
nisierung“ der Volkswirtschaft -  kön­
nen keine Beiträge zur Lösung der . 
ökonomischen „Strukturprobleme“ lie­
fern. Andererseits tauchen mit, den 
neuen Technologien sehr reale und auf 
lange Sicht entscheidende Herausfor­
derungen für das Bildungssystem auf. 
Die neuen Technologien und insbeson­
dere die die Arbeitswelt umwälzenden 
neuen Technologien der Computer­
technik, Mikroelektronik, Telekommu­
nikation stellen neue Anforderungen 
an das Bildungssystem. Um so wi■ hti- 
ger ist es, sich über den Umfang, die 
Formen und die Inhalte vernünfti zer. 
möglicher und notwendiger Quali "ika- 
tionsmaßnahmen im Zusammenhang 
mit der Entw icklung der neuen T >ch-



nologien klarzuwerden, denn mit d ;n 
neuen Technologien lassen sich um er 
den Bedingungen einer durchgreifen­
den sozialen Beherrschung an vielen 
Stellen in den Betrieben durchaus auch 
im Interesse der Beschäftigten und im 
Interesse der Gesamtgesellschaft lu ­
gende Wirkungen erzielen. Zugleich ist 
davon auszugehen, daß insbesondere 
die neuen Technologien der Computer­
technik in vielfältigen Formen immer 
stärker die betrieblichen Verhältnisse 
prägen werden.

Zunächst muß man sich jedoch über 
die gesellschaftlichen Auswirkungen 
der neuen Technologien -  insbesonde­
re der Computertechnik -  im klaren 
sein:
-  Abbau gesellschaftlich notwendiger 

Arbeitszeit (unter den gegebenen Be­
dingungen heißt das eben: Verlust 
von weiteren Millionen von Arbeits­
plätzen);

-  mehr und mehr auch Übernahme 
komplexer und qualifizierter Tätig­
keiten durch höherentwickelte ma­
schinelle Systeme (insbesondere 
Übernahme auch komplexer Infor­
mationsverarbeitungsprozesse durch 
die universell einsetzbare Computer­
technik);

-  neue Kontroll- und Überwachungs­
möglichkeiten, und zwar aus techni­
schen Funktionserfordernissen her­
aus wie auch durch die bewußte An­
wendung der Technik für Prozesse 
der Kontrolle und Überwachung, in 
den Betrieben und in der Gesell­
schaft.
Andererseits schaffen die neuen 

Technologien Möglichkeiten und Not­
wendigkeiten zur bewußten Umgestal­
tung der Bedingungen in den Betrieben 
und in der Gesellschaft. Allerdings 
müssen dafür Voraussetzungen im In­
teresse der Beschäftigten durchgesetzt 
werden.

1. Die Entwicklung der Computertech­
nik setzt einen langen mühseligen 
Entwicklungsprozeß der konkreten 
Systeme der Computertechnik in 
den Betrieben voraus, einen Prozeß, 
der die Möglichkeit zur Heranfüh­
rung der Beschäftigten an die Be­
herrschung der Systeme gibt; hierfür 
sind im Bildungssystem Grundquali­
fikationen zu schaffen (vgl. z. B die 
Vorstellungen des DGB zur Reform 
der kaufmännischen Berufsausbil­
dung).

2. Systeme der Computertechnik ma­
chen auch nach ihrer vollen Ent­
wicklung einen erheblichen Erhal- 
tungs- und Erweiterungsaufwand 
notwendig; der Prozeß der Auf­
rechterhaltung und Weiterentwick­
lung der Systeme kann mit zuneh­

mender Entfaltung der Technik 
nicht mehr von kleinen Gruppen be­
werkstelligt werden, sondern muß 
immer größere Teile der Beschäftig­
ten heranziehen; dafür müssen Qua­
lifikationen im Bildungssystem ver­
mittelt werden.

3. Die mit der Computertechnik in die 
Wege geleitete breite Rationalisie­
rungswelle setzt Mitwirkung und 
Beteiligung der betroffenen Beschäf­
tigten voraus; dieser Prozeß macht 
Qualifikationsvermittlung in zwei 
Richtungen erforderlich:
a) Die Beschäftigten müssen sich 

verstärkt entsprechende funktio­
nale Kenntnisse aneignen kön­
nen.

b) Die Beschäftigten müssen sich 
Kenntnisse zum Schutz gegen die 
unsozialen Folgen der Rationali-' 
sierung und zur Beeinflussung 
der Prozesse der Rationalisierung 
in ihrem Interesse aneignen kön­
nen.

4. Die „soziale Beherrschung der neu­
en Technologien“ mit den oben an­
gesprochenen Auswirkungen im Sin­
ne der gewerkschaftlichen Vorstel­
lungen setzt die Herausbildung von 
Qualifikationen zur kritisch bewuß­
ten Mitgestaltung, Mitentwicklung 
und auch Mitverhinderung bestimm­
ter Systeme der neuen Technologien 
voraus und macht damit eine Politi­
sierung der Qualifikationsvermitt­
lung notwendig: Den Massen der 
Beschäftigten müssen systematisch 
Möglichkeiten zur Qualifizierung 
für eine bewußte Diskussion über 
die Gebrauchswerte von Informatio­
nen, Informationssystemen, Compu­
ternetzwerken usw. im betrieblichen 
und gesellschaftlichen Bereich gege­
ben werden.
Neue Qualifikationsmöglichkeiten 

und -notwendigkeiten werden also 
nicht einfach in der wildwüchsigen 
Ausbreitung der Computertechnik und 
in der Aneignung des entsprechenden 
bornierten Computerwissens geschaf­
fen. Sie werden vielmehr dadurch ge­
schaffen, daß für einen Prozeß ständi­
ger „schöpferischer Aneignung von 
Computertechnik“ durch die Beschäf­
tigten und ihre gewerkschaftlichen und 
politischen Organisationen die Voraus­
setzungen erkämpft und weiterentwik- 
kelt werden.

Grundzüge von Qua­
lifikationskonzepten 
zur sozialen Beherr­
schung der Technolo­
gieentwicklung

Angesichts der in den oben ange­
sprochenen Auswirkungen zum Aus­
druck kommenden Ambivalenz der 
neuen Technologien (weitere Arbeits- . 
Zeitverkürzungen -  weit über die 
35-Stunden-Woche hinaus -  werden 
möglich, jedoch um des Preises der 
verstärkten Unterwerfung unter ma­
schinelle Zwänge und Kontrollprozesse 
und mit der Notwendigkeit der Ab­
wehr der sozialen Kontroll- und Über­
wachungsgefahren) entstehen somit 
drei grundlegende zusätzliche Anforde­
rungen an das Bildungssystem:

1. Schaffung breiter umfassender Qua­
lifikationen über die neuen Techno­
logien für die Massen der Beschäf­
tigten, also Gewährleistung eines 
Massenqualifizierungsprozesses;

2. Einbeziehung der Vermittlung von 
Qualifikationen, die zur sozialen Be­
herrschung der Technologieentwick­
lung befähigen, in diesen Massen­
qualifizierungsprozeß;

3. Aufhebung des Computerwissens in 
einem umfassenden sach- und fach­
orientierten Wissen durch Entwick­
lung neuer Ansätze bei Inhalten und 
Formen der Qualifizierung.

Das muß konkret heißen:

1. Nicht Eliteförderung muß das Ziel 
bildungspolitischer Bemühungen 
sein, sondern die Vermittlung von 
Grundqualifikationen für möglichst 
alle Beschäftigten in einem Massen­
qualifizierungsprozeß. Dieser Mas­
senqualifizierungsprozeß sollte ins­
besondere in den Betrieben in Form 
von ständigen Weiterbildungsmaß­
nahmen stattfinden. Dafür, daß ein 
solcher betrieblicher Massenqualifi­
zierungsprozeß aber überhaupt wirk 
sam stattfinden kann, müssen auch 
Grundlagen im schulischen Bil­
dungssystem gelegt werden. Insbe­
sondere muß im Bildungssystem die 
Möglichkeit gegeben werden, sich 
selbständig und selbsttätig Lernin­
halte zu erschließen und schöpferi­
sche Ansätze zur Lösung konkreter 
betrieblicher Probleme zu entwik- 
keln.
Dafür ist jedoch nur beschränkt die 
Vermittlung von Computerwissen 
(also Wissen über Programmierspra-
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chen, Betriebssysteme. Dateiorgani­
sationen, Personalcomputer. Tele­
spiele usw.) erforderlich. Die Ver­
mittlung des erforderlichen Wissens 
kann sich durchaus auf die Berufs­
schule bzw. die Sekundarstufe II, 
ggf. sogar auf propädeutische Kurse 
im Rahmen des Studiums, beschran­
ken.

2. Zur sozialen Beherrschung der 
Technologieentwicklung sind insbe­
sondere Qualifikationen im schuli­
schen Bildungssystem zu fördern, 
die Überblickswissen über die neu­
en Technologien geben, die zur Er­
schließung der Alternativen der 
Technologieentwicklung befähigen, 
die den langen mühseligen betriebli­
chen Prozeß der Entwicklung, An­
wendung und Aufrechterhaltung der 
Systeme der neuen Technologien 
transparent und beherrschbar ma­
chen, die die Beteiligung an der Sy­
stementwicklung unterstützen, die 
zur kollektiven Lösung von Ent- 
wicktungs- und Anwendungsproble­
men befähigen usw.

3. Da eine besondere Gefahr von der 
abstrakten, d.h. von realen betriebli­
chen Sachproblemen gelösten Ver­
mittlung von Computerwissen am- 
geht, müssen Kenntnisse auf dem 
Gebiet der Computertechnik Zug 
um Zug mit Prozessen der Entwi« k- 
lung und Anwendung z. B. materiell- 
technischer Systeme vermittelt wer­
den. Es darf im Bildungssystem 
nicht die blinde chaotische Entwick­
lung der Computertechnik vorange­
trieben werden, die Joseph Weizen­
baum einmal mit den Worten cha­

rakterisiert hat: „Wir haben mit dem 
Computer Lösungen gefunden und 
sind jetzt ständig auf der Suche 
nach Problemen dafür.“

Eine konsequente Nutzung (und die 
ständige kritische Reflexion der Nut­
zung) der Computertechnik im Zusam­
menhang mit der Lösung betrieblicher 
Aufgaben, insbesondere realer mate­
riell stofflicher Aufgaben, gibt für die 
Vermittlung des entsprechenden Com­
puterwissens sehr viel bessere und rea­
listischere Bedingungen als das ab­
strakte Spielen mit Symbolen auf dem 
Personalcomputer, wie es heute in der 
bildungspolitischen Diskussion propa­
giert wird. D.h. nicht nur, daß die Ver­
mittlung von Computerwissen anwen­
dungsbezogen stattfinden muß, son­
dern Aufgabe einer vernünftigen Ent­
wicklung des Computerunterrichts 
müßte es geradezu sein, Computerwis­
sen „polytechnisch“ zu entwickeln und 
zu vermitteln. D.h. die Frage der sinn­
vollen Anwendung von Computertech­
nik im Zusammenhang mit der Ver­
mittlung von Kenntnissen über die 
konkreten Arbeits- und Betriebsprozes­
se zu behandeln und zu entvvickeln, 
dabei Alternativen des Computerein­
satzes anschaulich zu machen usw.

Der Unterricht auf dem Gebiet der 
Computertechnik sollte in den entspre­
chenden materiellen Unterrichtszusam­
menhängen kontrolliert und bewußt 
und unter voller Reflexion der mögli­
chen positiven und möglichen negati­
ven sozialen Auswirkungen sowie ihrer 
Bewältigungsmöglichkeiten erfolgen. 
Konkret: Computerwissen sollte über­
wiegend nicht als eigenes Fach Infor­
matik vermittelt werden, sondern als 
Bestandteil der Vermittlung von Kennt­

nissen auf den verschiedenen naturwis­
senschaftlichen und technischen Gebie­
ten sowie im Zusammenhang komple­
xer Ansätze zur Erschließung von Be­
triebsbedingungen und insbesondere 
von Bedingungen der Arbeitswelt. Eine 
richtig verstandene Einführung der 
Computertechnik und die Vermittlung 
entsprechender Kenntnisse im schuli­
schen Bildungssystem müßte eigentlich 
zu einer Öffnung der Schulen für die 
Probleme der Arbeitswelt führen.

In einem solchen Zusammenhang, 
der konsequent von Bedürfnissen, die 
im Zusammenhang mit Fragestellungen 
aus der Arbeitswelt auftreten, geprägt 
ist, lassen sich die Gefahren der ab- 
straktifizierten, blinden Computerisie- 
rung vermeiden. Damit können Vor­
aussetzungen im schulischen Bildungs­
system für die Erschließung sinnvoller 
Entw'icklungs- und Anwendungsfelder 
der neuen Technologien geschaffen 
werden. Zugleich lassen sich, vielleicht 
gerade in der ständigen Auseinander­
setzung mit der Frage des zweckmäßi­
gen Einsatzes von Computertechnik, 
seinen konkreten Zielen und Formen, 
seinen Möglichkeiten und Grenzen, die 
produktionspolitischen Qualifikationen 
bei den Massen der Schüler entwik- 
keln, die diese später zur sozialen Be­
herrschung der Technologieentwick­
lung in den Betrieben befähigen.

Ulrich Briefs, geb. 1939, Referent am Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaftlichen In­
stitut des DGB



Wie die Computi rindustrie  ̂in Hochschulen und Schulen eindringt

Oben auf der Seite ist ein 
schwarzes Feld mit den Um­
rissen eines Bildschirms zu 
sehen. Darinnen steht unter ande­

rem: „PRINTA DEMO ECVAC 
ENIAC CPU JOB FINA FUNCT 
ALGOL GIGO MINIMAX (...) SE- 
ARCH BOOLEAN PUTSET? 
GETSET IF S (1) 44 THEN GOTO 
370“

Unter diesem Abrakadabra be­
droht den Leser die in fast zwei Zen­
timeter hohen Lettern gesetzte 
Schlagzeile: „Wenn Sie dies nicht le­
sen können, dann sind Sie gerade ein 
Analphabet geworden.“

Das behauptet jedenfalls eine An­
zeige der höchst angesehenen New 
School in der großen Erziehungsbei- 
lage der New York Times im April 
1983. Die New School war, als sie 
noch den Namen New School for So­
cial Research trug, die bedeutendste 
Forschungs- und Lehrstätte der Er­
wachsenenbildung in den USA, an 
der u.a. Theodor W. Adorno, Max 
Horkheimer und Günther Anders ar­
beiteten. Obwohl sie auf die Sozial­
forschung mittlerweile verzichtet 
hat, ist die new school noch immer 
richtungsweisend für die Erwachse­
nenbildung.

Ein neuer Körpergeruch

Zwei Seiten weiter erläutert das 
Iona Collage aus New Yorks mittel­
ständischer Vorstadt New Rochelle 
um die Zukunft ihrer Sprößlinge be­
sorgten Eltern:

„Weshalb eine traditionelle gei­
steswissenschaftliche Erziehung heu­
tigentags unzureichend ist. Iona ver­
tritt die Sache der ,ungeistigen Kün­
ste’.“

Was wir als Geisteswissenschaften 
bezeichnen, das sind im Amerikani­
schen die liberal arts, die „freien 
Künste“. Für US-Kapitalisten und 
ihre Politiker sind das stets suspekte 
freischwebende Boheme-Aktivitäten 
gewesen, die ein seriöser Mensch, 
der mit Geldverdienen beschäftigt 
ist, nur mal so am Rande beriecht: 
Die Professoren des Iona Collages 
denken sich gar nichts Böses dabei, 
wenn sie die liberal arts in den Orkus 
verbannen und stattdessen das Ban­
ner der unliberal arts, also der „un­
geistigen“ oder „unfreien Künste“ 
entrollen.

Die Studenten „mögen zwar eine 
ganze Menge in ihren Fächern wis­
sen, aber allzu viele von ihnen wer­
den wissenschaftliche Analphabeten 
sein. Das liegt daran, daß die tradi­
tionelle geisteswissenschaftliche Er­
ziehung zu liberal geworden ist, zu

verschwommen, zu wenig diszipli­
niert, ungenügend. (...) Die Lösune 
liegt darin, die Geisteswissenschaf­
ten weniger liberal zu betreiben.“

Außerdem sind diese Professoren 
und mit ihnen zahlreiche andere US- 
Erzieher, Politiker und Wirtschafts­
führer zu der Ansicht gelangt, daß in 
der modernen mikroelektronisch de­
finierten und deformierten Umwelt 
staatsbürgerliche Tugenden ebenso 
nutzlos sind wie die Fähigkeit, eine 
wohlüberlegte Entscheidung zu fäl­
len. Wir brauchen dieser verlorenen 
gesellschaftlichen Potenz keine 
Träne nachzuweinen, weil „die Com­
puterrevolution im wesentlichen 
darin besteht, daß die Sorge für die 
Erarbeitung des künftigen Wissens 
der Welt aus Menschenköpfen auf 
Maschinenartefakte übertragen 
wird.“

So nachzulesen in The Fifth Gene­
ration, dem US-Bestseller des Som­
mers 1983, verfaßt von der Journali­
stin Pamela McCorduck und dem 
Computerwissenschaftler Edward 
Feigenbaum.

Diese Ansicht teilen die Professo­
ren des Iona Colleges voll und ganz: 
„Der Iona-Ansatz (...) verlangt von 
den Studenten, sich mit dem zu be­
fassen, was in der heutigen Welt von 
praktischem Nutzen ist. (Er) inte­
griert das Problemelösen und die 
Technologie in die Lehrpläne der 
Geistes- und Handelswissenschaften, 
um die Studenten zu befähigen, sich 
mit den Gesundheits-, Energie- und 
Umweltproblemen der Gegenwart 
besser auseinanderzusetzen.“

Diese -  und offenbar nur diese -  
von der großen Industrie produzier­
ten Probleme konstituieren das, was 
das Iona College als „wirkliche 
Welt“, als „real world“, begreift.

„Computerwissen. Iona verlangt 
von allen Studenten, daß sie eine ge­
wisse Menge Naturwissenschaften, 
Mathematik und Technologie lernen. 
Und daß sie Computer literate wer» 
den.“

Joseph Weizenbaum, kritischer 
Computerwissenschaftler am Massa­
chusetts Institute o f Technology, mo­
kiert sich über den Computeralpha- 
betismus (Computer literacy):

„Für mich ist Computer literacy 
eine neue Version des Körperge­
ruchs. (...) Vor vielen Jahren erfan­
den einige Pharmakonzeme das 
Deodorant. Um Deodorant im 
Werte von Milliarden und Abermil­
liarden Dollar zu verkaufen, mußten 
sie ein Problem erfinden, das durch 
das Deodorant gelöst wurde. Also er­
fanden sie den Körpergeruch. (...)

Nun hat irgendjemand eine funkel­
nagelneue Geisteskrankheit erfun­
den, die ’Computer illiteracy', den 
.Computeranalphabetismus’. Man

hat sie zu einer höchst gefährlichen 
Krankheit erklärt, und Eltern sind 
überzeugt, daß ihre Kinder schreck­
lich benachteiligt sein werden, wenn 
sie nicht gegen diese entsetzliche 
Seuche geimpft werden“.

Eine nützliche Gefahr

Hinter der gegenwärtigen Compu- 
terisierungskampagne der USA sind 
zwei Motive auszumachen, die im 
Grunde bloß eins sind: die „gelbe 
Gefahr“ und der Kampf der Elektro- 
nikkonzeme um Weltmarktanteile 
und Weltmarktmonopolisierung.

Der bereits erwähnte Bestseller 
The Fifth Generation von McCor­
duck und Feigenbaum trägt den be­
zeichnenden Untertitel: Künstliche 
Intelligenz und die japanische Com­
puterherausforderung der Welt. 
Darin schildern die Autoren die mit 
Regierungshilfe gefaßten Beschlüsse 
der japanischen Elektronikmultis, 
eine sogenannte „fünfte Computer- 
genersation“ zu entwickeln, die an­
geblich so „intelligent“ und zugleich 
kinderleicht zu benutzen ist, daß die 
Menschen alle aufkommenden Pro­
bleme den Computern zur Lösung 
anvertrauen können.

Seit Jahren benutzen Europas und 
Amerikas große Konzerne die „gelbe 
oder japanische Gefahr“ als Druck­
mittel, um Gewerkschaftern und Po­
litikern Konzessionen abzuringen, 
vor allem bei der Automation, die 
einzig und allein ihrem unersättli­
chen Profitstreben dienen. Jetzt ist 
halt die Elektronikindustrie dran.

Nicht ohne drohenden Unterton 
halten McCorduck und Feigenbaum 
ihren Computer- und zahlungsunwil­
ligen Landsleuten vor: „Die Wissens­
habenichtse werden mit denen, die 
Wissen haben, nicht auf einer Stufe 
stehen.“

Will sagen: wenn Ihr Ignoranten 
nicht Eure Steuergroschen hergebt 
und verhindert, daß die US-Elektro- 
nikbranche sich zum weltbeherr­
schenden Monopol zusammensch­
ließt, dann werden die USA bald zu 
den Habenichtsen gehören. Die Bot­
schaft ist angekommen. Präsident 
Reagan hat sogleich eine Regie­
rungskommission ins Leben rufen 
lassen, die auftragsgemäß festgestellt 
hat, das US-Erziehungswesen lasse 
sehr zu wünschen übrig. Es sei völlig 
veraltet und den Bedürfnissen von 
Staat, Militär und Großkapital ganz



und gar nicht adäquat. Die Elek ro- 
nikindustrie ist umso erfreuter, veil 
ein Vorstoß der Heimcomputerfi ma 
Apple im Herbst 1982 noch vom K on- 
greß abgeschmettert wurde.

Die sogenannte Apple Bill, die Ge­
setzesvorlage des Heimcompu Er­
bauers sah vor, daß die Firma je 1er 
US-amerikanischen Grund- i nd 
Oberschule einen Heimcompi ter 
schenken wollte. Natürlich nicht 
ganz umsonst. Zwar sollten die Schu­
len nichts bezahlen müssen, außer 
später für die sehr teuren Programme 
und Peripheriegeräte, doch die Steu­
erzahler sollten blechen. Für jeden 
verschenkten Computer verlangte 
Apple einen Steuerabschreibungsbo­
nus in doppelter Höhe der Herstel­
lungskosten des Geräts.

Das Parlament des Staates Califor­
nia hat Apple’s Angebot, wenn auch 
in modifizierter Form, akzeptiert. 
Für jeden Computer, den die Elek­
tronikkonzerne californischen Schu­
len und Universitäten verehren, dür­
fen sie von ihren in California anfal­
lenden Steuern etwas abschreiben, 
nämlich in Höhe von 25 Prozent des 
Marktwertes des Geräts.

Ein üppiger Markt

Daß es den Computerfabrikanien 
bei alledem durchaus nicht um die 
Erziehung geht, sondern schlicht und 
banal um Marktanteile, verrät das 
Fachorgan High Technology unter 
Berufung auf eine Marktforschungs­
firma: „Die Computerhersteller se­
hen in den Schulen den Schlüssel zum 
üppigen Markt für Heimcomputer. 
.Wenn ein Schüler in der Schule mit 
einem bestimmten Computerfa iri- 
kat umzugehen lernt, dann kauf er 
mit großer Wahrscheinlichkeit < as- 
selbe Modell für seinen Hau-ge­
brauch’“.

Kaum hat das Locken mit den billi­
gen Heimcomputern begonnen, da 
schrauben die Monopolisten der 
Branche, IBM und DEC, ihre v er- 
marktungswünsche schon um ein 
paar Tausender höher auf das Niv ;au 
der sogenannten Personalcomputer. 
Der Kampf ist voll entbrannt: auf der 
einen Seite die Heimcomputer na- 
cher, auf der anderen die anspru :hs- 
vollen Superkonzerne mit ihren Pro- 
fiprodukten.

Im Augenblick liegen die Kiemen 
vorn. Für sie hat das Stevens Institute 
of Technology in Hoboken, NJ, »-.ine 
Bresche geschlagen. Das ist eint In­
genieursschule mittleren Kali! ers. 
Ende Mai '83, zum Semesterende, 
berichtete die New York Times aus 
Hoboken:

„Seit neun Monaten haben sicn 80 
Studienanfänger am Stevens Insi tute 
of Technology als Pioniere bew; hrt. 
Sie sind die ersten Collegestudc iten 
des Landes, von denen man ver ingt 
hat, daß sie einen Mikrocomj uter

kaufen und für ihre Studien benut­
zen.“

Damit nicht genug: die Schullei­
tung des Stevens Institutes hat den 
Studenten sogar vorgeschrieben, 
welchen Mikro- oder Heimcomputer 
sie zu erwerben haben. „Im Septem­
ber ’82 auferlegte Stevens jenen 80 
Studenten, die Naturwissenschaften, 
Systemplanung und Management 
studieren wollten, einen Atari 800 
Mikrocomputer zu kaufen“ (New 
York Times).

Sind im Moment noch die Kleinen 
vorn, die Großen der Branche arbei­
ten sich schnell voran (wobei höhere 
Preisnachlässe der kapitalstarken 
Großfirmen offenbar den Ausschlag 
geben).

IBM hat mit der Carnegie-Mellon 
University in Pittsburgh ein Abkom­
men getroffen, wonach IBM sich ver­
pflichtet hat, ein verbessertes Modell 
seines kurrenten Personalcomputers 
zu entwickeln, und die Universität, 
„7500 dieser PCs abzunehmen und 
jeden Raum in der Uni und in den 
Studentenwohnheimen damit zu be­
stücken“.

Aber das ist bloß der Anfang. Ab 
1986 sollen alle Studierenden der 
Carnegie-Mellon University, einer

der Hochburgen der künstlichen In­
telligenzforschung, verpflichtet wer­
den, einen solchen, gewiß nicht billi­
gen LBM-Personalcomputer zu kau­
fen.

Eine große Spendierhose
Ist eine Hochschule indessen so 

hochangesehen wie das Massachu­
setts Institute of Technology, dann 
wird sie von allen Computermachern 
umworben. Resultat: „Die beiden 
größten Computerhersteller des Lan­
des, IBM und DEC, haben sich be­
reit erklärt, dem MIT Geräte und 
Personal im Werte von 50 Millionen 
Dollar zur Verfügung zu stellen“ 
(New York Times). Damit wollen die 
drei Partner ein auf fünf Jahre ange­
legtes Experiment zur totalen Com- 
puterisierung der unteren Semester 
in den Naturwissenschaften, Archi­
tektur, Planung, Management, Gei­
stes- und Ingenieurswissenschaften 
durchführen.

Wie immer großzügig das Abkom­
men auch aussehen mag, so radikal 
ist es in seiner Konsequenz. Nur 4000 
Studenten werden am Ende rund 
3000 hochkarätige Computerarbeits­
plätze zur Verfügung stehen, die al­
lesamt in ein integriertes System ver­
netzt sind, das von der gewaltigen 
Kapazität der 63 Z)£C-Minicompu- 
ter getragen wird.

Beim MIT ziehen DEC und IBM 
die Spendierhosen an, weil sie sich 
von der Kooperation mehrerlei mit­
telbaren wie unmittelbaren Nutzen 
versprechen: zum einen größere

Marktanteile, :um zw iten prakti­
sche Umsetzui g der cf >rt betriebe­
nen wissensch: ftlichen Forschung in 
neue marktfähi ge Produkte, und zum 
dritten geschul en Nachwuchs. Denn 
das MIT, die Carnegie-Mellon und 
die californische Stanford University 
sind die drei richtungsweisenden 
Computerforsc mngsstätten.

Wie aber steht es mit anderen Uni­
versitäten, minder qualifizierten 
technischen Ausbildungsstätten und 
ganz normalen Schulen?

Offensichtlich sollen die Studenten 
dazu ermuntert werden, mit dem 
Computer auch zu Hause zu arbei­
ten. Die New York Times hat im Mai 
’83 über die typischen Heimcompu- 
te ran Wendungen berichtet. Danach 
rangieren Computerspiele und 
Heimarbeit an der Spitze, dicht ge­
folgt von angeblich erzieherischen 
Zwecken bis hinunter zur Aufbewah­
rung von Kochrezepten und zum Ka­
lo rienzäh len.

Man darf füglich bezweifeln, ob 
Heimcomputer tatsächlich als Lehr­
mittel verwendet werden. Vieles 
spricht dafür, daß sie den Benutzer 
bloß besser für den kapitalistischen 
Konkurrenzkampf vorbereiten sol­
len.

Die Computererziehungspropag­
andisten Kearsley und Hunter bekla­
gen die mangelhafte „Vorbereitung 
der Lehrer“ für den Computerunter­
richt: „Obzwar Lehrerbildungsan­
stalten einen höheren Gang eingelegt 
haben, um so schnell wie irgend mög­
lich computergeübte Lehrer zu pro­
duzieren, wird sich das auf die Schu­
len noch jahrelang nicht auswirken. 
Die meisten Lehrer sehen sich völlig 
unvorbereitet, über Computer oder 
mit Computern Unterricht zu geben. 
Sie sind froh, wenn sie wenigstens mit 
ihren computererfahreuen Schülern 
gleichziehen können. (...) Oft sind 
ältere Kinder die einzigen Computer­
experten in der ganzen Schule.“

Ein neuer Lernort
In den USA ist keine einflußreiche 

Instanz oder Gruppe daran interes­
siert, die erzieherische Problematik, 
die durch den Computer genau bese­
hen nur noch verstärkt wird, ernst­
haft und mit sozialer Verantwortung 
zu lösen. Stattdessen offerieren be­
tuchte Universitäten ihren Fakultäts­
mitgliedern „crash courses“, Schnell­
kurse, im Umgang mit Computern, 
um im Gerangel um zahlungsfähige 
Studenteneltern nicht hinter die 
Konkurrenz zurückzufallen. Die 
Mehrzahl der Schulen hat für all das 
eh kein Gefd.

Selbst bei den wenigen Schulen, 
die sich die Anschaffung von Compu­
tern leisten können, stehen sie dann 
oft unbenutzt herum, weil das Geld 
nicht gereicht hat, um die erforderli­
chen Programme zu kaufen und die



Lehrer auszubilden.
Die meisten Lehrer sollen -  so 

möchte es wohl die Reagan-Regie­
rung -  Computer benutzen und mit­
einander konkurrieren. Wer die mei­
sten computerangepaßten Fachidio­
ten durch die Prüfung bringt, der soll 
dann für seine Leistung eine Kopf­
prämie erhalten. Reagans Gegen­
kandidat Mondale hat sich eilfertig 
diesem Industrie-genehmen Rezept

angeschlossen. Am liebsten möchten 
Reagan und die Seinen den Unter­
richt völlig reprivatisieren, und auch 
dafür gilt der Mikro- oder Heimcom­
puter als das ideale Vehikel.

Kearsley/Hunter schwärmen von 
„alternativen Lernumgebungen“ und 
denken dabei an das jeweilige Eltern­
haus. McCorduck und Feigenbaum, 
diese rabiaten Herolde der fünften 
Computergeneration, träumen schon

vom endgültigen Ende des öffentli­
chen Erziehungswesens: 

„Längerfristig betrachtet, wird die 
Klassenzimmer das gleiche Schicksal 
ereilen, das auch andere Institutio­
nen des Vorcomputerzeitalters ge­
troffen hat: d.h., da sie ihre Nützlich­
keit überlebt haben, werden sie ein­
fach dahinschwinden und abster­
ben.“



Hans Tammcn (Kassel) 

HESS1N VORN

Verwaltmgsautomation bedroht Arbeitnehmer und Studenten an hessischen
Hochscl ulen

Seit eit; gen Jahren existieren in Hessen Pläne zur verstärkten Automa­
tion der Verwaltung hessischer Hochschulen, die weitreichende Folgen 
für die in diesem Bereich beschäftigten Arbeitnehmer und auch für die 
Studierenden haben werden. Weitgehend unbeachtet von der Öffentlichkeit 
ist das hessische Rationalisierungskonzept - so und nicht anders muß es 
bezeich- et werden, denn der Zwang zur Rationalisierung (über Kontrolle 
und Ein parung von Personal) ist sicherlich Hauptmotor des ministeriellen 
Handeln - inzwischen an einem Punkt angelangt, an dem eine Einfluss­
nahme er Betroffenen bereits erschwert ist. Ein weiteres Moment dieses 
konzep' s, welches nicht ausser Acht gelassen werden darf, dürfte die 
verbesst te Kontrolle über die Studierenden sein. Umso wichtiger soll­
ten die ■ Pläne an die Öffentlichkeit getragen werden und müssen die 
Betrefft en über die Vorgänge informiert werden.

Geplant und zu einem gewissen Teil bereits eingeführt ist ein landeswei­
tes Verbundsystem der Verwaltungsrechner hessischer Hochschulen, um 
die Hochschulverwaltungen in ihren Aufgaben langfristig mit Elektroni­
scher Datenverarbeitung zu unterstützen. Ursprünglich innerhalb von vier 
Jahren (bis 1986, der Ausbau ist allerdings bereits in Verzug geraten) 
sollten alle hessischen Hochschulen mit jeweils 10 Dateien ausgestattet 
werden, die die wichtigsten Bereiche der Verwaltungsaufgaben abdecken 
sollen. Ungehinderten Zugang zu allen diesen Datensammlungen soll der 
"Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung" (HZD) mit Sitz in der Lan­
deshauptstadt Wiesbaden ermöglicht werden. Uber diese zentrale Regie­
rungsbehörde haben Ministerien und Landesregierung direkten Zugriff auf 
alle diese gespeicherten Daten. Ohnehin favorisiert der zuständige Aus­
schuss d,es Landtags ein Konzept, welches einen Grossteil der Rechen­
operationen direkt in der HZD durchführen lässt, während nur noch zeit­
kritisch«; sowie ein- und ausgabeintensive Operationen den Verwaltungs­
rechnen: vor Ort Vorbehalten bleiben.

1 Studenten-Operationssystem (SOS)
ln dieser Datei sollen alle nötigen Informationen über die eingeschrie­
benen Studenten gespeichert w«erden, w«ie z.B. Adresse, Fachrichtung 
und -Wechsel, Prüfungsanmeldung und vieles mehr. Als Vorteile werden 
in den Loistungsbeschreibungen u.a. die verbesserten Informationsmög­
lichkeiten der Mitarbeiter der Studentensekretariate und ähnliches 
genannt.

2 Prüfungs-Operationssystem (POS)
Dies bedeutet die Einbeziehung der wissenschaftlichen Prüfungsämter 
in das System. Sofortige Kontrolle z.B. der Zulassungsvoraussetzungen 
zur Prüfung wird als Vorteil angegeben.

3 Lehrveranstaltungssystem (LVS)
Hierdurch, soll die Raumausnutzung verbessert, doppelte Hörsaalbenut­
zung ausgeschlossen werden, u.a.

Kommunikation per Bildschirm 

■o kann niemals ein Ersatz

für das persönliche 

Gespräch sein!

Was alles gespeichert werden soll



4 Personalverwaltungssystem (PVS/PSA)
Wohl die wichtigsten und in ihren Auswirkungen bekanntesten EDV- 
-Systeme in betrieblichen und öffentlichen Verwaltungen dürften die 
Personaiverwaltungssysteme sein. Mit über 300 gespeicherten Daten 
pro Arbeitnehmer sind diese Systeme den aus betrieblichen Bereichen 
bekannten wie "PAISY" o.ä. ebenbürtig. Ursprünglich als PVS geplant, 
ist momentan eine effektivere Variante in der Entwicklung: das PSA 
("Personalverwaltungssystem am Arbeitsplatz"). Laut "Hessischer Leh­
rerzeitung" nimmt das PSA mehrere automatische Kontrollen der be­
treffenden Sachbearbeiter vor: Vollständigkeitsprüfungen, Formalprü­
fungen, Terminüberwachungen, Zulässigkeitsprüfungen, u.a. Auch sog. 
"Fehlerprotokolle" sind konzipiert, die jeden Fehler, den der Sachbear­
beiter eingibt, automatisch ausdruckt - wie auch der Ausdruck aller 
Operationen der Sachbearbeiter vorgesehen ist. Nicht nur Menge, son­
dern auch Qualität der Leistungen der Arbeitnehmer können auf diese 
Weise einer ständigen Kontrolle unterzogen werden. Es ist nicht aus- 
zuschliessen, daß diese Art Kontrolle über die Sachbearbeiter nicht 
auch für die anderen entwickelten Systeme gelten wird.

Ein dienstbarer Heinzeimann - aber hinterhältig

Besondere Beachtung verdienen diejenigen technischen Hilfsmittel, deren - 
Einführung im Gefolge von EDV-Anlagen diskutiert werden. Zu diesen 
Hilfsmitteln gehören z.B. der maschinenlesbare Ausweis oder die elektro­
nische Türöffnung. Da diese Systeme an der Gesamthochschule Kassel 
bereits existieren bzw. bald eingeführt werden sollen, seien sie hier et­
was näher beleuchtet.

Im Bereich der Bibliothek existiert bereits der maschinenlesbare Benut­
zerausweis. Wenn früher Ausleihe und Rücknahme von Büchern von meh­
reren Bediensteten durchgeführt werden mussten, reicht heute in der 
Regel eine Person aus, um die erforderliche Arbeit auszuführen. Diese 
besteht zumeist darin, daß mit einem Stift sowohl über den Benutzeraus­
weis wie auch über die in den Büchern eingeklebten Markierungen gestri­
chen werden muß, und in einem Blick auf das Datensichtgerät, um fest­
zustellen, ob Mahngebühren zu entrichten sind, o.ä. Der maschinenlesbare 
Studenten- oder Personalausweis existiert noch nicht, soll aber nach Ein­
schätzung der GEW in Hessen etwa ab 1987 eingeführt werden.

5 Lohn- und Gehaltsabrechnungssystem (LBV)
Diese Datei soll die Lohn- und Gehaltsabrechnungen für die an hessi­
schen Hochschulen Beschäftigten regeln.

6 Kassenverwaltungssystem (KAS)
Dieses System soll die Universitätskassen bei ihren Verwaltungsaufga­
ben unterstützen. U.a. würde die Einführung dieser Datei den vom

«
ssischen Landesrechnungshof geforderten Einzelnachweis für gezahlte 
Idiengebühren ermöglichen (in Hessen muß ab einer bestimmten 
mesterzahl 250 DM Studiengebühr bezahlt werden. Bei geleisteter 
Gremienarbeit oder ähnlichen Gründen ist eine Befreiung von dieser 
Gebühr möglich. Die bisher z.T. lockere Handhabung der Befreiungs­

praxis durch die zuständigen Stellen dürfte sich bei Einführung dieses 
Systems durch die verbesserte Kontrolle des Landesrechnungshofes 
gewiß ändern).

7 Mittelbewirtschaftungssystem (MBS)
Dieses System soll die Kontrolle der finanziellen Ausgaben der Hoch­
schule verbessern.

8 Bibliotheksverfahren (B1B)
Hierin werden alle Ausgabe-, Rückgabe- und Verlängerungsbuchungen 
geführt. Sofortige Kontrolle, ob ausgeliehene Bücher noch nicht zu­
rückgegeben wurden, u.ä.

9 Bauverwaltungssystem (BAU)
Vorgesehen für Raumplanung und Unterstützung der Hochschulbauäm­
ter.

10 Inventarverwaltungssystem (IVS)
Speichert den gesamten Inventarbestand der Hochschulen um Ver­
schwinden zu vermeiden.

Diese Dateien sind zum Teil - da bereits 1982 mit der Einrichtung sol­
cher Systeme begonnen wurde - wenn auch noch nicht umfassend, so 
doch auf Hochschuiebene bereits in Betrieb.

Schnittstellen

Vorjpesehen sind auch sog. "Schnittstellen", d.h. Verbindungen zwischen 
den Dateien, die die Verknüpfung von Daten erlauben, die in verschiede­
nen Datensammlungen gespeichert sind. Ein nicht zu unterschätzender 
Vorteil für die Verwaltung, braucht auf diese Weise nicht jede erfasste 
Person für jede neue Datensammlung -zusätzlich gespeichert werden. Aus 
der Verknüpfung solcher Daten, die für sich allein vielleicht harmlos 
erscheinen mögen, erwachsen jedoch bereits Probleme: sie alle fliessen 
ein in Persönlichkeitsprofile, welche genaue Kontrolle und Einschätzung 
des betreffenden Arbeitnehmers (oder auch Studenten) erlauben. "Raster­
fahndungen", mit denen grosse Erfolge bei der Terroristenbekämpfung 
erzielt worden sind, stützen sich u.a. auf solche Persönlichkeitsprofile. 
Bei einer Zusammenarbeit von Regierungsbehörden mit den Hochschulver­
waltungen durch Austausch solcher Daten wäre bei diesem Rechnerver­
bund noch nicht einmal die Kooperation mit der lokalen Hochschulverwal­
tung notwendig. Wie oben bereits beschrieben, hat die "Hessische Zentra­
le für Datenverarbeitung" Zugang zu allen diesen Datensammlungen. Eine 
Zusammenarbeit dieser Institution mit anderen Behörden wie Polizei, 
BKA, Verfassungsschutz o.ä. wäre denkbar. Die technischen Möglichkeiten 
dazu sind bereits vorhanden: Private wie öffentliche Verwaltungen wer­
den heutzutage durch EDV in einem Maße unterstützt, in dem die tech­
nischen Möglichkeiten für einen Vergleich verschiedener Datenbänke mög­
lich sind. Aus diesem Vergleich können Schlüsse über den betroffenen 
Arbeitnehmer gezogen werden. Rechtlich ist ein solcher Vergleich unzu­
lässig. Jedoch zeigen zahllose Beispiele aus Betrieben und öffentlichen 
Verwaltungen, daß auch hier Gesetze und Verordnungen nicht automatisch 
vor Missbrauch schützen. Als Faustformel gilt: es gibt keine Datensicher­
heit!

An der Gesamthochschule existiert auch der Plan, die herkömmliche Ge- 
neralschliessanlage durch ein elektronisches System der Türöffnung zu 
ersetzen. Dies würde dann so funktionieren, daß der Benutzer statt eines 
Schlüssels nur noch seine "Scheckkarte" in einen Schlitz neben der Tür 
steckt und den Öffnungsvorgang auslöst. Vorteil wären nicht nur die 
geringeren Umstellungs- und Wiederbeschaffungskosten im Falle des Ver­
lustes der Karte (zum einen würde die Karte selbst nur Pfennige kosten, 
zum anderen würde statt eines kostspieligen Auswechselns der Schliesszy- 
linder ein einfaches Umprogrammieren genügen), sondern auch die nähere 
Bestimmung der Zugangsberechtigung. Bestimmte Räume wie Labors, o.ä 
könnten dann nur zu den Zeiten betreten werden, die laut Programmie­
rung freigegeben sind. Der Nachteil liegt auf der Hand: ist ein solcnes 
System erst einmal eingeführt, sind Speicher- und Kontrollmöglichkeiten 
der Benutzung einzuführen gar kein Problem mehr. Da jeder seine perso­
nenbezogene Kennkarte besitzt, kann leicht festgestellt werden, welche 
Person zu welchem Zeitpunkt in welchen Räumen gewesen ist. Die Über­
wachung der Arbeitszeit - auch von studentischen Hilfskräften - kann 
so erheblich besser kontrolliert werden, als z.B. durch elektronische 
Stechuhren, wie sie in der Uni Marburg üblich sind. Nun erscheint auch 
die an der GhK geführte Diskussion um Gleitende Arbeitszeit in einem 
neuen Licht: mit diesem Türöffnungssystem lassen sich Gleitende Arbeits­
zeiten erst wirksam kontrollieren. Der erste Schritt ist übrigends bereits 
getan: Die Benutzerversammlung der neuen Grossrechenanlage beschloss 
im Februar d.J. dieses Türöffnungssystem für die Terminalräume, um 
die Benutzung des Rechners besser zu überwachen. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis dieses System auch in andere Bereiche der Hochschule Ein­
zug gefunden hat.

Denkbar wäre der maschinenlesbare Ausweis für Personal und Studenten, 
der Eingang zu bestimmten Räumen verschafft, bei der Bücherausleihe 
und bei allen anderen Verrichtungen innerhalb der Hochschule nutzbar 
ist. Entsprechende Speicherungen vorausgesetzt, wäre eine umfassende 
Überwachung der Bewegungen, der Tätigkeiten, der Leistungen der be­
troffenen Personenkreise gegeben. Das bekannte Beispiel jenes Arbeiters 
eines süddeutschen Betriebes, der entlassen werden konnte, weil er pro 
Tag drei Flaschen Bier in der Kantine erwarb, kann auch hier als war­
nendes Beispiel dienen: die eigentlich nützliche Einführung von Ausweis­
lesegeräten an der Kantinenkasse, wobei die Beträge erst gespeichert 
und dann am Monatsende vom Gehaltskonto abgezogen werden, liess 'sich 
so direkt für einen Kündigung benutzen. Ähnliches gilt für alle hier dis­
kutierten Systeme. Unter dem Deckmantel der Arbeitserleichterung ver­
bergen sich Arbeitsplatzverlust und Repression.

Nebenbei - natürlich werden sich alle Verantwortlichen überschlagen, 
deutlich zu machen, daß vieles von dem hier dargestellten völlig spe­
kulativ sei. Ein Teil der Schnittstellen ist gar nicht vorgesehen, Speiche­
rungsmöglichkeiten bei dem Türöffnungssystem z.B. soll gar nicht mit 
eingebaut werden. Im Zuge einer immer stärkeren Kapitalisierung und 
Durchrationalisierung des Hochschulbetriebs wird jedoch auch die Kultus­
bürokratie gezwungen sein, ihre Repression über Beschäftigte und Studen­
ten zu verstärken. Wenngleich der eine oder andere Teil der Problematik 
auch momantan nicht gewollt, die Pläne auf Eis gelegt sind, dürfte die 
Diskussion darüber in den nächsten Jahren mit Sicherheit auf uns zu 
kommen.

Zum öffentlich-rechtlichen



2 Millionen Arbeitsplätze in den lächsten 10 Jahren

Der Zwang nach Einrichtung solcher Daten ammlungen und das Bedürfnis 
nach Abgleich verschiedener Dateien wächst ständig. Die Ergebnisse sind 
ja auch berauschend: Nach einer Schätz: ng der ÖTV verspricht das 
Rationalisierungspotential durch neue Büro- und Kommunikationstechnolo­
gien in den nächsten zehn Jahren eine "Freisetzung" von ca. 2 Millionen 
Arbeitsplätzen. An der Gesamthochschule Kassel z.B. wurden vor etwa 
10 Jahren in der Verwaltung 5.000 Studenten mit einem Personalbestand 
erfasst, der heute mithilfs des Studenten-Operationssystems fast die dop­
pelte Anzahl Studenten bearbeiten kann - ein reiner Erfolg der EDV. 
Nach einer simplen Rechnung kann ein ganzer Arbeitsplatz eingespart 
werden, wenn 100 Arbeitnehmer pro Tag 1,8 Minuten länger produktiv 
sind. Die Beschäftigten einer besseren Leistungskontrolle zu unterziehen, 
Leerlaufzeiten und andere unproduktive Momente zu reduzieren, schlägt 
also direkt um in messbare Stelleneinsparungen.

Welche Möglichkeiten bleiben uns?
Entsprechend schwierig gestaltet sich der Widerstand gegen das Automa­
tionsmodell. Abgesehen davon, daß diese Entwicklung bereits mit der 
allgemeinen Einführung von elektronischer Datenverarbeitung in betrieb­
lichen und öffentlichen Verwaltungen begonnen hat, ist die Möglichkeit, 
das hessische Konzept insgesamt zu verhindern, bereits abgefahren. Wie 
eingangs erwähnt, ist mit der Einrichtung dieser Systeme bereits 1982 
begonnen worden. Eine Verhinderung des Gesamtkonzeptes wäre ohnehin 
nicht möglich gewesen, da Produktion und Reproduktion der kapitalisti­
schen Gesellschaft in den letzten Jahren immer stärker auf solche Auto­
mationsmodelle angewiesen und das Kapital diese immer offensiver 
durchgesetzt hat. Und nicht nur diese Gesellschaft: auch die Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaften zeigt eine immer größer werdende Ab­
hängigkeit von EDV-gestützten Prozessen. Jedoch an der spezifisch kapi­
talistischen Form als Repressions- und Arbe tsplatzvernichtungsinstrument 
von Kapital und Staat gegenüber den Subalternen müsste angesetzt wer­
den. Das Hauptaugenmerk von Beschäftigten und Studenten ist also kon­
kret darauf zu richten, auf gerade jene Tei e des Konzeptes einzuwirken, 
die diese Instrumentalisierung möglich mache n:

Verhinderung von Personalinformatlons- tnd Studentenoperationssyste­
men,
maschinenlesbaren Ausweisen und elektron sehen Türöffnungssystemen 
Verhinderung des landesweiten Verbunds ier Dateien und der Durch­
führung von Operationen in der "Hessischen Zentrale für Datenverar­
beitung"
die beim "Personalverwaltungssystem an Arbeitsplatz" konzipierten 
Möglichkeiten der Überwachung von Meng i und Leistung der Mitarbei­
ter muss für alle Formen elektronischer Datenverarbeitung abgelehnt 
werden

- auf ein funktionierendes Rationalisierungs .bkommen, welches dem Ar- 
beitsplatzabbau entgegenwirkt, muss hingeurbeitet werden.

Viel bleibt tatsächlich nicht mehr übrig.

Die Zeit drängt, da mit zunehmender Krise die Spielräume für gewerk­
schaftliches Handeln geringer werden, und der Zwang für Kapital und 
Staat, zu kontrollieren und zur rationalisieren, grösser wird. Hier sind 
auch Präsident und Verwaltung dieser Hochschule gefordert: sie könnten 
einen wesentlichen Beitrag für die Verunmöglichung dieses Rationalisie­
rungsmodells und damit für den Schutz ihrer Mitarbeiter leisten, in dem 
sie sich der Einführung bestimmter Teile dieses Konzeptes widersetzen.

Zum einen hat der Personalrat deshalb bereits vor Jahren eine Dienstver­
einbarung ausgearbeitet, die eine Einflussnahme der Mitarbeitervertretung 
bei der Einführung aller neuen Technologien vorsieht (weitergehend als 
die derzeit gültige zwischen Hauptpersona'rat und Kultusminister, die 
nur die Einführung von Bildschirmarbeitsplätzen in die Diskussion mitein- 
bezieht - allerdings weitergehende lokale Vereinbarungen ausdrücklich 
vorsieht). Der Präsident hat diese jedoch ohne Rückkopplung mit dem 
Personalrat an den KuMi geschickt, wo sie dann prompt abgelehnt wurde, 
und bisher jedes Gespräch darüber abgelehnt. Dies lässt ahnen, inwieweit 
hier Solidarität erwartet werden kann. Zum anderen arbeitet an der GhK 
seit Jahren eine Forschungsgruppe an der weiteren Nutzbarmachung des 
von der H1S entwickelten "Personalinformationssystems am Arbeitsplatz" 
für die hessischen Verwaltungen. Aus Wiesbaden ist vor einiger Zeit An­
weisung gekommen, die Forschungstätigkeit einzustellen, da das Gesamt­
konzept aus unerfindlichen Gründen ins Stocken geraten ist. Die For- 
schungägruppe forscht jedoch munter weiter. Auch hier ist der Präsident 
gefordert, diesem Treiben ein Ende zu bere:ten. Er ist vor ein paar Jah­
ren auch mit den Stimmen der ÖTV-Kollegen gewählt worden, und wohl 
kaum, weil er sein GEW-Mitgliedsbuch an der Tür zu seinem Büro ab­
gibt.

Darüberhinaus haben die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes noch 
mit einer Schwierigkeit zu kämpfen, die sie von den Industriegewerk­
schaften unterscheidet und die Mobilisierung der Kolleginnen und Kollegen 
erschwert. Die Beschäftigten im Hochschulbetrieb werden nicht bei 
Durchführung von Rationalisierungsvorhaben hinausgeworfen wie in der 
Industrie, sondern "überflüssige" Stellen werden in der Regel nach Frei­
werden gestrichen, so daß niemand um seinen Arbeitsplatz direkt fürch­
ten muß (nebenbei - übersehen wird dabei natürlich, daß der Verwaltung 
über Personalinformationssysteme wie das oben beschriebene PSA, das 
Türöffnungssystem o.ä., Instrumente in die Hand gegeben sind, welches 
durch seine Überwachung aller Tätigkeiten des Arbeitnehmers Gründe 
sammelt,die eine Entlassung rechtfertigen!).

Unmöglich ist jedoch nichts, wie das Beispiel der Universität Bielefeld 
zeigt: hier konnte die Einführung eines Personalinformationssystems durch 
die Beschäftigten verhindert werden. Allerdings spielen hier auch einige 
nicht wiederholbare Momente mit. So wurde z.B. mitten in der Diskus­
sion um diese Frage auf einem Gang in dem Uni-Gebäude ein Müllsack 
mit ausgedruckten Informationen aus der (bereits eingeführten, aber mit 
geringerem Datenumfang ausgestatteten) Personaldatei gefunden, mit Be­
förderungsempfehlungen, Disziplinareintragungen, u.ä., dessen Inhalt ei­
gentlich in den Reisswolf gehören sollte. Ein solcher Vorfall erschwert 
natürlich die ständige Beteuerung der Verwaltung, solche Systeme seien 
vollkommen kontrollierbar, Mißbrauch somit ausgeschlossen. Auch andere 
Beispiele zeigen, daß der Kampf gegen diese Rationalisierungs- und Re­
pressionsinstrumente - nicht erst seit der Volkszählung - nicht unmöglich 
ist. Dieser Problembereich ist auch in den anderen Bundesländern inzwi­
schen zu einem der wichtigsten Betätigungsfelder der ÖTV und ihrer Be­
triebsgruppen geworden. Auch die Diskussion um die Einführung der 
35-Stundenwoche ist aus der Einsicht um die Umwälzungen der lej^Ai 
Jahrzehnte, die die neuen Technologien in die Arbeitswelt gebracht^ff- 
ben, erwachsen. Der Kampf um die 35-Stundenwoche kann auch unter 
diesem Aspekt gesehen werden: im Zusammenhang mit einem funktionie­
renden Rationalisierungsschutzabkommen wäre die Einführung einer Wo­
chenarbeitszeitverkürzung ein großer Fortschritt in der Auseinanderset­
zung um die negativen Folgen der neuen Technologien.

Leider sind wir noch in dem Stadium, wo das Material gesichtet werden 
muß. Das Ausmaß der tatsächlich installierten Anlagen ist nicht genau 
abzuschätzen und kann tatsächlich bereits umfangreicher sein, als an 
dieser Stelle dargestellt. Wir hoffen jedoch, den bereits abgefahrenen 
Zug noch einholen zu können und einige Waggons davon abhängen zu kön­
nen. Die schon lang existierenden gewerkschaftlichen Initiativen gegen 
die Rationalisierungs- und Repressionsinstrumente, der Kampf um Ar­
beitszeitverkürzung, wie auch die breite öffentliche Beteiligung beim 
Widerstand gegen die Volkszählung zeigen, daß die Problematik in das 
Bewusstsein der Menschen eingezogen ist. Das lässt hoffen.

Hans Tammen 
AStA der Gesamthochschule Kassel
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AStA-Laden

Fachschaften können im AStA-Papierladen Büromittel (Locher, Hefter, 

Ordner, Stifte, Kleber, ...) auf AStA-Kosten kaufen.

Dazu muß zuerst eine "Materialanforderung" ausgefüllt werden.

Die ausgefüllte Materialanforderung muß dann noch von einem 

unterschriftsberechtigten AStA-Referenten unterschrieben werden 

wegen der Kostenübernahme. Ohne diese Unterschrift gibts nix 

umsonst! Die unterschriftsberechtigten Referenten sind die vom 

Stupa gewählten Leutchen (siehe Seite

Mit dem ausgefüllten und unterschriebenen Zettel dann ab zum 

Papierladen .

v .

Der AStA-Laden ist in den Vorlesungswochen Mo - Fr von 

93° - 14°° Uhr geöffnet.

Ihr findet ihn gegenüber der Essensmarkenausgabeschalter in 

der Innenstadtmensa, Tel.: 162617
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